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Vorwort

Sie putzen in Haushalten, ernten Gemüse, arbeiten 
auf dem Bau, betreuen Kinder, Pflegebedürftige und 
ältere Menschen, übernehmen Gartenarbeiten oder sind 
in der Gastronomie tätig. In der Regel handelt es sich um 
wenig attraktive Arbeitsverhältnisse mit meist niedriger 
Entlöhnung, für welche keine andern Arbeitskräfte 
gefunden werden können, in denen so genannte Sans-
Papiers tätig sind. 

Als Sans-Papiers werden Menschen bezeichnet, die 
sich ohne gültige Aufenthaltspapiere in einem Land 
aufhalten, was nicht heisst, dass sie deswegen über keine 
Identitätspapiere verfügen. Die meisten Sans-Papiers 
sind auf der Suche nach Arbeit und besseren Lebensbe-
dingungen – legal oder illegal – in die Schweiz migriert 
und gehen einer Erwerbstätigkeit nach.

Auf politischer Ebene wurde die Frage der auslän-
derrechtlichen Illegalität bisher hauptsächlich unter dem 
Blickwinkel der Bekämpfung der illegalen Einwanderung 
behandelt. Um illegalen Aufenthalt zu verhindern, hat 
sich die Schweiz in erster Linie für restriktive Zulassungs-
regeln entschieden. Eine Regularisierung ist nur in 
schwerwiegenden persönlichen Einzelfällen möglich. 
Dieser ordnungspolitische Standpunkt ist insofern 
nachvollziehbar, als der Staat bemüht sein muss, die 
Rechtsordnung durchzusetzen. Im Gegensatz dazu 
befürworten Kreise, welche die Situation der Sans-
Papiers gut kennen, einen pragmatischen Ansatz.

Die Vorgängerin der Eidgenössischen Kommission 
für Migrationsfragen EKM, die Eidgenössische Auslän-
derkommission EKA, hat sich der Frage der Sans-Papiers 
mehrfach in ihrer Eigenschaft als Vermittlerin ange-
nommen. Sie beteiligte sich an Gesprächen mit Grup-
pierungen der Zivilgesellschaft, brachte die Thematik 
bei den Verantwortlichen des Eidgenössischen Justiz- 
und Polizeidepartements und des Bundesamts für  
Migration ein und richtete zwischen 2005 und 2007 eine 
Arbeitsgruppe mit Vertretern aus kantonalen Behörden 
und Zivilgesellschaft ein, welche Erleichterungen bei  
Härtefallgesuchen von lange anwesenden Sans-Papiers 
erwirken wollte – mit leider bescheidenem Erfolg. 

Im Bewusstsein darum, dass irreguläre Migrations- 
situationen in einer globalisierten Welt nicht verschwin-
den werden und dass auch in der Schweiz die Nachfrage 

nach den Arbeitsleistungen von Sans-Papiers weiter be- 
stehen bleibt, möchte die EKM mit der vorliegenden 
Publikation die Thematik erneut aufgreifen. Sans-Papiers 
befinden sich zwar in einer irregulären Situation. Dies 
bedeutet aber nicht, dass sie nicht auch über Rechte ver-
fügen und Anspruch auf ein menschenwürdiges Leben 
haben. Diese Haltung hat sich seit dem Sommer 2001, als 
verschiedene Gruppierungen der Zivilgesellschaft 
medienwirksam auf die problematische Situation von 
Sans-Papiers hinwiesen, inzwischen auf breite Kreise der 
schweizerischen Öffentlichkeit ausgedehnt. Gerade 
Jugendliche, die keine andere Heimat als die Schweiz 
kennen, sollen wie ihre Altersgenossen das Recht auf 
Bildung geniessen dürfen – auch nach der obligatori-
schen Schule. 

Die im Auftrag der EKM erstellte Studie geht den 
komplexen Mechanismen nach, weshalb Personen in der 
Schweiz Sans-Papiers sind, beschreibt ihre Lebenslagen 
vor dem Hintergrund der Veränderungen der letzten 
zehn Jahre und zeigt die Brennpunkte auf, die sich in 
verschiedenen Politikbereichen ergeben. Die EKM hofft, 
damit aufzeigen zu können, dass die irregulären Situa-
tionen nicht einfach auf das Verschulden einzelner Per-
sonen zurückzuführen sind, sondern auch in der 
Verantwortung unserer Gesellschaft liegen, die nun mal 
nicht frei von Widersprüchen ist.

francis Matthey
Präsident Eidgenössische Kommission  
für Migrationsfragen

vorwort
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1  
Zusammenfassende Darstellung

Die Anwesenheit von Menschen ohne Aufenthalts-
erlaubnis hat in der Schweiz seit den 1980er-Jahren immer 
mehr an Bedeutung gewonnen. Sans-Papiers – wie sie 
gemeinhin genannt werden – halten sich in der Schweiz 
auf, weil sie sich ein besseres Leben erhoffen. Doch leben 
sie im Schatten der Gesellschaft. Sie versuchen nicht auf-
zufallen und führen dennoch weitgehend ein Leben wie 
andere Zugewanderte: Die Kinder gehen zur Schule und 
die Erwachsenen arbeiten, um mit einem Teil ihres Lohns 
ihre Familien im Herkunftsland zu unterstützen. 

Ausländerrechtlich unbewilligter Aufenthalt kann ver-
schiedenste Gründe haben: illegale Einreise und Verbleib, 
Verlust einer vormals erlangten Bewilligung, ein rechtskräf-
tig abgewiesenes Asylgesuch oder die Geburt eines Kindes 
von Eltern ohne Aufenthaltserlaubnis. In den letzten zehn 
Jahren befassten sich zahlreiche Studien mit verschiedenen 
Themen und Problemstellungen zum illegalen Aufenthalt 
in der Schweiz. Im Sinne einer Standortbestimmung hat die 
vorliegende Studie das Ziel, einen Überblick über die Ver- 
änderungen des politischen und rechtlichen Rahmens der 
irregulären Migration der letzten zehn Jahre in der Schweiz 
zu geben. Zudem werden die Entwicklungen in verschiede-
nen Lebensbereichen von Sans-Papiers aufgezeigt und aktu-
elle Spannungsfelder diskutiert. 

Vielfältige hintergründe der irregulären  
Migration

Migration hat wirtschaftliche, politische und soziale 
Hintergründe. Auch irreguläre Migration entsteht im 
Spannungsdreieck von Wirtschaft, Migration und Politik: 
Der Nachfrage der Wirtschaft nach Arbeitskräften wird 
von Migrantinnen und Migranten entsprochen, die ihr 
Leben und das ihrer Familien verbessern wollen. Die 
Zuwanderungsländer versuchen jedoch, unkontrollierte 
Zuwanderung zu verhindern, beziehungsweise Migra-
tion nur selektiv zuzulassen. Um ungewollter Migration 
entgegen zu treten, greifen sie zu verschiedenen Kon- 
trollmassnahmen, die von Migrationsprävention und  
Zulassungsbeschränkungen bis hin zu Kontrollen im  
Landesinnern reichen, wie beispielsweise Massnahmen 
zur Bekämpfung von Schwarzarbeit. Wissenschaftliche 
Untersuchungen zeigen auf, dass eine rigide Kontrolle 
der irregulären Migration nicht immer im Interesse des 
Staates liegt, zumal Sans-Papiers flexible Arbeitskräfte 
sind und somit häufig als Konjunkturpuffer dienen. 

bedeutung und ausmass irregulärer  
Migration

Das Ausmass der Migration wird von der UNO welt-
weit auf rund 214 Millionen Migrierende geschätzt, 
wobei der Anteil der irregulären Migration bei etwa 
10-15 Prozent liegt. 1 Die neuesten Schätzungen für die 
Europäische Union (EU-25) belaufen sich auf 1,9 bis  
3,8 Millionen Sans-Papiers. Obwohl die Bekämpfung der 
irregulären Migration auf der migrationspolitischen 
Agenda der EU seit einigen Jahren einen wichtigen Platz 
einnimmt, haben die staatlichen Regulierungen zur Ver-
meidung von Zuwanderung nur begrenzte Wirkung auf 
die Anwesenheit von Sans-Papiers, wie komparative Stu-
dien belegen. Um die Folgen der irregulären Migration 
zu korrigieren, führten einige Staaten Europas (Frank-
reich, Italien, Griechenland, Spanien) kollektive Regula-
risierungen von Personen ohne geregelten Aufenthalt 
durch, wodurch zwischen 1973 und 2008 4,3 Millionen 
Menschen eine Aufenthaltsgenehmigung für ihr Zielland 
erhielten (Baldwin-Edwards und Kraler 2009).

Schätzungen zur Anzahl der Sans-Papiers in der 
Schweiz schwanken zwischen 70 000 bis 300 000 Perso-
nen, wobei eine vom Bundesamt für Migration (2004) in 
Auftrag gegebene Studie von 90 000 Menschen ohne 
geregelten Aufenthalt ausgeht. Während über die Ent-
wicklung der irregulären Migration in der letzten Dekade 
Uneinigkeit herrschte, ist unbestritten, dass sie konjunk-
turabhängig und eng mit der Arbeitsmarktsituation ver-
bunden ist. Durch ihren Status sind Sans-Papiers in beson-
derem Masse auf eine Arbeitsstelle angewiesen und 
bleiben oft nur so lange, wie sie einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen können. Abgesehen vom Arbeitsmarkt wirkt 
sich auch die Asylpolitik auf die Anzahl der Papierlosen 
aus: Die in den letzten fünf Jahren beobachtete Zunahme 
von abgewiesenen Asylsuchenden lässt somit auch auf 
einen Anstieg von Personen ohne Aufenthaltsberechti-
gung schliessen.

1.1 Methodische hinweise

Im Rahmen dieser Studie wurden neben einer  
systematischen Literatur- und Dokumentenrecherche 
zusätzlich zwanzig teilstrukturierte Interviews mit Fach-
personen geführt. Im Anschluss daran wurden in zwei 
Fokusgruppengesprächen mit insgesamt elf Teilnehmen-
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den zentrale Brennpunkte und kontroverse Aussagen 
der Interviews einer eingehenden Diskussion unter- 
zogen. Bei der Auswahl der Interviewpartnerinnen und 
-partner wurde darauf geachtet, dass sie einen möglichst 
umfassenden Überblick über die Thematik haben, in 
ihrer Arbeit in direktem Kontakt zu Sans-Papiers stehen 
und ausserdem verschiedene Regionen und Kantone der 
Schweiz vertreten. 

Um den Sans-Papiers ein «Gesicht» zu verleihen und 
ihre Migrationsgeschichte sowie Lebenssituation in der 
Schweiz zu veranschaulichen, wurden sieben Personen, 
die entweder früher einmal Sans-Papiers waren oder es 
heute noch sind, interviewt.

Im vorliegenden Bericht werden die Erkenntnisse 
aus Studien, offiziellen Dokumenten und «grauer Litera-
tur» mit den Einschätzungen der befragten Fachleute 
und Sans-Papiers kombiniert, um so einen möglichst 
umfassenden Überblick über die Tendenzen und Ent-
wicklungen zu erhalten.

1.2 allgemeine politische und rechtliche 
entwicklungen

Verschiedene allgemeine politische Entwicklungen 
müssen in Betracht gezogen werden, um die Tendenzen 
der ausländerrechtlichen Realität in der Schweiz zu ver-
stehen. Der Fokus der schweizerischen Migrationspolitik 
auf die Personenfreizügigkeit mit den EU-Staaten einer-
seits und auf eine Elitemigration aus Drittstaaten ande-
rerseits hat sich in den letzten Jahren im so genannten 
dualen Zulassungssystem konsolidiert und entspricht 
damit weitgehend dem allgemeinen europäischen Trend. 
Die Zulassung von Arbeitsmigrantinnen und -migranten 
aus Drittstaaten ist damit auf Hochqualifizierte und auf 
den Familiennachzug beschränkt. 

Das Freizügigkeitsabkommen zwischen der Schweiz 
und den EU/EFTA-Staaten hat dazu geführt, dass sich 
kaum noch EU/EFTA-Staatsangehörige ohne gültige Auf-
enthaltspapiere in der Schweiz aufhalten. Gleichzeitig 
wurde in den letzten Jahren zu verschiedenen politi-
schen Massnahmen gegriffen, um die Zuwanderung aus 
Drittstaaten zu steuern und die irreguläre Migration zu 
unterbinden. Mit dem Schengen-Assoziierungsabkom-
men und den entsprechenden Gesetzesanpassungen hat 
unter anderem eine Verschärfung der Visapolitik statt- 
gefunden, womit die Einreise aus den meisten nicht-
europäischen Ländern erschwert wurde. Eine weitere 
Folge des Schengen-Beitritts der Schweiz ist die Verschie-
bung der Grenzkontrollen von den Landesgrenzen ins 
Landesinnere sowie an die EU-Aussengrenzen. Während 
es grundsätzlich einfacher geworden ist, innerhalb der 
EU zu zirkulieren, haben die Personenkontrollen im 

Inland im grenznahen Raum zugenommen. Auch das 
Bundesgesetz gegen Schwarzarbeit führt zu vermehrter 
Kontrolle im Landesinnern. Zudem konnte in den letzten 
Jahren allgemein ein verstärkter Daten- und Informations- 
austausch zwischen verschiedenen Behörden beobachtet 
werden. 

Diese Praxis ist in den neuen Ausländer- und 
Schwarzarbeitsgesetzen verankert. Ein folgenschwerer 
Wendepunkt in der Asylpolitik war der Sozialhilfestopp 
für Asylsuchende mit Nichteintretensentscheid (2004) 
und für abgewiesene Personen (2008), die seither nur 
noch Nothilfe beantragen können. Zwar sind die betrof-
fenen Personen bei den Behörden registriert, werden 
aber trotzdem als Sans-Papiers betrachtet und riskieren 
somit jederzeit eine Ausschaffung. Expertinnen und 
Experten weisen darauf hin, dass die sukzessiven Ver-
schärfungen in der Asylpolitik dazu geführt haben, dass 
Asylsuchende vermehrt den direkten Weg in die Illegali-
tät wählen – ohne je ein Asylgesuch zu stellen. 

In Politik und Gesetzgebung auf Bundesebene fand 
die Frage ausländerrechtlicher Illegalität vor allem unter 
dem ordnungsrechtlichen Aspekt der Bekämpfung ille-
galer Migration Eingang. Eine Legalisierung des Aufent-
halts von Sans-Papiers durch eine kollektive Regularisie-
rung war in der Schweiz nie mehrheitsfähig. Die seit 
Jahren bestehende Härtefallregelung im Einzelfall 
(humanitäre Aufenthaltsbewilligung infolge eines 
«schwerwiegenden persönlichen Härtefalls») wurde im 
letzten Jahrzehnt zwar politisch mehrfach kontrovers 
debattiert, doch weder im Gesetz noch in der Rechtspre-
chung hat eine nennenswerte Entwicklung stattgefun-
den; tendenziell wurde die Entscheidungspraxis im 
Gegenteil restriktiver. Die Einzelfallregelung bietet den 
Sans-Papiers nur wenig Rechtssicherheit, da die Anwen-
dung interpretierungsbedürftiger Beurteilungskriterien 
nur schwer nachvollziehbar ist und es zudem beträchtli-
che kantonale Unterschiede gibt. Als Lösungsansatz für 
die verfahrene Situation von Sans-Papiers, die sich schon 
lange in der Schweiz aufhalten, kommt sie somit nur 
selten in Frage.

1.3 Profil der Sans-Papiers und  
Spannungsfelder in ihrem alltag 

Das Profil der Sans-Papiers und ihre Lebenssituation 
ganz allgemein hängen von vielfältigen Determinanten ab. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass Papierlose – 
genauso wie andere Migrierende – tendenziell eher jung 
(zwischen 20 und 40) sind, und dass in den letzten Jahren 
vermehrt Frauen zugewandert sind, um bestimmte 
Arbeitsmarktnischen – insbesondere Haus- und Versor-
gungsarbeit (Care) – zu besetzen. Auch wenn die Aufent-
haltsdauer von wenigen Monaten bis zu mehreren Jahr-
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zehnten variieren kann, dürften immer mehr Sans-Papiers 
«Langzeitaufenthalter» sein, was die Präsenz der in der 
Schweiz geborenen Sans-Papiers-Kinder sowie Berichte 
über Personen, die seit über 20 Jahren ohne Aufenthalts-
berechtigung in der Schweiz leben, verdeutlichen.

Irreguläre Migration ist ein Spannungsfeld, in dem 
die migrationspolitischen Interessen des Staates den indi-
viduellen Interessen und Bedürfnissen von Migrierenden 
gegenüber stehen. In der Praxis gilt es mit dem Paradox 
der – bis zu einem gewissen Punkt tolerierten, irregulä-
ren Migration umzugehen. Sans-Papiers verstossen zwar 
gegen das Gesetz, indem sie sich ohne Aufenthalts- 
berechtigung im Land aufhalten und dort arbeiten. 
Gleichzeitig haben sie aber Rechte, die ihnen ungeachtet 
ihres ausländerrechtlichen Status zustehen. Diese kön-
nen sie allerdings oft nicht einfordern. Die Kollision zwi-
schen Ausländerrecht und (sozialen) Grundrechten zeigt 
sich in verschiedenen Lebensbereichen. Die Behörden 
stützen sich im Umgang mit Menschen ohne geregelten 
Aufenthalt zwar auf die gesetzlichen Grundlagen, verfü-
gen aber andererseits in der Regel über einen gewissen 
Ermessensspielraum, den sie – je nach Kanton und 
Behörde – mehr oder weniger restriktiv auslegen. Die 
ausgeprägten Unterschiede der Behörden im Umgang 
mit der Sans-Papiers-Frage sind weitgehend bekannt,  
systematische Untersuchungen dazu fehlen hingegen. 

Doch nicht nur die Politik sondern auch die Akteure 
der Zivilgesellschaft spielen eine wichtige Rolle: In den 
letzten zehn Jahren wurden die Sans-Papiers von der 
Öffentlichkeit immer mehr wahrgenommen. Nicht zu-
letzt in Folge der Mobilisierung der Sans-Papiers und 
engagierter Kreise seit 2001 haben sich zivilgesellschaft-
liche Strukturen gebildet, die sich der Problematik der 
Papierlosen annehmen und diverse Unterstützungsleis-
tungen erbringen: Es entstanden Beratungs- und Anlauf-
stellen sowie Ärzte- und Solidaritätsnetze; Sans-Papiers-
Kollektive wurden gegründet und Gewerkschaften 
nahmen sich dieser Bevölkerungsgruppe an. Durch den 
Versuch einer Sensibilisierung und die Aushandlung von 
pragmatischen Lösungen mit den Behörden und Ämtern 
in Alltagsfragen haben diese Unterstützungskreise weit-
gehend dazu beigetragen, dass eine gewisse «Humani-
sierung des Alltags» von Sans-Papiers zum Gegenstand 
öffentlicher Diskussion geworden ist. 

Anschliessend werden anhand von drei Personen-
gruppen einige der wichtigsten Hauptentwicklungen 
und aktuellen Problembereiche im Alltag der Sans-
Papiers aufgezeigt. Der erste betrifft die Erwerbstätig-
keit: Ein grosser Teil der erwachsenen Sans-Papiers ist auf 
eine Arbeitsstelle angewiesen, um sich in der Schweiz die 
Existenz sichern zu können. Genau diese Erwerbstätig-
keit, die meist schwarz verrichtet wird, bringt jedoch 

legale Probleme mit sich, da sich die davon betroffenen 
Menschen zusätzlich zu ihrem illegalen ausländerrechli-
chen Status erneut strafbar machen. Zweitens soll den 
Kindern und Jugendlichen, denen heute der obligatori-
sche Schulbesuch garantiert wird, angesichts ihrer  
«Verwundbarkeit» aber auch ihrer «unverschuldeten 
Papierlosigkeit» besondere Beachtung zukommen. Drit-
tens leben abgewiesene Asylsuchende und solche mit 
Nichteintretensentscheid oft unter viel schwierigeren 
Bedingungen in der Schweiz als die erwerbstätigen Sans-
Papiers. 

erwerbstätige Sans-Papiers

Die Mehrheit der Sans-Papiers ist auf der Suche 
nach Arbeit und besseren Lebensgrundlagen in die 
Schweiz migriert – legal oder illegal – und geht einer 
Erwerbstätigkeit nach. Diese Personen sind hauptsäch-
lich in Branchen tätig, die nicht durch Schweizer oder 
EU-Staatsangehörige abgedeckt werden: Dies betrifft 
insbesondere Branchen wie die Gastronomie, die Hotel-
lerie, das Baugewerbe und die Landwirtschaft. Es gibt 
Hinweise darauf, dass ebenfalls die Hauswirtschafts- und 
Versorgungsarbeit aufgrund von demographischen und 
wirtschaftlichen Veränderungen an Stellenwert gewinnt. 
Während viele Sans-Papiers schwarz arbeiten, verrichten 
einige sogenannte Grauarbeit: Sie verfügen zwar über 
keine ausländerrechtliche Bewilligung, von ihrem Lohn 
werden aber dennoch Sozialversicherungsabgaben und 
Quellensteuern abgezogen.

Die Auswirkungen des Bundesgesetzes gegen 
Schwarzarbeit (2008) sind zurzeit noch schwer abzu-
schätzen. Kurz nach Inkrafttreten befürchteten Arbeit-
gebende rechtliche Sanktionen, was teilweise zu Entlas-
sungen von Sans-Papiers führte. Doch obwohl dieses 
Gesetz vordergründig die Schwarzarbeit (d. h. Anstellun-
gen ohne Sozialversicherungs- und Steuerabgaben) und 
somit die Arbeitgeber ins Visier nimmt, betrafen die bis-
her erteilten Sanktionen vor allem das Ausländerrecht 
und damit die berufstätigen Sans-Papiers. Aufgrund des 
vereinfachten Datenaustausches zwischen Sozialversi-
cherungen und Migrationsbehörden und den damit ver-
bundenen Befürchtungen sowohl von Sans-Papiers als 
auch ihren Arbeitgeberinnen scheint die Grauarbeit  
tendenziell zugunsten der Schwarzarbeit abzunehmen. 

kinder und Jugendliche

Erwachsene Sans-Papiers reisen in der Regel ohne 
Familie in die Schweiz ein. Während einige ihre Kinder 
später nachholen, überweisen andere Geld ins Her-
kunftsland, wo ihre Kinder bei Angehörigen unterge-
bracht sind. Viele «papierlose» Kinder werden jedoch in 
der Schweiz geboren, wachsen hier auf, sind durch die 
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Schulstrukturen gut integriert und sprechen die lokale 
Sprache. Die Aussicht auf eine Aufenthaltsbewilligung 
wegen eines persönlichen Härtefalls ist dennoch auch für 
diese Kinder sehr gering. Allgemein ist jedoch inzwischen 
in der Behördenpraxis wie auch in der Rechtsprechung 
eine stärkere Rücksichtnahme auf das Wohl des Kindes zu 
beobachten. 

Der Zugang zur obligatorischen Schulbildung hat 
sich in den letzten Jahren merklich verbessert und ist 
heute in der ganzen Schweiz – mit einzelnen Ausnah-
men, vor allem bei Kindern in Nothilfestrukturen – im 
Allgemeinen gewährleistet. Die nachobligatorische 
Ausbildung ist hingegen nach wie vor mit grossen 
Schwierigkeiten verbunden; insbesondere der Zugang 
zu Praktika und Berufslehren bleibt papierlosen 
Jugendlichen verschlossen. Nicht nur Fachleute aus der 
Praxis, sondern auch Politikerinnen und Politiker auf 
lokaler, kantonaler und Bundesebene haben diesbe-
züglich Handlungsbedarf erkannt. Deshalb wird zurzeit 
über Lösungsmöglichkeiten debattiert, und verschie-
dene Vorstösse sind im Gange. 

abgewiesene asylsuchende und nothilfe

Rechtskräftig abgewiesene Asylsuchende und sol-
che mit Nichteintretensentscheid, die ohne Aufenthalts-
berechtigung in der Schweiz verbleiben, leben im All- 
gemeinen unter prekäreren Bedingungen als die 
erwerbstätigen Sans-Papiers. Die Wahrscheinlichkeit, 
eine Bewilligung wegen eines persönlichen Härtefalls 
(nach Asylgesetz) zu erhalten, ist bei ihnen jedoch grösser 
als bei den übrigen Sans-Papiers. Verschiedene politische 
Massnahmen, die der Abschreckung dienen, sollen eine 
baldige Ausreise der abgewiesenen Asylsuchenden her-
beiführen, und der Vollzug der Wegweisung scheint in 
einigen Kantonen besonders konsequent umgesetzt zu 
werden. Zudem haben die Sans-Papiers nur einen einge-
schränkten Zugang zur Gesundheitsversorgung und zur 
Schulbildung.

Mit dem Sozialhilfestopp hat sich ihre Situation in 
den letzten Jahren noch verschärft: Die Nothilfe sichert 
zwar das Überleben, doch der Druck auf die Betroffenen 
zur Ausreise kann bei denjenigen, die aus verschiedenen 
Gründen nicht ausreisen (können), psychische und physi-
sche Belastungen nach sich ziehen. Der teils jahrelange 
Langzeitbezug von Nothilfe zeigt, dass im Umgang mit 
abgewiesenen Asylsuchenden besonderer Handlungsbe-
darf besteht.

1.4 ausblick

Die Entwicklungen der letzten Jahre machen deut-
lich, dass die Schweiz, ebenso wie andere demokratische 

Staaten, ausländerrechtliche Illegalität nicht verhin-
dern kann. Die Sans-Papiers-Frage dürfte deshalb auch 
in Zukunft aktuell bleiben und wird vermutlich in der 
gesellschaftspolitischen Debatte noch an Relevanz 
gewinnen. 

Eine eingehende Beschäftigung mit der Materie 
legt den Schluss nahe, dass der komplexe Umgang mit 
konfligierenden Rechtsgütern in verschiedenen Politik-
feldern längerfristig nicht mehr (allein) dem Ermessen 
der zuständigen Akteure überlassen werden kann, son-
dern einer demokratischen Debatte und kollektiv aus-
gehandelten Lösungen Platz machen muss. Letztlich 
stellt sich immer wieder die Frage, inwieweit es verhält-
nismässig und von öffentlichem Interesse ist, soziale 
Rechte zum Zweck der Zuwanderungssteuerung ein- 
zuschränken und daraus erwachsene Missstände hin- 
zunehmen. Verschiedene Beobachtungen legen die 
Erkenntnis nahe, dass sich durchaus eine alternative 
Handlungsorientierung denken lässt, die sich weder 
ausschliesslich ausländerrechtlichen Zielen verschreibt, 
noch eine radikal ordnungskritische Position des 
«laisser-faire» bei der Zulassung vertritt. 

Voraussetzung für einen Perspektivenwechsel ist 
allerdings der Verzicht auf das unrealistische Ziel einer 
vollkommenen Durchsetzung ausländerrechtlicher 
Bestimmungen und die Einsicht, dass die Anwesenheit 
von Sans-Papiers strukturell bedingt ist und somit ein 
bleibendes Problem darstellt. Eine Rückkoppelung der 
Debatte auf die Praxis der Migrationsrealität ist umso 
wichtiger, als eine wachsende Diskrepanz zwischen 
(migrations)politischen Idealvorstellungen und der 
Realität einer Polarisierung der politischen Positionen 
Vorschub leistet. Dies ist einer sozialverträglichen, sach-
gerechten Politikgestaltung, die bei weiten Teilen der 
Bevölkerung Akzeptanz findet, wenig förderlich. 

Wie mehrere Beispiele verdeutlichen, existieren  
in verschiedenen Kantonen und Politikfeldern bereits 
tragfähige Ansätze des konstruktiven Umgangs mit 
Sans-Papiers. Von diesen kann sich eine sachlich gelei-
tete Diskussion möglicher Antworten auf die Probleme 
illegalen Aufenthalts inspirieren lassen. Eine offene 
Auseinandersetzung mit realistischen Möglichkeiten, 
irreguläre Migration wirksam einzudämmen, ohne den 
Blick für Menschrechtsverletzungen und soziale Härten 
zu verschliessen, wird vermutlich die Vorteile einer 
pragmatischen Kombination unterschiedlicher Teil- 
lösungen aufzeigen. Ausserdem ist zu hoffen, dass eine 
konstruktive Debatte den Blick für Analyse- und Hand-
lungsperspektiven öffnet, die über die Grenzen der 
Schweiz hinaus reichen, und Berührungspunkte zu 
Aussenpolitik und Entwicklungszusammenarbeit stär-
ker in den Vordergrund rückt.
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In der Schweiz leben und arbeiten zahlreiche Men-
schen, die keine Aufenthaltserlaubnis haben. In breiten 
Kreisen des politischen und gesellschaftlichen Spektrums 
besteht Einigkeit, dass diese so genannten Sans-Papiers 
existieren, obwohl es illegalen Aufenthalt eigentlich 
nicht geben dürfte. Nur noch vereinzelt werden Stimmen 
laut, welche die Existenz dieser gesellschaftlichen Gruppe 
als Hirngespinst abtun. Doch dann wird es kompliziert: 
Denn Sans-Papiers werden zu Projektionsflächen für 
unterschiedlichste Moralvorstellungen, Überzeugungen 
und manchmal auch für diffuse Ängste und Hoffnungen. 
Politisch gesehen ist die Frage des unerlaubten Aufent-
halts höchst brisant. «Politiker können sich beinahe nur 
die Finger daran verbrennen», so eine zu diesem Themen-
bereich interviewte Fachperson. Grundsatz-Debatten mün-
den deshalb oft in ideologischen Auseinandersetzungen, 
die konstruktive Lösungsansätze eher versperren als 
ermöglichen. 

Doch die Praxis hat sich seit Jahren mehr oder weni-
ger pragmatisch mit der realen Anwesenheit der Sans-
Papiers auseinandergesetzt: Die Kinder aus diesen Familien 
gehen zur Schule, die Erwachsenen einer Arbeit nach, Not-
hilfe wird bezogen, private Stellen beraten und helfen, 
Rechte einzufordern. Hilfswerke, Migrantenorganisatio-
nen, Vereine und Solidaritätsnetze bieten dieser Bevöl-
kerungsgruppe Unterstützung an und vermitteln bei Pro-
blemen. Lokale Behörden und private Organisationen 
arbeiten teils zusammen, teils gegeneinander. Es kommt 
dabei zwar zu Pannen, Auseinandersetzungen und Blo-
ckaden, aber es werden auch wieder Abmachungen 
getroffen und gemeinsame Lösungen gefunden. Kurz, 
alle Beteiligten versuchen auf ihre Weise mit der para-
doxen Situation konstruktiv umzugehen. 

fragen und Ziele der Studie

Ein umfassender Überblick über die zahlreichen 
Aspekte des illegalen Aufenthalts und die vielfältigen 
Umgangsweisen damit ist kaum möglich. Es geht deshalb 
darum, längerfristige Entwicklungen und spezifische Prob-
lematiken aufzuzeigen, soweit diese dokumentiert sind 
oder in der Praxis der befragten Expertinnen und Experten 
festgestellt werden konnten. 

In der vorliegenden Kurzstudie steht die Frage im 
Mittelpunkt, wer die Sans-Papiers überhaupt sind und mit 

2  
Einleitung

welchen Problemen sie im Alltag hauptsächlich konfron-
tiert werden. Insbesondere interessiert dabei, welche Ent-
wicklungen in den vergangenen zehn Jahren stattgefun-
den haben, genauer gesagt, ob und in welcher Hinsicht 
sich die irreguläre Migration in der Schweiz und die Situa-
tion der Sans-Papiers verändert haben. Dafür werden die 
wichtigsten soziodemographischen Entwicklungen im 
Kontext der politischen und rechtlichen Rahmenbedingun-
gen aufgezeigt. Ferner wird untersucht, wie sich verschie-
dene privatrechtliche und öffentliche Akteure zu den Sans-
Papiers stellen. Zuletzt wird der Frage nachgegangen, 
welche Probleme im Moment vorrangig sind, und wo sich 
ein dringender Handlungsbedarf abzeichnet.

Dieser notwendigerweise vereinfachende Über-
blick stützt sich auf eine Bestandsaufnahme der in den 
vergangenen zehn Jahren publizierten Literatur und 
eine Reihe von Gesprächen mit Fachleuten, die sich mit 
der Situation von Sans-Papiers auseinandersetzen. Die 
hier geäusserten Meinungen sind vielfältig und ergeben 
oft kein einheitliches Bild. Das ist wenig erstaunlich 
angesichts der Tatsache, dass die individuellen Lebens-
lagen ebenfalls sehr unterschiedlich sind und der Umgang 
mit den Sans-Papiers – je nach Kontext – stark variiert. 
Die folgende Übersicht kann deshalb nur bestimmte Aus-
schnitte des äusserst facettenreichen Lebens ohne Bewil-
ligung in der Schweiz sowie die aktuellen Brennpunkte 
beleuchten; sie erhebt daher keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit.

ausgangslage

Die Zahl von Menschen ohne Aufenthaltserlaubnis 
hat in den letzten zwanzig Jahren weltweit ein beträchtli-
ches Ausmass angenommen und ist heute auch in der 
Schweiz unübersehbar. Eine im Auftrag des Bundesamts 
für Migration (BFM) durchgeführte Experten-Schätzung 
ging von rund 90 000 Personen im Jahr 2005 aus (Long-
champ et al. 2005), eine andere Hochrechnung ergab eine 
Spannbreite von 70 000 bis 180 000 Personen (Piguet und 
Losa 2002), während die sich im Asylbereich engagieren-
den Interessengruppen oft höhere Zahlen nennen. Viele 
dieser Menschen – in der Schweiz meist Sans-Papiers ge- 
nannt – arbeiten in Branchen, die einen Mangel an Arbeits- 
kräften aufweisen und unter unattraktiven Arbeits-
bedingungen wenig konkurrenzfähige Löhne bieten. 
Dies betrifft traditionell Teile des Gast- und Baugewerbes, 



Leben als Sans-Papiers in der Schweiz. 11

einleitung

die Landwirtschaft oder Privathaushalte. Papierlosigkeit 
ergibt sich aus dem Zusammenwirken verschiedener Ent-
wicklungen, denen je nach Blickwinkel eine unterschied-
liche Bedeutung beigemessen wird: Dazu zählen der 
erhöhte Rationalisierungsdruck und die Segmentierung 
der Arbeitsmärkte, der Abbau öffentlicher Dienstleistun-
gen sowie die wachsende Nachfrage nach Hilfe im Haus-
halt und in der Versorgungsarbeit (Care), die durch die 
Alterung der Gesellschaft, die Erwerbstätigkeit beider 
Eltern und die Pluralisierung der Familienformen (Peu-
ckert 2004; Madörin et al., in Vorbereitung) ausgelöst 
wurde. Die wachsende Mobilität, die Einschränkung 
legaler Einwanderungsmöglichkeiten und die restriktive 
Asylpolitik sind ebenfalls verantwortlich für die Zunahme 
der Sans-Papiers. 

In einer immer stärker vernetzten Welt lässt sich das 
Migrationsgeschehen nur begrenzt durch staatliche 
Grenzregelungen steuern; dies umso weniger, als unbe-
willigte Erwerbstätigkeit in der globalen Wirtschaft eine 
flexibilisierende Funktion hat und daher im Rahmen einer 
so genannten repressiven Toleranz geduldet wird. Aller-
dings zeigen sich hier auch deutlich die Schattenseiten der 
ausländerrechtlichen Illegalität und Rechtlosigkeit: Lohn-
druck, Ausbeutungsgefahr und fehlender sozialer Schutz 
sind nur einige Stichworte, die nahe legen, die Situation 
von Sans-Papiers näher zu untersuchen. Seit den 1990er-
Jahren nimmt die Zahl der Personen ohne Aufenthaltsbe-
rechtigung europaweit trotz kurzfristigen Schwankungen 
tendenziell zu. Ausserdem sind von diesem Phänomen 
immer häufiger auch Familien und Kinder betroffen, die 
teilweise schon seit Jahren in der Illegalität leben. 

Obwohl diese Situation in praktisch allen europäi-
schen Staaten besteht, variiert ihre Ausprägung – was 
das Profil der Sans-Papiers, ihre jeweilige Lebenssitua-
tion, ihren Migrationshintergrund sowie die Politikge-
staltung im entsprechenden Staat angeht – erheblich. 
Ausserdem unterliegt diese Situation fortwährenden 
Veränderungen. In der Schweiz befinden sich beispiels-
weise seit der Einführung des Sozialhilfestopps für ab- 
gewiesene Asylsuchende 2 vermehrt auch Familien und 
Kinder aus dem Asylbereich in dieser Situation. Die 
Jugendlichen, die ihre Schulbildung hier abschliessen, 
kurz vor dem Übergang ins Arbeitsleben stehen und für 
ihre Situation nicht verantwortlich gemacht werden kön-
nen, stellen die Politiker vor weitaus grössere Herausfor-
derungen als beispielsweise die ehemaligen Saisonniers 
Ende der 1990er-Jahre.

2.1 begriffliche klärung und definitionen

Die Fachbegriffe zur irregulären Migration werden 
in der Literatur und vor allem im öffentlichen Diskurs 
uneinheitlich und zum Teil auch missverständlich ver-

wendet. Im internationalen Kontext hat sich inzwischen 
für den hier angesprochenen Problembereich – in Anleh-
nung an den englischen Wortgebrauch «irregular migra-
tion» – der Begriff irreguläre Migration durchgesetzt, 
obwohl er auch kritisiert wird (Schrover 2008: 10). Die 
Illegalität der Migration ist dabei allerdings immer eine 
Frage der Perspektive, die letztlich davon abhängt, ob 
die Definition aus der Sicht von Herkunfts- oder Ziel- 
staaten erfolgt (Ghosh 1998). Erst Einschränkungen und 
Verbote machen Migration zu irregulärer Migration. 
Insofern ist irreguläre Migration ein politisches und juris-
tisches Konstrukt (Düvell 2007a). Der Begriff «irreguläre 
Migration» wird im Folgenden aus der Perspektive der 
Einwanderungsländer als Oberbegriff im Sinne von «nor-
mative Regeln verletzend» verwendet.

Als «irregulär» wird ebenfalls der gesamte trans- 
nationale Migrationsparcours von Migrierenden bezeich-
net, der nicht nur illegale sondern auch legale Etappen 
enthalten kann. Zum Beispiel kann ein Grenzübertritt 
zwar auf legale Weise erfolgen, die Verweilfrist im Ziel-
land kann aber überschritten werden und somit zu einem 
illegalen Aufenthalt führen. Umgekehrt kann jemand 
illegal in ein Land einreisen (zum Beispiel ohne Visum 
über die grüne Grenze), danach aber ein Asylgesuch stel-
len und schliesslich Aufenthaltspapiere bekommen. Wie-
der andere reisen illegal ein, heiraten und erwerben so 
die Berechtigung auf einen geregelten Aufenthalt mit 
Ehepartner und Familie, verlieren aber nach einer even-
tuellen Scheidung die Aufenthaltsbewilligung wieder 
und halten sich in der Folge illegal im Land auf. 

Die einzelnen Prozessschritte können somit entwe-
der legal oder illegal sein, je nachdem ob Gesetze oder 
Normen dabei verletzt werden. Deshalb wird hier nur für 
einzelne dieser Etappen die Bezeichnung «illegal» verwen-
det. Illegaler Aufenthalt und die Situation von Sans-Papiers 
stellt somit eine wichtige Facette irregulärer Migration dar 
und steht im Mittelpunkt der vorliegenden Studie.

Sans-Papiers sind Menschen, die sich ohne gültige 
Aufenthaltspapiere in einem Land aufhalten. Die meis-
ten Sans-Papiers haben Identitätspapiere oder einen 
Pass, verfügen aber nicht über einen ausländerrechtli-
chen Status. Der Begriff Sans-Papiers wurde in den 
1970er-Jahren im Rahmen der ersten sozialen Bewegun-
gen von Sans-Papiers in Frankreich geprägt und hat sich 
heute in vielen Ländern durchgesetzt. Wir verwenden 
synonym zu dem Terminus «Sans-Papiers» auch die 
Begriffe «Papierlose», «Personen ohne Aufenthaltser-
laubnis oder -berechtigung», «ohne geregelten Aufent-
halt», sowie «ohne legalen Aufenthaltsstatus». Dieser 
Logik folgend sind auch Personen, deren Asylgesuch 
rechtskräftig abgelehnt wurde, sich aber weiterhin in der 
Schweiz aufhalten, Sans-Papiers. Zu den abgewiesenen 
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Asylsuchenden zählen wir, wenn nicht anders vermerkt, 
auch Asylsuchende mit Nichteintretensentscheid (NEE).

 2.2 Methodische ansätze und heraus- 
forderungen 

Die vorliegende Studie wurde zwischen April und 
Juli 2010 durchgeführt und erfolgte in vier Forschungs-
phasen, die teils aufeinander folgten und sich teils zeit-
lich überschnitten. 

Literaturübersicht

In einem ersten Schritt wurden die für den Themen-
kreis relevanten Bücher, Artikel und Studien zusammen-
gestellt und unterschiedlichste Dokumente analysiert, 
um einen Überblick über den Forschungsstand der letz-
ten zehn Jahre zu erhalten. Die Literatur aus der Schweiz 
wurde systematisch gesichtet, was bei der umfangrei-
chen internationalen Literatur nicht möglich war (rund 
600 Einträge ab 2000). Unter den Beiträgen zur Schweiz 
befanden sich auch Publikationen der so genannten 
«grauen Literatur» (unpublizierte Reflexionen, Magister-
arbeiten, politisch engagierte Literatur usw.) und Filme, 
die interessante Hintergrundinformationen lieferten. 
Zudem besuchten wir die Ausstellung «Kein Kind ist ille-
gal» und nahmen an verschiedenen Veranstaltungen teil. 

experteninterviews 

In einem zweiten Schritt wurden insgesamt 20 In- 
terviews mit Fachpersonen entweder persönlich (17) 
oder telefonisch (3) durchgeführt. Dabei handelte es sich 
um teilstrukturierte Gespräche, die sich an einem zuvor 
erstellten Leitfaden orientierten, der auf die jeweiligen 
Fachleute abgestimmt wurde. Die Interviews wurden bis 
auf eine Ausnahme aufgenommen, ganz oder zusam-
menfassend transkribiert und inhaltsanalytisch ausge-
wertet. Zusätzlich wurden fünf Kurzinterviews mit  
Fachleuten und Forschenden mit spezifischem Hinter-
grundwissen geführt, um bestimmte Fragenkomplexe zu 
vertiefen.

Bei der Auswahl der Interviewpartner und -partne-
rinnen wurde darauf geachtet, dass diese in direktem Kon-
takt zu Sans-Papiers stehen, deren konkrete Lebenssitua-
tion und Probleme kennen und dadurch einen möglichst 
breiten Überblick haben. Aus diesem Grund wurden neun 
der zwanzig Interviews mit Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeitern von Beratungsstellen und Hilfswerken und eines 
mit einem Gewerkschafter durchgeführt. Zudem befrag-
ten wir vier auf diese Thematik spezialisierte Wissenschaft-
lerinnen, einen Beamten und zwei Anwälte, die uns über 
die komplexen rechtlichen Aspekte Auskunft geben konn-
ten. Die Perspektive von Behördenvertreterinnen und -ver-
tretern (Zivilstandesamt, Migrationsamt etc.), die nicht in 
direktem Kontakt zu der untersuchten Personengruppe 
stehen, konnte in dieser Studie mit wenigen Ausnahmen 
nicht berücksichtigt werden. 

Durch die Experteninterviews konnten einerseits die 
soziodemographischen Merkmale der Sans-Papiers festge-
stellt sowie die aktuellen Problemfelder identifiziert wer-
den und andererseits Entwicklungen und Tendenzen der 
letzten zehn Jahre nachvollzogen werden. Die Unter-
schiede der geographischen und gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen und der jeweiligen kantonalen Praxis im 
Umgang mit Personen ohne Aufenthaltsberechtigung 
konnten dank der Interviews mit Fachleuten aus fünf der 
sieben Schweizer Grossregionen deutlich gemacht werden.

fokusgruppengespräche und interviews mit  
Sans-Papiers

In einem dritten Schritt wurden in Bern und in Lau-
sanne zwei Fokusgruppengespräche sowie Interviews 
mit sieben Personen geführt, die Sans-Papiers sind oder 
es bis zur kürzlich erfolgten Legalisierung ihres Aufent-
halts waren. 

Ziel der Fokusgruppengespräche war es, Span-
nungsfeder zu identifizieren, kontroverse Aussagen aus 
den Interviews zu hinterfragen und regionale Unter-
schiede in der direkten Konfrontation mit den Teilneh-
menden festzustellen. An diesen Gesprächen nahmen in 

grossregion Région  
lémanique

Espace 
Mittelland

Nordwest-
schweiz

Zürich Ost-
schweiz

Zentral- 
schweiz

Tessin Total

interviews  
fachpersonen

8 5 3 1 2 1 20

fokusgruppen-
gespräche

4 2 2 1 1 1 11

interviews  
Sans-Papiers

4 2 1 7

tabelle 1: Interviews und Fokusgespräche
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Bern sieben Personen aus fünf Grossregionen der 
Deutschschweiz teil und in Lausanne vier Personen, die 
in den Kantonen Waadt und Genf arbeiten. Die beiden 
Gespräche wurden aufgenommen und anschliessend 
transkribiert, was eine inhaltsanalytische Auswertung 
ermöglichte. Insgesamt wurden im Verlaufe der Studie 
14 Experten und 15 Expertinnen konsultiert.

Um nicht nur Fachleute zu Wort kommen zu lassen, 
haben wir mit sieben Sans-Papiers – vier Frauen und drei 
Männern – über ihre Migrationsgeschichte und ihr Leben 
in der Schweiz gesprochen. Es lag uns auch hierbei wie-
der daran, Menschen aus verschiedenen Regionen der 
Schweiz zu befragen, denn vier Interviewpartner leben 
in der Westschweiz und drei kommen aus der Mittel- und 
Nordschweiz. Der Aufenthalt von vier der befragten Per-
sonen ist mittlerweilen regularisiert worden, während 
sich drei immer noch ohne Bewilligung in der Schweiz 
aufhalten. Diese Gespräche wurden entweder aufge-
nommen oder protokolliert. Die Notizen wurden zusätz-
lich dazu verwendet, um von den Interviewten kurze 
Portraits zu erstellen, die in verschiedenen Kapiteln der 
vorliegenden Studie nachgelesen werden können und 
der Veranschaulichung dienen. Ziel dieser Darstellung 
ist es, den Tausenden von Papierlosen und ehemaligen 
Sans-Papiers ein Gesicht zu geben.

Daneben standen uns eine Reihe weiterer Inter-
views aus zwei anderen Studien zur Verfügung, die sich 
mit dem Sozialhilfestopp für Asylsuchende mit NEE 
sowie dem Zugang von Sans-Papiers zum Gesundheits-
wesen beschäftigen. 

In einem vierten und letzten Schritt wurden sämt-
liche Ergebnisse der Literatur- und Dokumentenanalyse, 
der Interviews mit Fachpersonen und Sans-Papiers wie 
auch der Fokusgruppengespräche zusammengefasst 
und in dem vorliegenden Bericht ausgewertet.

herausforderungen und Vorbehalte

Wir sind bei der Suche nach möglichen Interview-
partnerinnen und -partnern sowie Fokusgruppenteil-
nehmenden auf grosses Interesse und Engagement sei-
tens der Fachpersonen gestossen. Die Schwierigkeit 
bestand jedoch darin, aus den vielen Gesprächen und 
Informationen ein kohärentes Bild der aktuellen Situa-
tion zu erstellen und übergreifende Tendenzen abzulei-
ten. Aufgrund der regionalen Unterschiede im Umgang 
mit der Papierlosen-Frage und der verschiedenen Hin-
tergründe und Tätigkeitsbereiche der Teilnehmenden 
kam es manchmal zu widersprüchlichen Aussagen und 
Einschätzungen, die nicht systematisch nachgeprüft 
werden konnten. Andere Akteure, die im Alltag keinen 
direkten und regelmässigen Kontakt zu Sans-Papiers 

haben, konnten in diese Studie aus zeitlichen Gründen 
nicht einbezogen werden. Doch verweisen wir am Ende 
jedes Kapitels auf Studien und Dokumente, die diese 
Lücke zu füllen vermögen. Behördliche Positionen sind 
in offiziellen Berichten und Gesetzesgrundlagen doku-
mentiert. 

Die Verfügbarkeit von Fachliteratur und der allge-
meine Wissensstand in Bezug auf Sans-Papiers variiert 
von Region zu Region, was uns dazu veranlasste, uns 
auf Regionen zu konzentrieren, wo bestimmte Erfah-
rungen bereits dokumentiert oder zumindest zugäng-
lich waren, wie beispielsweise in den Kantonen Genf 
und Waadt, oder in grösseren Städten wie Basel und 
Zürich. Gezielte Nachforschungen in ländlichen Gebie-
ten wären sicher interessant gewesen, waren aber im 
Rahmen der relativ kurzen Studiendauer nicht möglich. 

Ein anderes Problem stellte die Schätzung der 
Anzahl der Sans-Papiers in der Schweiz dar. Weil ein 
Grossteil der befragten Personen keine näheren Anga-
ben machen wollte oder konnte, haben wir lediglich 
nach einer Einschätzung der zeitlichen Entwicklung 
gefragt (siehe Kapitel 4.3.).

2.3 gliederung der Studie

Die vorliegende Studie ist in sieben Kapitel geglie-
dert. Ein Kapitel zu den Hintergründen der irregulären 
Migration aus theoretischer und historischer Perspektive 
soll in die Thematik einführen und die Schweiz in einen 
internationalen Kontext einbetten (→ Kapitel 3). Des 
Weiteren werden der Kenntnisstand über die Sans-
Papiers in der Schweiz, ihr soziodemographisches Profil, 
ihre Migrationswege und die Gründe für ihre Papierlo-
sigkeit aufgezeichnet (→ Kapitel 4). Die Darstellung des 
allgemeinen migrationspolitischen Rahmens soll die spe-
zifischen politischen Entwicklungen und Einstellungen 
der Politiker gegenüber der Sans-Papiers-Frage kontex-
tualisieren (→ Kapitel 5). In einem weiteren Kapitel (→ 6) 
werden politische Antworten auf die zunehmend in der 
Gesellschaft in Erscheinung tretenden Sans-Papiers auf-
gezeigt. Auch der Umgang der Behörden mit Sans-
Papiers in einzelnen Teilbereichen wird näher beleuch-
tet, wobei der Frage der Härtefallregelung besonders 
viel Platz eingeräumt wird. In diesem Zusammenhang 
wird auch näher untersucht, welche Rolle Unterstüt-
zungskreise und die Zivilgesellschaft spielen sowie Ten-
denzen in der öffentlichen Wahrnehmung aufgezeigt. 
Ein weiteres Kapitel widmet sich den Spannungsfeldern 
in drei Lebensbereichen der Sans-Papiers, in denen 
besonderer Handlungsbedarf festgestellt wurde. Dies 
betrifft in erster Linie die Erwerbstätigkeit und die 
Arbeitsbedingungen, zweitens die Situation der Kinder 
und Jugendlichen unter besonderer Berücksichtigung 
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des Bildungssektors und schliesslich Fragen der Gesund-
heitsversorgung; ferner werden übergreifende Span-
nungsfelder in Zusammenhang mit Wohnen, Nothilfe, 
Mobilität und sozialem Schutz angesprochen (→ 7). Im 
letzten Kapitel werden die wichtigsten Tendenzen und 
Brennpunkte nochmals zusammengefasst und kommen-
tiert (→ Kapitel 8).
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Der vorliegende Bericht basiert zu einem wesentli-
chen Teil auf Daten und Hintergrundinformationen aus 
persönlichen und telefonischen Gesprächen mit diversen 
Informantinnen und Informanten, denen wir an dieser 
Stelle unseren Dank aussprechen möchten. Unsere be-
sondere Anerkennung gebührt den Sans-Papiers, die uns 
Vertrauen entgegen brachten und uns die Erlaubnis 
gaben, über ihr Leben und ihre Aufenthaltssituation zu 
berichten. Da wir ihre Anonymität garantieren möch-
ten, können wir uns leider nicht namentlich bei ihnen 
bedanken.

Besonderer Dank gilt auch den Fachpersonen und 
Forschenden, die bereit waren, ihre Kenntnisse und 
Erfahrungen aus ihrem Berufsalltag mit uns zu teilen. 
Der Dank richtet sich in alphabetischer Reihenfolge an: 
Christin Achermann, Christoph Blanchet, Donato Di Blasi, 
Myriam Carbajal, Laeticia Carreras, Eva Danzl, Gustave 
Desarnaulds, Rebekka Ehret, Rosita Fibbi, Regula Fiech-
ter, Eliana Induni, Thierry Horner, Bashkim Iseni, Mari-
anne Kilchenmann, Anni Lanz, Dario Lopreno, Peter 
Nideröst, Pierre Alain Niklaus, Andreas Nufer, Roswitha 
Petry, Christine Pittet, Simon Röthlisberger, Sylvain 
Rudaz, Philippe Sauvin, Jakob Schädelin, Mathias Schaer, 
Myriam Schwab, Bea Schwager, Claudia Studer, Christoph 
Tafelmacher und Lisa Weiler.

Ganz herzlich bedanken möchten wir uns ferner bei 
Roswitha Petry von der Universität Genève, die einen 
ersten Draft des ganzen Texts kritisch gegengelesen hat, 
sowie bei unseren Kolleginnen und Kollegen vom SFM, 
Gianni D’Amato, Didier Ruedin und Nicole Wichmann, 
die uns wichtige Rückmeldungen zu einzelnen Textpas-
sagen gegeben haben. Ferner bei Evelyn Wellding, die 
sich mutig mit unseren Sprachstilen herumgeschlagen 
hat. Zu Dank verpflichtet für vielfältige Inputs und kons-
truktiv kritische Durchsicht des Manuskripts sind wir 
schliesslich Simone Prodolliet, Elsbeth Steiner und Pascale 
Steiner von der EKM. 



Leben als Sans-Papiers in der Schweiz. 15

irreguläre migration – eine theoretische und historische einbettung

Irreguläre Migration kann nur im grösseren Zusam-
menhang der globalen Mobilität und der Durchsetzung 
des nationalstaatlichen Anspruchs, die Flüsse von Gütern 
und Menschen zu kontrollieren, gedeutet werden. Sie 
entsteht, weil Nationalstaaten oder Staatengemein-
schaften kraft ihres Souveränitätsanspruchs regeln, wer 
(legal) einreisen und wer sich mittel- oder längerfristig 
niederlassen darf (Jordan und Düvell 2002). 3

Sassen (1998) beschreibt den Migrationsprozess fol-
gendermassen: «Migrations do not just happen; they are 
produced. And migrations do not involve just any pos-
sible combination of countries; they are patterned». Dies 
gilt genauso für die irreguläre Migration. Während die 
Ursachen der Migration mit wirtschaftlichen, politischen, 
sozialen und ökologischen Risikoprozessen verknüpft 
sind, ist irreguläre Migration – grob gesagt – eine Folge 
des Migrationsregimes, verstanden als Grenz- und Mig-
rationskontrollen (Jordan und Düvell 2002). In diesem 
Kapitel soll zum einen die Thematik theoretisch einge-
bettet und zum anderen in einen internationalen Kon-
text gestellt werden.

3.1  wie erklärt sich irreguläre Migration?

Seit der Industrialisierung im 19. Jahrhundert för-
dert der moderne Nationalstaat die Transnationalisie-
rung wirtschaftlicher Aktivitäten. Die internationalen 
sozioökonomischen Entwicklungen im Handel und bei 
Investitionen haben seither in den liberalen Staaten zu 
einer immer grösseren Öffnung geführt. Allerdings gibt 
es in diesem Regime des Welthandels eine Ausnahme: 
Die internationale Mobilität der Menschen ist zum gröss-
ten Teil von dieser Entwicklung ausgenommen und 
untersteht nach wie vor innenpolitischen Interessen 
(Freeman 1995; Guiraudon und Joppke 2001). Diese 
Spannung zwischen der ökonomischen Logik des Libera-
lismus, der nach Öffnung strebt, und der politischen und 
rechtlichen Logik von Nationalstaaten, die ihre Souverä-
nität bewahren wollen, wird in der Migrationsforschung 
als «liberales Paradox» bezeichnet (Hollifield 1992). 
Durch die global operierende Wirtschaft werden zuneh-
mend flexible Arbeitsmärkte geschaffen, die auf eine 

Migrationsgesetzgebung stossen, die aus innenpoliti-
schen Erwägungen nicht im gleichen Ausmass flexibel 
auf die Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften 
reagieren kann. Der ökonomische Bedarf an diesen 
Arbeitskräften ist aber mit der Zulassungspolitik der 
(westlichen) Nationalstaaten nur begrenzt vereinbar 
(Castles 2004; Cornelius 2005). 

Die Logik der globalen Wirtschaftsentwicklung hat 
deshalb zu einem «halbierten Liberalismus» geführt, der 
zwar die Mobilität von Gütern, Kapital und Dienstleis-
tungen weltweit befürwortet, nicht aber die Mobilität 
von Menschen. Dieses Verständnis zeigt sich insbeson-
dere in der Frage der Wanderung über Grenzen hinweg: 
Es besteht zwar ein international anerkanntes Recht auf 
Ausreise und auf Schutz vor Vertreibung, aber bis heute 
gibt es kein Recht auf Einreise und Niederlassung. 4 Dies 
zeigt sich mitunter auch in der Gestaltung der internati-
onalen Asylpolitik: Flüchtlinge können das international 
garantierte Recht in Anspruch nehmen, aus ihrem Land 
zu fliehen und einen anderen Staat um Schutz zu ersu-
chen. Dieser Staat ist hingegen nur dazu verpflichtet, die 
Asylgründe von Asylsuchenden zu prüfen, die sich noch 
auf ihrem Territorium aufhalten (Jordan und Düvell 
2002: 236). 

Irreguläre Migration entsteht im Spannungsdreieck 
von Wirtschaft, Politik und Migration: Die Wirtschaft 
braucht Arbeitskräfte, und Migrierende wollen ihr Leben 
verbessern, doch die Politik versucht dort, wo sie es 
durchsetzen kann, eine unkontrollierte Einwanderung 
zu verhindern. Wenn die Nachfrage der Wirtschaft nach  
Arbeitskräften nicht mit einem legal angeworbenen 
Arbeitskräfteangebot gedeckt werden kann – beziehungs-
weise dieses aus politischen Gründen nicht (in ausreichen-
dem Masse) zugelassen wird – entsteht aus systemischer 
Sicht ein Markt für irreguläre Migration (Düvell 2007a). 

Aus der Sicht der Wandernden ist der Mangel an Per-
spektiven sowie die wachsende Ungleichheit von Einkom-
men und Lebensbedingungen ein Grund dafür, bessere 
Chancen für ein Leben in Sicherheit und Freiheit anderswo 
zu suchen. Migration kann also als Strategie der Unterpri-

3  
Irreguläre Migration – eine  
theoretische und historische 
Einbettung
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vilegierten interpretiert werden, am «System der distribu-
tiven Gerechtigkeit» teilzunehmen (Bommes 1999). Die 
nationalstaatlichen Einwanderungsregelungen werden 
dabei umgangen, weil es für jene Migranten, die nicht als 
Arbeitskräfte angeworben werden, letztlich keine legale 
Möglichkeit zur Auswanderung mehr gibt. Es bleibt nur die 
Alternative der Asyl- oder der illegalen Migration (Bommes 
2006; Scott 1985 in: Jordan und Düvell 2002: 4).

Die fortgeschrittenen industrialisierten Staaten zie-
hen im Rahmen des globalen Wirtschaftswettbewerbs 
hochqualifizierte Arbeitskräfte aus den Entwicklungslän-
dern an, was in diesen Staaten zu einem «brain drain» führt 
und somit sowohl eine Polarisierung zwischen starken und 
schwachen Ökonomien als auch die globale Ungleichheit 
fördert (Jordan und Düvell 2002). Die in der Literatur – aber 
auch in der Öffentlichkeit – oft erwähnte «Migrationskrise» 

kann letztlich auch als Nord-Süd-Krise verstanden werden. 
Nach dieser Auffassung liesse sich eine wirksame Eindäm-
mung von (irregulärer) Migration nur über eine verbesserte 
Nord-Süd-Beziehung und die Reduzierung der globalen 
Ungleichheit lösen (Castles 2004: 211). 

Andere Faktoren, die bei der Genese irregulärer Mig-
ration ebenfalls eine Rolle spielen, werden in ihrer Bedeu-
tung oft unterschätzt. So kann Migration auch als sozialer 
Prozess verstanden werden, der eine nur schwer aufzuhal-
tende Eigendynamik entwickeln kann. Die transnationale 
Migration funktioniert mitunter über soziale Netzwerke, 
also über Familien- und Verwandtschaftsbeziehungen. 
Diese bieten Hilfe an, um das Destinationsland zu erreichen 
und dort Fuss zu fassen. Wo diese Beziehungen nicht beste-
hen, tritt die so genannte «Migrationsindustrie» (Hernan-
dez-Leon 2005; Wagner 2010) auf den Plan. Diese ist ein 
international verankertes, lukratives Geschäft, an dem sich 
verschiedene Akteure beteiligen, unter anderem auch 
Menschenschmuggler, die eine parallele Reisebranche auf-
bauen und unter anderem auch gefälschte Visa vermitteln. 

Die Abwehrmassnahmen der verschiedenen Staaten 
können auch zu ungewollten Nebeneffekten führen, die 
das eigentliche Ziel, nämlich die Einwanderung zu kontrol-
lieren oder zu unterbinden, untergraben (Castles 2004; Cor-
nelius et al. 1995). Das Katz- und Maus-Spiel dieser Staaten 
und der irregulären Migranten läuft darauf hinaus, dass die 
Verschärfung der Einreisekontrollen zu immer spitzfindige-
ren Gegenstrategien der Migrierenden, und damit zu einer 
immer stärkeren Abhängigkeit von informellen, kriminel-
len Netzwerken und Institutionen, wie etwa dem Men-
schenschmuggel, führt (Broeders und Engbersen 2007). 

Die Steuerung oder Kontrolle der Migrationsbewe-
gungen steht auf der politischen Agenda vieler westlicher 
Staaten weit oben. Dieses Thema rückt immer dann in den 
Brennpunkt, wenn eine «Krise» auszumachen ist, die aus 

verschiedenen Gründen nicht sofort behoben werden 
kann, sei es, weil der politische Wille fehlt oder weil es zu 
unterschiedlichen Einschätzungen in der Einwanderungs-
gesellschaft kommt (D'Amato et al. 2005: 30). Eine Migra-
tionssteuerung wird von den Staaten angestrebt, um ihre 
Kontrollkapazität zu demonstrieren und durchzusetzen. 

Es gibt allerdings Interpretationen, die davon aus-
gehen, dass etliche Staaten gar nicht an einer rigiden 
Kontrolle interessiert sind, da sie sich von der irregulären 
Migration die Rolle eines Konjunkturpuffers erhoffen 
(Amarelle 2010; Joppke 1998). Aufgrund ihres illegalen 
Status sind die betroffenen Migrantinnen und Migranten 
erpressbar und darum bemüht, unsichtbar zu bleiben. Sie 
gehören deshalb zu den schwächsten Gruppen auf dem 
Arbeitsmarkt, die bei einem eventuellen Konjunktur-
rückgang sofort und ohne Konsequenzen entlassen wer-
den können. Ihre Rechtlosigkeit und ihre territoriale Aus-
schliessbarkeit (De Genova 2002) machen die Sans-Papiers 
innerhalb einer segmentierten Arbeitsökonomie zu 
funktionalen Arbeitskräften, sozusagen zu einer neuen 
Reservearmee. Analog zu den ehemaligen Saisonniers 
während der Rotationspolitik von 1950 bis 2000 spricht 
Amarelle in diesem Zusammenhang von «neuen Kon-
junkturpuffern» (Amarelle 2010: 132). 

Dieser Ansatz mag zumindest teilweise erklären, 
warum das Problem der irregulären Migration und deren 
Konsequenzen für die Migrantinnen und Migranten – 
entgegen einer oberflächlichen Beobachtung des politi-
schen Diskurses – letztendlich nicht prioritär behandelt 
wird: Es stehen nämlich laut dieser Interpretation nicht 
grundlegende Positionen des «ordre public» auf dem 
Spiel, da die unsichtbaren irregulären Migranten keine 
Gefahr für die Sicherheit darstellen. Allerdings muss sich 
die Politik in demokratischen Systemen der Legitimation 
durch eine skeptische öffentliche Meinung stellen und 
aus diesem Grund, insbesondere wenn sie von organisier-
ten Interessengruppen herausgefordert wird, ihre Kon-
trollfähigkeit beweisen (Freeman 1995). 

3.2 historische entwicklung irregulärer 
Migration im internationalen kontext

Irreguläre Migration ist in Europa eine Erscheinung 
des 20. Jahrhunderts und eng mit der Einführung von 
Reisebestimmungen und Grenzkontrollen verbunden. 
Bis zum Ersten Weltkrieg gab es kaum Migrationsbe-
schränkungen: Im liberalen Europa des 19. Jahrhunderts 
herrschte weitgehende Freizügigkeit. Mit dem Ersten 
Weltkrieg kamen der freie Welthandel und die Freizügig-
keit zum Erliegen, es brach ein Zeitalter der Kontrolle 
und der Protektion an. Der Begriff der «illegalen Migra-
tion» wurde in den 1930er-Jahren durch die britische 
Kolonialverwaltung ins Leben gerufen, welche die uner-
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wünschte jüdische Einwanderung nach Palästina so 
bezeichnete (Düvell 2007a). 

Nach der Ölkrise von 1973/74 kam die Ausländer-
frage erneut auf die politische Agenda, und viele westli-
che Staaten stoppten ihre Anwerbeprogramme (Castles 
2004: 205). Viele «Gastarbeiter», die seit Ende des Zwei-
ten Weltkrieges für den Wiederaufbau Westeuropas und 
in den darauf folgenden Boomjahren zur Stärkung der 
Wirtschaft angeworben worden waren, hatten sich in 
ihren «Gastländern» niedergelassen und beabsichtigten 
auch dort zu bleiben. Die Zuwanderungsbeschränkun-
gen bewirkten, dass auswanderungswillige Menschen 
fortan den Weg zu ihren Familien im Zielland und zu 
besseren Lebenschancen auf irreguläre Weise suchten. 

Die rasch zunehmende globale Mobilität hat eben-
falls zu einem weltweiten Anstieg der irregulären Migra-
tion beigetragen. Diesem Phänomen wollte man in der 
Schweiz mit spezifischen Eindämmungsmassnahmen ent-
gegentreten. So wurde in Reaktion auf die in den 1980er-
Jahren steigenden Asylzahlen und aufgrund der allge-
mein verbreiteten Einstellung, dass viele Asylsuchende 
mit falschen Angaben einwanderten, der Asylweg einge-
schränkt. Diese zunehmende Verschärfung der Asylpoli-
tik führte aber ihrerseits wiederum zu einem Anstieg der 
irregulären Migration (D'Amato et al. 2005). 

Das Schengener Abkommen von 1985 sollte die 
innereuropäische Mobilität fördern und auf diese Weise 
die Entstehung von flexiblen Arbeitsmärkten unterstüt-
zen. Nach aussen hin verstärkte die Europäische Union 
damit einerseits die Einwanderungskontrolle und machte 
sie zu einem Pfeiler gemeinsamer Innenpolitik. Anderer-
seits eröffneten sich den neuen EU-Angehörigen mit der 
Osterweiterung der EU legale Migrationskanäle, womit 
die irreguläre Migration aus den EU-Ländern zu einem 
Ende kam (Vogel und Cyrus 2008). 

Das Ausmass der irregulären Migration ist naturge-
mäss schwer einzuschätzen. Die «Global Commission on 
International Migration» ging im Jahr 2005 von weltweit 
rund 200 Millionen Migrierenden ohne geregelten Auf-
enthaltsstatus aus, wobei sich diese über die gesamte 
Welt verteilen und damit nicht primär ein Phänomen der 
westlichen Industriestaaten sind (GCIM 2005). In den USA 
erhob das «Office of Immigration Statistics» Schätzungen 
zum Ausmass irregulärer Migration und kam dabei zum 
Ergebnis, dass 1992 die Zahl der Sans-Papiers in den Ver-
einigten Staaten 3,3 Mio. betrug, im Jahr 2000 8,5 Mio., 
im Jahr 2005 10 Mio. und im Jahr 2009 10,8 Mio. Zwi-
schen 2000 und 2009 ist die Zahl der Sans-Papiers somit 
um 27 Prozent gewachsen. 5 Die Angaben zu Europa sind 
bisher sehr diffus, da sie auf äusserst fragwürdigen Quel-
len beruhen. Die EU-Kommission sprach in einer Medien-

mitteilung von einer Zahl zwischen 4 und 8,8 Mio.  
Sans-Papiers, ohne jedoch genaue und aktuelle Quellen-
angaben anzuführen. 

Das kürzlich abgeschlossene Forschungsprojekt 
«Clandestino», das sich auf verschiedene nationale 
Datenbanken und Studien stützt, nimmt für sich in 
Anspruch, zuverlässigere Schätzungen abgeben zu kön-
nen. Im Jahr 2002 lebten demnach in den 15 alten  
EU-Mitgliedstaaten zwischen 3,1 und 5,3 Mio. Sans-
Papiers und im Jahr 2008 zwischen 1,8 und 3,3 Mio. Die-
ser Rückgang wird in erster Linie mit dem Beitritt neuer 
EU-Mitgliedstaaten und somit der automatischen «Lega-
lisierung» der sich vormals illegal aufhaltenden osteuro-
päischen Staatsbürgerinnen und -bürger erklärt, aber 
zum Teil auch auf den Erfolg von staatlichen Regularisie-
rungsprogrammen zurückgeführt. Die Schätzung der 
Sans-Papiers in den 25 Mitgliedstaaten für das Jahr 2008 
ist nur wenig höher (zwischen 1,9 und 3,8 Mio.), da ver-
mutet wird, dass die meisten Sans-Papiers in den EU-15-
Staaten leben. Der Anteil der Sans-Papiers in Europa im 
Vergleich zur gesamten ausländischen Bevölkerung lag 
im Jahr 2008 zwischen 7 und 13 Prozent (Europäische 
Kommission 2009). 

3.3 umgang mit irregulärer Migration im 
internationalen kontext

In der Forschung besteht ein breiter Konsens dar- 
über, dass nicht die Einwanderungspolitik für das Ausmass 
der irregulären Migration ausschlaggebend ist, sondern 
vielmehr (globale) Arbeitsmarktmechanismen (Castles 
2004; Düvell 2006b; Sassen 1998; Tapinos 2000). Allerdings 
fliessen diese Erkenntnisse aus der politisch unabhängigen 
Forschung oft nicht oder nur ungenügend in die Politikge-
staltung mit ein (Carrera und Merlino 2009), und viele 
Forscher und Forscherinnen hegen starke Zweifel an der 
Wirksamkeit der Bekämpfungsstrategien. So scheinen die 
Eindämmungsmassnahmen der unerwünschten Migration 
in den USA, Australien und einigen europäischen Ländern 
nicht zum erwarteten Erfolg geführt zu haben. Während 
in den letzten Jahren die Investitionen in Abwehrmecha-
nismen und Kontrollsysteme weltweit zugenommen 
haben, ist die Migration – und insbesondere die unge-
wollte irreguläre Migration – nicht rückläufig (Broeders 
und Engbersen 2007; Castles 2004: 206; Cholewinski 2000; 
Düvell 2007a). Das Kosten-Nutzen-Verhältnis zwischen 
aufgebrachten Investitionen und deren Wirkung bleibt 
bisher noch weitgehend im Dunkeln. Empirische Fakten 
zur Effizienz der Massnahmen im europäischen Kontext 
fehlen gänzlich (Vogel und Cyrus 2008). Eine Studie zu den 
Auswirkungen der verstärkten Grenzkontrolle in den USA 
im Zeitraum zwischen 1993 und 2004 konstatierte in erster 
Linie schwerwiegende, negative Folgen: extrem hohe 
finanzielle Kosten, eine längere Aufenthaltsdauer von 
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Sans-Papiers in den USA und viele Todesopfer an der 
Grenze. Trotz all dieser Massnahmen hat in dem unter-
suchten Zeitraum die Zahl der sich in den USA illegal auf-
haltenden Migrantinnen und Migranten stark zugenom-
men (Cornelius 2005; Düvell 2007a). 

Generell dominiert auch heute noch in der seit zehn 
Jahren von den Mitgliedstaaten immer effektiver koor-
dinierten europäischen Migrationspolitik das Prinzip der 
Einschränkung und Kontrolle der Immigration aus Dritt-
staaten. Insbesondere im Bereich der Visums- und Rück-
führungspolitik, dem Informationsaustausch und der 
gemeinsamen Grenzpolizei konvergieren die Interessen 
und Bestrebungen der EU-Mitgliedstaaten, während sich 
in der Zulassungs- und Niederlassungspolitik bisher kaum 
ein Konsens zwischen den souveränen Mitgliedstaaten 
abzeichnet. In dieser Dekade wurden mehrere gesetzli-
che Massnahmen gegen die irreguläre Migration auf EU-
Ebene erarbeitet (Carrera und Merlino 2009). So hat der 
Ministerrat im Jahr 2002 der EU einen Aktionsplan zur 
Bekämpfung der illegalen Einwanderung und des Men-
schenhandels verabschiedet, der ausserdem eine gemein-
same Visa- und Rückführungspolitik anvisierte (Vogel 
und Cyrus 2008). Weitere Bestrebungen betreffen den 
Ausbau der Kontrollen an den Aussengrenzen (Schen-
gen) und die Kontrollen im Innern: Dazu gehören ver-
stärkte Arbeitsmarktkontrollen, der Informations- und 
Datenaustausch und die Überwachung von Verdächtigen 
(Brochmann und Hammer 1999). 

Seit 2005 ist die «Europäische Agentur für die ope- 
rative Zusammenarbeit an den Aussengrenzen» (Fron- 
tex) im Einsatz, um die EU-Aussengrenzen – insbesondere 
am Mittelmeer – zu kontrollieren. Im Mittelmeer selbst 
werden ausserdem Boote mit Migranten und Flüchtlingen 
abgefangen. Mit dieser Politik hat sich die EU der Kritik 
stellen müssen, sie billige, dass das Recht, einen Asylantrag 
zu stellen, vorzeitig unterbunden wird und potenzielle 
Flüchtlinge in «befreundete Nachbarstaaten» abgescho-
ben werden. Die Verantwortung für unerwünschte Migra-
tion wird immer mehr den Herkunfts- und Transitstaaten 
zugeschoben, die zunehmend zu Puffer- und Rückschiebe-
zonen werden (z. B. Ukraine, Marokko, Libyen) (Düvell 
2007a). Diese Externalisierung der Grenzüberwachung ist 
Teil einer umfassenderen Politik der europäischen Staa-
ten, die Migration und Entwicklungszusammenarbeit mit-
einander verknüpft, sodass als Gegenleistung für den 
Schutz Europas vor ungewollter Einwanderung den Nach-
barstaaten der EU im Süden und Osten finanzielle und 
politische Unterstützung gewährt wird. 6

Eine 2009 erlassene EU-Richtlinie zur illegalen 
Beschäftigung und Bestrafung von Arbeitgebenden 
sieht erhöhte Sanktionen und das Eindämmen von irre-
gulären Arbeitsmöglichkeiten als Instrument der Migra-

tionskontrolle vor. 7 Auch die EU-Kommission bekräftigte 
in ihrer Mitteilung vom 19. Juli 2006 «über politische 
Prioritäten bei der Bekämpfung der illegalen Einwan-
derung von Drittstaatsangehörigen» ihren Willen zu 
gemeinsamen Bestrebungen in diese Richtung. 8 Das 
Stockholmer Programm, welches die europäische Politik-
agenda in Fragen der Migration für den Zeitraum 2010–
2015 festlegt, zielt weitgehend auf eine Eindämmung 
ab. Diese Tendenz zeigt sich ebenfalls im öffentlichen 
Diskurs, der irreguläre Migration oft mit Sicherheitspoli-
tik und organisierter Kriminalität wie Menschenhandel 
und Menschenschmuggel in Zusammenhang bringt 
(siehe dazu D'Amato et al. 2005). 

Allerdings sind auch Tendenzen auszumachen, wel-
che die Rechtslage der Sans-Papiers in Europa verbes-
sern. Mit dem Lissabonner Vertrag wird die Charta der 
Grundrechte der EU zu einem für die Mitgliedstaaten 
verbindlichen Instrument. Dieser Vertrag sieht ausser-
dem den Beitritt der EU zur Europäischen Menschen-
rechtskonvention vor. 9 Damit werden allen Personen – 
unabhängig ihres Aufenthaltsstatus – die Grundrechte 
gewährt (Carrera und Merlino 2009). Düvell identifizierte 
insgesamt 12 internationale Abkommen, Verträge und 
Konventionen, die sich auch auf die irreguläre Migration 
erstrecken, das heisst, die Rechte der Sans-Papiers schüt-
zen. Allerdings ist die Einforderung dieser Rechte in der 
Praxis mit grossen Schwierigkeiten verbunden (Düvell 
2006a). 

Um den negativen Folgen der irregulären Migra-
tion entgegenzutreten, beziehungsweise im Umgang 
mit den anwesenden Sans-Papiers einen Modus vivendi 
zu finden, haben verschiedene Staaten nach pragmati-
schen Lösungen gesucht. Seit den 1970er-Jahren wird die 
Regularisierung von Migrierenden ohne geregelten Auf-
enthalt auch von den europäischen Staaten als korrekti-
ves Instrument der Migrationspolitik eingesetzt. So wur-
den in den EU-27-Staaten zwischen 1973 und 2008  
68 Regularisierungsprogramme durchgeführt. Dabei 
wurden über 6 Millionen Gesuche eingereicht, wovon  
4,3 Millionen schliesslich zu einer Regularisierung führ-
ten (Kraler 2009). In zwei kürzlich veröffentlichten Stu-
dien kamen die Autoren zum Schluss, dass Regularisie-
rungen zwar eine erhöhte Mobilität von Sans-Papiers 
innerhalb der EU zur Folge haben können, dass aber die 
viel befürchtete Magnetwirkung, also ein genereller 
Anstieg der Zuwanderung von irregulären Migranten 
und Migrantinnen nach Europa, empirisch nicht nachge-
wiesen werden konnte (Baldwin-Edwards und Kraler 
2009; Finotelli 2008; Kraler 2009). 

Die Regularisierung als Instrument zur nachträgli-
chen Korrektur einer verfehlten Migrationspolitik wurde 
über viele Jahre vor allem von den europäischen Mittel-
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meerstaaten praktiziert, was bei den anderen EU-Mit-
gliedstaaten auf wachsende Kritik stiess. Obschon den 
einzelnen Mitgliedstaaten nach wie vor eine autonome 
Zulassungs- und Regularisierungspolitik zugestanden 
wird, versucht die EU dennoch ihre Interessen durchzu-
setzen. Als beispielsweise Spanien 2005 eine halbe Mil-
lion Sans-Papiers regularisierte, reagierte der Europäi-
sche Rat: Im Oktober 2008 unterzeichnete er den 
Europäischen Pakt zu Einwanderung und Asyl, der den 
gemeinsamen Kampf gegen illegale Migration bekräf-
tigt. Darin werden die Mitgliedstaaten angehalten, Lega-
lisierungen aus humanitären oder ökonomischen Grün-
den nur von Fall zu Fall vorzunehmen. 10 Während die 
Europäische Kommission im Jahr 2000 die Regularisie-
rung noch nicht als Regulierungsinstrument der Migra-
tion anerkannte, unterstützt sie heute die individuelle 
Regularisierung aufgrund von transparenten und recht-
lichen Kriterien. Somit hat sich ein europaweiter Konsens 
über die Notwendigkeit einer individuell abgestimmten 
Regularisierung von Sans-Papiers ergeben (Amarelle 
2010: 156). 

Auf das politische Spannungsfeld zwischen der 
Gewährung von Menschen- und Grundrechten einerseits 
und der auf eine Eindämmung der irregulären Migration 
abzielende Interessenspolitik der souveränen Staaten 
andererseits wird in Kapitel 5, das die Politikentwicklung 
in der Schweiz behandelt, nochmals näher eingegangen.
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Wie in anderen europäischen Staaten leben und 
arbeiten auch in der Schweiz Menschen ohne Aufent-
haltsberechtigung. Doch erst seit einigen Jahren wird 
diese Tatsache von breiten Kreisen der Bevölkerung – 
teils widerstrebend, teils gelassen – zur Kenntnis genom-
men. Das bedeutet indes nicht, dass auch die Hinter-
gründe, die zu irregulärer Migration führen, sowie die 
gesamtgesellschaftliche Dimension des Phänomens zum 
Thema gemacht würden. 

Im Folgenden soll auf der Basis des gegenwärtigen 
Wissenstands näher ausgeführt werden, wer die Sans-
Papiers in der Schweiz sind und wie und wo sie leben. 
Nach einigen knappen Hinweisen auf die Fachliteratur 
und einer kurzen Darstellung von möglichen Hintergrün-
den illegaler Anwesenheit, wird ein Überblick über die 
Anzahl, Herkunft und soziodemographischen Merkmale 
der hier untersuchten Bevölkerungsgruppe gegeben. 
Diese Informationen stammen aus der vorliegenden 
Fachliteratur sowie aus Gesprächen mit verschiedenen 
Expertinnen und Experten. 

4.1 wachsender Literaturkorpus

Obwohl die Öffentlichkeit den unbewilligten Auf-
enthalt generell als selbstverschuldet und rechtswidrig 
verurteilt, stossen Einzelschicksale von Sans-Papiers doch 
immer wieder auf Interesse und führen zu einer kritischen 
Hinterfragung der offiziellen Migrationspolitik in diesem 
Bereich. Gelegentlich entstehen daraus in einzelnen Städ-
ten oder sogar auf Bundesebene kontroverse Debatten. In 
jüngster Zeit sorgte insbesondere die Kampagne «Kein 
Kind ist illegal» 11 für Diskussionsstoff und wurde zum Mit-
auslöser von verschiedenen parlamentarischen Vorstössen 
auf Bundesebene und für bildungspolitische Initiativen in 
mehreren Städten (Lausanne, Genf, Bern, Zürich, Basel). 

Während die internationale Fachliteratur zur irregu-
lären Migration bis in die späten 1970er-Jahre zurück-
reicht, liegen in der Schweiz kaum vergleichbare Studien 
vor. Dies hängt sowohl mit dem damaligen Stand der Mig-
rationsforschung wie auch mit der zu dieser Zeit relativ 
marginalen Bedeutung des Phänomens in der Schweiz 

zusammen, das erst im Verlaufe der 1990er-Jahre zunahm. 
Die Umwälzungen auf dem Arbeitsmarkt (Globalisie-
rung, Deregulierung) sowie migrationspolitische Ent-
wicklungen waren zwar europaweit zu beobachten, 
doch gab es in der Schweiz im Unterschied zu den Nach-
barländern keinen gänzlichen Anwerbestopp und noch 
relativ lange Vollbeschäftigung. Das Problem der illega-
len Erwerbstätigkeit wurde daher in der Öffentlichkeit 
nur sporadisch thematisiert und meist als vorübergehend 
betrachtet. Dies änderte sich, als es im Jahr 2001 zu einer 
Mobilisierung von Sans-Papiers kam (→ Kapitel 6.4).

Ab diesem Zeitpunkt ist nach der etwas ironisch 
gemeinten Aussage eines befragten Juristen zumindest 
die Forschung auf diese Thematik aufmerksam gewor-
den: Dem Dokumentationszentrum des SFM liegen für 
den Zeitraum von 2000 bis 2009 rund 200 Studien und 
Artikel vor, die sich schwerpunktmässig mit der Proble-
matik des unbewilligten Aufenthalts in der Schweiz 
befassen. Dabei wird auch die sogenannte «graue» Lite-
ratur berücksichtigt, (beispielsweise Magisterarbeiten, 
Erhebungen von Beratungsstellen, engagierte Literatur 
usw.). Anspruch auf Vollständigkeit möchte der nachfol-
gende Literaturabriss allerdings nicht erheben. Die kur-
zen Ausführungen sind daher nicht als Diskussion von 
Forschungsresultaten zu verstehen, sondern als Hinweise 
für Leser, die sich für weitere Aspekte dieser Thematik 
interessieren. Aus inhaltlichen Erwägungen werden ein-
zelne Literaturverweise nur beispielhaft angeführt, 
andere finden sich in den entsprechenden Kapiteln oder 
in der umfassenden Bibliographie am Ende des Berichts.

Bei der untersuchten Literatur stehen noch vor Fra-
gen zur Arbeitssituation Abhandlungen zum Themen-
kreis Gesundheit im Brennpunkt, wobei sehr unter-
schiedliche Aspekte beleuchtet werden: Die Arbeiten 
befassen sich mit biomedizinischen, sozialen, versiche-
rungsrechtlichen und versorgungsrelevanten Fragen 
(Bahnan Büechi und Sieber 2004; Bodenmann et al. 2003; 
Tolsdorf 2008; Winizki 2002). Vermutlich erklärt sich 
diese Akzentsetzung insbesondere durch das Ausmass 
der (gesundheitlichen) Probleme von Sans-Papiers sowie 
dem Engagement der Nichtregierungsorganisationen in 

4  
Hintergründe irregulärer  
Migration und Sans-Papiers  
in der Schweiz
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dieser Frage und einer Unvoreingenommenheit gegen-
über ausländerrechtlichen Belangen, die eine sachliche 
Diskussion von Gesundheitsfragen erleichtert. Zudem 
wurden einzelne Studien im Rahmen der Strategie Mig-
ration und Gesundheit des Bundes publiziert, die explizit 
sämtliche Bevölkerungskategorien unabhängig ihres 
Aufenthaltsstatus einschliesst. 

Erwartungsgemäss wurde die Erwerbstätigkeit von 
Sans-Papiers mehrfach erforscht und zwar insbesondere 
im Haushalt- und Care-Sektor (Versorgungsarbeit und 
Pflege), wo zweifellos ein bedeutender Teil dieser Perso-
nen beschäftigt ist (Alleva und Niklaus 2004; Flückiger 
und Pasche 2005; Pfäffli 2009; Tschannen 2003). Als die 
wohl wichtigste Determinante irregulärer Migration 
stellt der Bereich Arbeit nicht nur ein Hauptspannungs-
feld im Leben der betreffenden Menschen dar, sondern 
er spielt auch eine zentrale Rolle beim Aufbau von Kon-
takten in der Aufnahmegesellschaft. Zum Teil beinhalten 
Studien über den Arbeitsmarkt auch Erhebungen über 
die Zahl und das Profil der Sans-Papiers (Longchamp et 
al. 2005; Piguet und Losa 2002).

Die Rechtslage von Sans-Papiers sowie ihre allge-
meinen Lebensbedingungen wurden vor allem in jüngs-
ter Zeit mehrfach analysiert, was in vielen Fällen zu einer 
willkommenen Lageklärung führte (Achermann und Chi-
mienti 2006b; Bolzman et al. 2007; Carbajal 2008; Strauss 
2008). Umgekehrt lassen sich aber zahlreiche rechtliche 
Fragen nicht zufriedenstellend beantworten: Beispiels-
weise bleibt der Themenkomplex Melde- und Schweige-
pflicht von Institutionen nach wie vor selbst für versierte 
Fachleute äusserst komplex und undurchsichtig (Davet 
2008). 12

Im Brennpunkt des Interesses standen in der Fach- 
literatur in den vergangenen Jahren neben der Situation 
von Jugendlichen und Kindern (Lachat Clerc 2007; Weil-
ler 2007) auch politische Fragen – Härtefallregelung, 
Regularisierung, Politikentwicklung (Bolzman 2001; 
Röthlisberger 2006; Zeugin 2003) –, gesellschaftliches 
Engagement und soziale Bewegungen sowie, etwas sel-
tener, Fragen der Sozialarbeit (Baumann und Eigenmann 
2002; Ducrocq und Quinay 2003). Zusätzlich wurden auch 
verschiedene Filme, Bilddokumente und Ausstellungen, 
die sich mit der Thematik befassen, für diesen Bericht zu 
Rate gezogen (Hoessli 2006; Wildi 2008).

Obwohl nach wie vor zahlreiche Facetten des 
Lebens ohne Bewilligung verborgen bleiben, ergibt sich 
aufgrund der vielfältigen Dokumente ein wesentlich 
deutlicheres Bild als noch vor einem Jahrzehnt. Die zahl-
reichen ethnologisch orientierten Studien eröffnen 
einen – wenn meist auch fragmentierten und lokal 
begrenzten – Einblick in das Leben betroffener Men-

schen, ihre Migrationsmotivationen und Handlungsstra-
tegien in der Aufnahmegesellschaft.

4.2  hintergründe des illegalen  
aufenthalts

Durch zahlreiche internationale Studien belegt ist 
die Tatsache, dass die wachsende weltweite ökonomi-
sche Ungleichheit den Nährboden für die irreguläre Mig-
ration bildet (→ Kapitel 3). Sie äussert sich durch eine 
massive Verschlechterung der sozio-ökonomischen, men-
schenrechtlichen und teilweise auch ökologischen Lage 
einzelner Staaten. Ferner können auch Kriege oder bür-
gerkriegsähnliche Auseinandersetzungen eine Rolle 
spielen, etwa im Balkan in den 1990er-Jahren oder zur-
zeit in verschiedenen afrikanischen, asiatischen oder süd-
amerikanischen Staaten. Erfahrungsgemäss ist es weni-
ger das Ausmass der persönlichen Misere als vielmehr 
eine kollektive und individuelle Perspektivelosigkeit, 
weshalb Menschen die Emigration wählen, sobald sich 
eine Gelegenheit dazu bietet. Dies wird durch die erleich-
terten Wanderungsmodalitäten, die sich aus den trans-
nationalen sozialen Netzwerken und den vermehrten, 
erschwinglichen Transportmöglichkeiten ergeben, noch 
gefördert. Demgegenüber steht die restriktive Einreise-
politik verschiedener Industrienationen, die den Zuzug in 
diese Staaten erheblich erschwert.

4.2.1 gründe für die auswanderung

Wirtschaftliche oder familiäre Schicksalsschläge kön-
nen für Menschen praktisch aller sozialer Schichten und 
beruflicher Hintergründe zum migrationsauslösenden 
Moment werden. Vor diesem Hintergrund lassen sich auch 
die Erfahrungen der befragten Sans-Papiers nachvollzie-
hen (→ Portraits). Dabei ist es wichtig, sich vor Augen zu 
halten, dass aus der Perspektive der Migrierenden der Ent-
schluss zu einer Emigration niemals leichtfertig und ohne 
die Konsultation anderer getroffen wird, auch wenn dies 
von einer anderen Warte aus so erscheinen mag. Hagan 
(2008) schildert, wie manchmal selbst ein religiöses Erleb-
nis als so genanntes «spiritual travel permit» zum Auslö-
ser des Wanderungsentscheids wird; allerdings geschieht 
dies nie «aus heiterem Himmel», sondern infolge einer 
Zwangslage. Selbst wenn sich die Migration als unerwar-
tet problematisch erweist, kommt in vielen Fällen ein (bal-
diges) Zurück nicht in Frage, entweder weil die Situation 
im Herkunftsland dies verbietet, Verpflichtungen einge-
halten werden müssen oder manchmal auch Schulden für 
die Organisation der Reise beglichen werden müssen. 

Zweifellos kommt es vor, dass sich auch junge (eher 
wohlhabende) Menschen primär aus Interesse oder aus 
Migrationslust auf den Weg machen, wie wir das auch in 
Europa kennen. Diese jungen Leute entscheiden sich aber 
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vermutlich ebenso leicht wieder für eine Rückkehr in ihr 
Heimatland und tauchen daher in den analysierten Stu-
dien nicht auf.

In mehreren Erfahrungsberichten und Studien 
kommt klar zum Ausdruck, dass sich die meisten erstmals 
Migrierenden zum Zeitpunkt der Abreise entweder nicht 
bewusst sind, dass ihr Aufenthalt nicht legalisierbar sein 
wird, oder dass sie sich schlechthin nicht vorstellen kön-
nen, was es bedeutet, ohne Bewilligung in einem Land 
wie der Schweiz zu leben. Dies hängt damit zusammen, 
dass irreguläre Migration und Beschäftigung in den Her-
kunftsregionen oftmals andere Formen annehmen als in 
der Schweiz. Manche Menschen aus Südamerika haben 
Bekannte in den USA und sind sich der Gefahren der ille-
galen Einreise dorthin bewusst, gehen aber davon aus, 
dass der Alltag im Destinationsland relativ normal abläuft, 
was möglicherweise zutreffen mag. Ferner ist das Leben 
in der Illegalität in Amerika oder Afrika nicht mit der ent-
sprechenden Situation in der Schweiz vergleichbar.

4.2.2 einreise und aufenthaltsmodalitäten

Etwas schematisch ausgedrückt, zeichnen sich 
nach einer Einreise, die entweder legal oder unkontrol-
liert erfolgt, unterschiedliche Migrationsverläufe ab: 
Zum einen gibt es die Zugewanderten, die noch nie 
über eine Aufenthaltsberechtigung verfügt haben und 
unkontrolliert oder mit falschen Papieren eingereist 
sind. Denn in einem Land wie der Schweiz mit einem 
vielfältigen und regen Grenzverkehr kommt es nicht 
selten vor, dass Menschen unentdeckt einreisen und 
sich anschliessend dort längere Zeit aufhalten. In Dar-
stellung 1 ist dieser Verlauf in der rechten Spalte sicht-
bar.

Zum anderen sind Zugewanderte zu nennen, die 
sich zunächst legal in der Schweiz aufhalten, aber nach 
Widerruf bzw. Nichtverlängerung der Aufenthaltsbe-
willigung, anstatt auszureisen, bleiben. Bekanntlich ist 
der Aufenthalt in der Schweiz oft mit einem bestimm-
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legale Einreise 
(mit gültigem Visum 

oder keine Visumspflicht)

legaler Aufenthalt als Tourist, 
(Kurz)arbeiterin, Ehepartner usw.

illegaler Grenzübertritt 
(keine, gefälschte Papiere) 

illegaler Aufenthalt

Sans-Papiers
(«Clandestins») 
im engeren Sinn

Regularisierung 
des Aufenthalts 
(Härtefallbe-
willigung, Arbeit, 
Heirat, usw.)

legaler 
Aufenthalt

Verlust oder 
keine Verlänge-
rung der 
Bewilligung 

«Overstayers»,
abgewiesene 
Asylsuchende

Asylsuchende

Sans-Papiers mit oder ohne Erwerbstätigkeit 

illegaler Grenzübertritt 
(keine, gefälschte Papiere)

darstellung 1: Einreise und Aufenthaltsetappen irregulärer Migrationsverläufe
Quelle: angepasst nach eigener Darstellung von Chimienti et al. (2003) bzw. Tapinos (2000)
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ten Zweck verbunden (Arbeit, Studium, Ehegemein-
schaft usw.), der infolge des Verlustes eines Arbeitsplat-
zes, eines Studienabschlusses oder einer Scheidung 
erlöscht, woraufhin die Aufenthaltserlaubnis entzogen 
und eine Wegweisung verfügt werden kann. Erwäh-
nenswert ist in diesem Zusammenhang, dass sich die 
Schweiz in den letzten Jahrzehnten durch eine ver-
gleichsweise hohe internationale Migrationsmobilität 
auszeichnet (Piguet 2006). Anders ausgedrückt, ein 
wesentlicher Teil der ehemaligen Zugewanderten hat 
die Schweiz gezwungenermassen oder freiwillig wieder 
verlassen. 

Zu der Kategorie von Personen, die erst im Verlauf 
ihres Aufenthalts in der Schweiz zu Sans-Papiers werden – 
weshalb ihre Papierlosigkeit gelegentlich als «sekundär» 
oder im Englischen als «overstay» bezeichnet wird –  
kann man auch Touristen und die abgewiesenen Asyl-
suchenden zählen. In ihrem Fall ist allerdings die 
erlaubte Aufenthaltsdauer auf eine Besuchs- oder Asyl-
verfahrensfrist beschränkt.

Wie Erfahrungsberichte von Sans-Papiers belegen, 
können sich Migrationsverläufe noch weit komplexer 
gestalten, wenn beispielsweise einem Jahresaufenthalter 
aus Südamerika infolge eines ungeplant längeren 
Besuchs im Herkunftsland nach der Rückkehr in die 
Schweiz die Bewilligung nicht verlängert wird. Wir sind 
auch auf junge Menschen gestossen, die (legal) in der 
Schweiz aufgewachsen waren, aber nach der Rückkehr 
mit ihrer Familie im Herkunftsland nicht zurechtkamen 
und sich später für eine Rückwanderung in die Schweiz 
entschieden, wo sie fortan ohne Papiere leben. 

Es kommt ebenfalls vor, dass Familienmitglieder 
unterschiedlichen Aufenthaltsregelungen unterworfen 
sind, wenn beispielsweise ein Geschwisterteil die Alters-
grenze des Familiennachzugs überschritten hat oder ein-
zelne Familienmitglieder eingebürgert wurden, wäh-
rend andere die Bewilligung verloren haben. Dies hängt 
auch damit zusammen, dass die ausländerrechtlichen 
Bestimmungen fortlaufend angepasst werden und 
neben allgemeingültigen Vorkehrungen immer auch 
individuell erworbene Rechte eine Rolle spielen. 

Ricardo S., Chile, 38 Jahre

«Ich habe mich selber nie als Sans-Papiers gesehen und liess mich bei  
Kontrollen nie beeindrucken. Polizisten merken, wenn du Angst hast.»

Ricardo kam 1989 als Sohn eines Pinochet-Flüchtlings durch Familienzusammenführung in die Schweiz.  
Bis Ende 1999 lebte er mit einer Aufenthaltsbewilligung bei seinem Vater. Nach einem dreimonatigen Ferienauf-
enthalt in Chile wurde ihm nach seiner Rückkehr in die Schweiz die Verlängerung der B-Bewilligung verweigert, 
weil er vor seiner Abreise vergessen hatte, einen Verlängerungsantrag einzureichen. Ricardo tauchte ab anstatt 
auszureisen und wurde so zum «Overstayer». 

1996 lernte Ricardo seine heutige Frau, die damals als Au-pair in der Schweiz arbeitete, kennen. Nachdem sie 
kurze Zeit darauf in Chile geheiratet hatten, kamen sie zurück in die Schweiz und lebten beide als Sans-Papiers 
in Genf. Ricardo berichtet, dass seine Frau damals sehr ängstlich gewesen sei, kaum aus dem Haus gegangen sei 
und immer ihn hätte sprechen lassen, wenn sie kontrolliert wurden. 

Nach zehn Jahren als Sans-Papiers in der Schweiz haben sie sich entschieden, ein Härtefallgesuch zu stellen. Zum 
Glück hatte seine Frau immer alle Unterlagen gesammelt, um die ununterbrochene Anwesenheit in der Schweiz 
belegen zu können. Warum ihr Gesuch tatsächlich gutgeheissen wurde, weiss er nicht. Dass sie alle Dokumente 
beisammen hatten, nie straffällig geworden waren, beide immer «grau» gearbeitet haben, seine Frau seit Lan-
gem ganztags in einer Wäscherei und er als Partyorganisator und DJ arbeitet, dass er schon seit 20 und sie seit 
14 Jahren in der Schweiz sind, hat seiner Meinung nach geholfen. Wahrscheinlich hatte auch seine familiäre 
Situation einen Einfluss auf das Gesuch, hat er doch von drei verschiedenen Frauen vier in der Schweiz geborene 
Kinder: Jaques ist Schweizer und lebt bei den Grosseltern mütterlicherseits, Christine ist Französin und lebt bei 
seiner ehemaligen Freundin und deren chilenischem Ehemann und Laura und Simon sind Chilenen und wohnen 
bei ihm und seiner jetzigen Frau.

Seit Anfang 2010 haben Ricardo und seine Kinder eine C- und seine Frau eine B- Bewilligung. Kurz nach Erhalt 
der Bewilligungen nahmen sie den Bus nach Frankreich. Prompt gab es zu seiner Enttäuschung (!) keine Kont-
rolle – seine Frau hatte sich in zehn Jahren nie über die Grenze getraut.



Leben als Sans-Papiers in der Schweiz.2424

hintergründe irregulärer migration und sans-papiers in der schweiz

Infolge des Ausschlusses der Nachfolgeländer des 
ehemaligen Jugoslawiens aus dem herkömmlichen Rekru- 
tierungsgebiet der Schweiz (1991) sowie der späteren 
Aufhebung der umstrittenen Saisonnier-Bewilligung 
(1999 für Drittstaaten- und 2002 für EU-Angehörige) ver-
loren zahlreiche Arbeiterinnen und Arbeiter – meist 
Männer aus dem Kosovo und aus Mazedonien – jegliche 
Aufenthaltsberechtigung; manche von ihnen blieben in 
der Schweiz, wo sie weiterhin arbeiten, wie uns mehr-
fach berichtet wurde. Gleichzeitig konnten zahlreiche 
EU-Angehörige mit der Einführung der Freizügigkeit 
ihren vormals unbewilligten Aufenthalt legalisieren. 
Inwiefern Praxisänderungen der Politik jeweils mit der 
nötigen Weitsicht gestaltet werden, ist allerdings umstrit-
ten. Offensichtlich ist hingegen, dass die Sans-Papiers-
Frage immer an dem für alle europäischen Staaten cha-
rakteristischen konkreten Umgang mit politischen 
Öffnungs- und Schliessungsprozessen entbrennt.

4.3 umstrittene Zahlen

Genaue Angaben über die Zahl der Menschen ohne 
Aufenthaltsberechtigung in der Schweiz sind unmöglich, 
da diese Bevölkerungsgruppe per Definition nirgendwo 
systematisch registriert werden kann. Ausserdem sind die 
in grossen Nationen (USA) indirekt praktizierten Erhe-
bungsmethoden – etwa aufgrund der Todesfälle oder 
des Wasserverbrauchs – in der Schweiz undenkbar (Wan-
ner 2002). Die zur Grösse dieser Bevölkerungsgruppe vor-
liegenden Angaben stützen sich daher ausschliesslich auf 
Schätzungen von Fachleuten und Behörden, die sich dem 
Verdacht einer gewissen Voreingenommenheit niemals 
vollständig entziehen können: Während engagierte 
Aktivisten und Wissenschaftlerinnen dazu tendieren, 
aufgrund ihres täglichen Kontakts mit Sans-Papiers und 
auch, um die öffentliche Aufmerksamkeit auf dieses Phä-
nomen zu lenken, zu übertreiben, neigen Polizei und 
verantwortliche Politiker umgekehrt zu eher konservati-
ven Schätzungen, um Stärke zu zeigen oder den Hand-
lungsbedarf zu minimieren. 

In der vorliegenden Studie wird deshalb absichtlich 
keine erneute Diskussion um Zahlen angeregt und in den 
Gesprächen nur nach einer Einschätzung der zeitlichen 
Entwicklung gefragt. Zur Zahl der Sans-Papiers seien des-
halb nur zwei empirische Erhebungen erwähnt, die 
sowohl in der Fachliteratur als auch in den Medien regel-
mässig zitiert werden und überregionale Aussagen erlau-
ben. In einer gesamtschweizerischen Umfrage bei Arbeit-
gebenden, die unter anderem Asylsuchende beschäftigen, 
haben Piguet und Losa (2002) die Personalchefs darum 
gebeten, den Anteil der Arbeitnehmenden ohne Aufent-
haltsstatus in ihrem Erwerbszweig zu schätzen. Aufgrund 
der Antworten war es möglich, die Gesamtzahl der 
erwerbstätigen Papierlosen in der Schweiz hochzurech-

nen: Sie lag demnach zwischen 70 000 bis 180 000 Perso-
nen im Jahr 2001. Die relativ grosse Differenz der beiden 
Werte erklärt sich durch eine unterschiedliche Berech-
nung und eine sehr grosse Bandbreite der Schätzungen 
von Seiten der Antwortenden. Bei einer genaueren 
Hochrechnung wurde dann der Median verwendet, der 
von Extremwerten weniger beeinflusst wird als das arith-
metische Mittel (hoher Wert).

In der bisher letzten Erhebung, die im Auftrag des 
heutigen Bundesamtes für Migration erstellt wurde, 
befragten Longchamp et al. (2005) in sechs kantonalen 
Fallstudien rund 60 Fachleute aus der Praxis nach ihrer 
Einschätzung (Tabelle 2). Dies geschah im Rahmen eines 
kontrollierten Delphi-Verfahrens, wobei die Plausibilität 
der Aussagen aufgrund von statistischen Methoden 
überprüft wurde. Das genaue Vorgehen und die Koordi-
naten der Hochrechnung auf die Schweiz lassen sich 
anhand des Forschungsberichts zwar nur begrenzt nach-
vollziehen, aber laut der Ergebnisse lebten 2004 in der 
Schweiz 90 000 Menschen ohne Aufenthaltspapiere.

Einschränkend zu bemerken ist, dass weder die bei-
den erwähnten noch andere quantitative Erhebungen den 
Haushalts- und Care-Sektor oder das Sexgewerbe wirklich 
berücksichtigen, also wichtige Erwerbszweige vor allem 
von Frauen ohne Aufenthaltspapiere praktisch ausschlies-
sen. Dies wird von Evaluationen, die in verschiedenen 
Schweizer Städten durchgeführt wurden, bestätigt (CEEP 
2003; Dahinden und Stants 2006; Flückiger und Pasche 
2005). Erfahrungsgemäss schwierig zu erfassen ist ferner 
das Ausmass des unbewilligten Aufenthalts in folgenden 
Bevölkerungsgruppen:

  «Overstayers», die manchmal schon seit vielen Jah-
ren hier leben und arbeiten, mit ihrer Umgebung 
vertraut und daher besonders unauffällig sind;

 Familienangehörige von Zugewanderten, die in ih-
rem Umfeld gut integriert sind und manchmal bei 
Verwandten oder guten Bekannten arbeiten; 

 Lebensgefährtinnen und -gefährten, die in einer 
festen Partnerschaft leben und höchstens im Haus-
halt beschäftigt sind;

 Künstler und Selbständige, die sich in einem «privi-
legierten Milieu» bewegen;

 Mobile Personen, die kein Visa für die Schweiz be-
nötigen und relativ problemlos ein- und ausreisen, 
beispielsweise EU-Angehörige;

Besonders Fachleute, die in täglichem Kontakt zu 
Sans-Papiers stehen, dürften bei Befragungen dazu ten-
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dieren, die Zahl jener Personen zu unterschätzen, die 
selten oder nie zu Beratungsstellen gehen, weil sie über 
ein gut funktionierendes soziales Netz verfügen, besser 
ausgebildet sind oder es generell vermeiden, auf ihre 
Situation aufmerksam zu machen. Selbstverständlich 
können ein Unfall, eine Krankheit, der Verlust einer 
Arbeitsstelle oder eine unvorhergesehene Kontrolle 
dem unbemerkten Aufenthalt ein abruptes Ende set-
zen. Trotzdem gibt es Hinweise auf Sans-Papiers, die 
jahrelang unbemerkt in der Schweiz lebten und weder 
zu Behörden noch zu Unterstützungskreisen jemals 
Kontakt hatten. Dazu muss angemerkt werden, dass 
grössere und teilweise längst etablierte Migrantenge-
meinschaften etwa aus der Türkei oder dem Balkan oft 
über mehr Ressourcen verfügen als andere Bevölke-
rungsgruppen (Hilfe bei der Arbeitssuche und bei der 
Unterkunft, Bereitstellung von Informationen, Bezie-

hungen zu Ärzten usw.), um Sans-Papiers tatkräftig zu 
unterstützen. 

4.3.1 trends seit 2000 

Einzelne Expertinnen und Experten fühlen sich 
ausser Stande oder lehnen es grundsätzlich ab, sich über 
eine zahlenmässige Entwicklung zu äussern, da dies ihrer 
Auffassung nach aufgrund der fehlenden Voraussetzun-
gen nicht seriös sei. Ansonsten geht die knappe Mehrheit 
der Befragten von einer Zunahme bzw. Stabilisierung der 
Zahlen aus, während nur zwei von einem abnehmenden 
Trend sprechen. Die Meinungen sind also geteilt, was sich 
übrigens auch in der Literatur widerspiegelt. Trotzdem 
lassen sich durch Nachfragen und gezielte Nachforschun-
gen einige teilweise konvergierende Trends ausmachen, 
die im Folgenden kurz erläutert werden. 

Umfrage 2004 Zürich Basel-Stadt Thurgau Waadt Genf Tessin

Anzahl im Kanton 19-20 000 5000 2-4000 12-15 000 8-12 000 2000

Anzahl Agglomera-
tion

9000 6500 – 6-8000 – –

Trend Zunahme Zunahme Zunahme Stabilisierung Zunahme Stabilisierung

Herkunft grösste 
Gruppe

Lateinamerika Lateinamerika 
Osteuropa

Balkan, Osteu-
ropa

Lateinamerika Lateinamerika Balkan

Geschlecht 50:50 mehr Männer mehr Männer 50:50 (eher 
mehr Frauen)

mehr Frauen mehr Männer

Anteil 20- bis 
40-Jährige

60-90% 60-75% 60-80% 65-75% 68% 50%
(30-40 Jahre)

Postobl. Bildung 
grösste Gruppe

keine
(75%)

keine
 (70%)

keine
 (–)

keine
 (50-55%)

keine
(50-55%)

keine 
 (85%)

Ledig in der CH 60-65 % 74% 50-70% 65-75% – 75%

Kinder in CH 10-20% 12% 1-12% 20-30% 15-30% 4%

Kinder im Ausland 30-40% 30% 10-30% 10-20% 10-15% –

Eingeschulte Kinder 80-90% 64% 1-5% 90-95% 92% –

In Stadt lebend 80% – Mehrheit 75-80 % 80-100 % 80%

Erwerbstätigkeit 80-90% 75% 60-80% 5% von  
Bevölkerung

70-100% 0.5-2.5% von 
Bevölkerung

Durchschnittlicher 
Monatslohn 

2000-2200.– 1500.– 1500-2000.– 1500-2000.– 1000-2000.– 1000-2000.–

Maximaler 
Monatslohn 

3500.– 4200.– 3000-4000.– 5000.– 1600-3000.– 2500.–

Frühere Aufen-
thaltsbewilligung 
[inkl. Touristen, Asyl]

60-70% 26% Mehrheit 10-20% kleine  
Minderheit

29%

tabelle 2: Auszug vergleichender quantifizierbarer Ergebnisse der GfS-Erhebung in Auftrag des BFM
Quelle: Longchamp und al. 2005: 37 
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Zum einen lassen sich aus Beobachtungen von Fach-
leuten und dem Zahlenmaterial, das sich auf bestimmte 
Schweizer Städte oder Kantone bezieht, auf eine Höchst-
zahl der erwerbstätigen Sans-Papiers in den Jahren 2000 
bis 2003 schliessen. Einzelne Angaben konnten zahlen-
mässig überprüft werden – dabei handelt es sich in erster 
Linie um Daten aus Schulen über die dort registrierten 
Schüler sowie um Datenmaterial zur Zahl von Arbeitneh-
merinnen, das aus Quellen der Gewerkschaften stammt. 
Allerdings können diese Daten aus Gründen der Vertrau-
lichkeit nicht veröffentlicht werden. Diesem Datenmate-
rial ist im Jahre 2004 ein Rückgang zu entnehmen, 
gefolgt von einer Stabilisierung. Ein entsprechender 
Trend wurde zumindest in Kantonen beobachtet, in 
denen eine grosse Zahl der Sans-Papiers aus Ecuador 
stammt bzw. im untersuchten Zeitraum aus diesem Staat 
stammte. 13 Diese Hinweise sind angesichts der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung in Ecuador inso-
fern plausibel, als es 1999 zu einer schweren Bankenkrise 
und anschliessenden «Dollarisierung» mit der Abschaf-
fung der Landeswährung kam. 14 Ferner ist bekannt, dass 
zahlreiche Zugewanderte aus Ecuador über Spanien und 
Italien in die Schweiz gelangten und ein Teil von ihnen 
später in diese Länder zurückzukehrte, als sich die wirt-
schaftliche Lage in der Schweiz ebenfalls verschlechterte. 
Spanien und Italien führten zwischen 2001 und 2005  grös-
sere kollektive Regularisierungen durch, die es einer 
beträchtlichen Zahl lateinamerikanischer Migrierenden 
erlaubte, ihren Aufenthalt zu legalisieren. 15

Ein anderer Trend wurde von den befragten Exper-
tinnen und Experten in den letzten fünf Jahren beobach-
tet, nämlich eine massgebliche Zunahme von abgewiese-
nen Asylsuchenden, zu denen auch Personen mit 
Nichteintretensentscheid (NEE) zählen. Darunter fallen 
sowohl jene Sans-Papiers, die Nothilfe beziehen und 
deren Verbleib den Behörden bekannt ist, als auch 
andere, die aus verschiedenen Gründen keine Nothilfe 
beantragen. Ausserdem wurde festgestellt, dass immer 
mehr Schutzsuchende aus dem Mittleren Osten oder 
Afrika – und zwar vor allem Frauen – es vorziehen, kein 
Asylgesuch einzureichen, wenn sie der Ansicht sind, dass 
die vorhandenen Dokumente für ein ordentliches Asyl-
verfahren unzureichend sind. Generell gehen deshalb die 
Befragten eher von einer Zunahme der Personen aus, die 
dem Asylwesen im weiteren Sinn zuzuordnen sind, das 
heisst, die früher ein Asylgesuch gestellt hätten, sich 
heute aber direkt in die Illegalität begeben. Dieses Phä-
nomen lässt sich als Folgeerscheinung des seit 2004 resp. 
2008 eingeführten Sozialhilfestopps für abgewiesene 
Asylsuchende deuten (siehe weiter unten und Kapi- 
tel 5.4). Mehrere Studien belegen, dass ein Teil dieser 
Menschen noch nach Jahren in der Schweiz lebt (Bolliger 
und Féraud 2010; Sanchez-Mazas et al. forthcoming; 
Trummer 2006). 

Die Zahl der Asylgesuche ist erfahrungsgemäss 
besonders grossen Schwankungen unterworfen, die nach-
gewiesenermassen mittelfristig mit der Entwicklung der 
weltweiten Konfliktherde in Zusammenhang stehen. Nach 
einer mehrjährigen europaweiten Stabilisierung auf relativ 
niedrigem Niveau zwischen 2004 und 2007 nahmen die 
Asylgesuche auch in der Schweiz ab 2008 wieder zu (2009: 
16 000 Asylgesuche). 16 In den letzten beiden Jahren führ-
ten zwischen rund 60 Prozent (2008) und 40 Prozent (2009) 
der in erster Instanz behandelten Asylgesuche entweder zu 
einer Asylgewährung oder – wesentlich häufiger – zu einer 
vorläufigen Aufnahme. Nach Angabe des BFM erfolgten 
2009 rund 44 Prozent der Abgänge aus dem Asylprozess 
unkontrolliert, das heisst, die betreffenden Personen ver-
liessen die Schweiz unabgemeldet, reisten weiter oder 
tauchten als Sans-Papiers unter. 17 Über den Verbleib der 
übrigen abgewiesenen Asylsuchenden können keine 
genauen Angaben gemacht werden.

Eine Möglichkeit, sich eine Vorstellung über die 
Zahl der potenziellen Sans-Papiers aus dem Asylbereich 
zu verschaffen, ist es, die während der vergangenen 
Jahre abgewiesenen Asylsuchenden ins Auge zu fassen, 
die nicht kontrolliert ausreisten oder in ein Drittland 
überstellt wurden: Insgesamt wurden seit der Einführung 
des Sozialhilfestopps am 1. April 2004 bis Ende 2007  
9 786 Nichteintretensentscheide verfügt. 18 Hinzu kamen 
in den Jahren 2008 und 2009 insgesamt 11 167 abgewie-
sene Asylsuchende (Personen mit NEE eingeschlossen). 19 
Während von den Personen mit NEE bis 2007 rund ein 
Drittel schon einmal Nothilfe bezog, war dieser Anteil 
bei sämtlichen abgewiesenen Asylsuchenden beinahe 
doppelt so hoch (61 Prozent der potentiellen Nothilfebe-
ziehenden). Ausserdem verliessen zwischen 12 Prozent 
(2008) und 17 Prozent (2009) der Nothilfebeziehenden 
die Schweiz unter (polizeilicher) Aufsicht. 

Wie viele abgewiesene Asylsuchende noch in der 
Schweiz leben, lässt sich nicht konkret belegen. Doch 
lässt sich aus den verschiedenen Angaben schliessen, dass 
Personen aus dem Asylbereich weiterhin nur eine Min-
derheit der Sans-Papiers stellen, ihr Anteil aber tenden-
ziell steigend ist, und sich ein Teil dieser Personen bereits 
jahrelang in der Schweiz aufhält. 

4.3.2 europäischer Vergleich

Geht man von einer hypothetischen Stabilisierung 
der Zahl der Sans-Papiers ab dem Jahr 2004 aus und stützt 
sich dabei auf die Fakten des BFM-Berichts (90 000), lässt 
sich  der Anteil des betreffenden Personenkreises an der 
Gesamtbevölkerung mit rund 1.2 Prozent veranschlagen. Er 
liegt somit wesentlich über dem für die EU-15-Staaten 
geschätzten Wert von 0.5 Prozent (2008: bei ebenfalls vor-
sichtiger Schätzung). Dabei ist zu beachten, dass die vorlie-
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genden Angaben zu den EU-Staaten ebenso ungenau sind 
wie die zur Schweiz und dass daher die minimalen Schätzun-
gen der Europäischen Kommission (2009) als Vergleichs-
werte herangezogen werden müssen. Bei einer maximalen 
Schätzung liegt der Anteil der Sans-Papiers in den EU-15-
Staaten bei 0.8 Prozent. 

Gemessen am Verhältnis zur ausländischen Bevölke-
rung ist der Anteil der Sans-Papiers in der Schweiz mit  
5,4 % etwas niedriger als in der EU-15 (7 Prozent). Bezieht 
man sich hingegen auf die von engagierten politischen 
Kreisen errechneten Höchstwerte (300 000 Sans-Papiers 20 in 
der Schweiz und entsprechende Maximalwerte aus der 
EU), ergibt sich ein umgekehrtes Bild: Der Prozentsatz von 
Sans-Papiers in der Schweiz wäre dann höher als in der EU.

Zwischenfazit

Zusammenfassend lässt sich somit sagen, dass sich 
die Schweiz als Kleinstaat mit bedeutender Migrations-
bevölkerung im Vergleich zu den alten EU-Staaten im 
(oberen) Mittelfeld bewegt, was die Zahl der Sans-
Papiers betrifft. Schwankungen dürften teilweise kon-
junkturabhängig sein. Während in der EU gegenwärtig 
ein Rückgang verzeichnet wird, ist dieser Trend in der 
Schweiz so nicht zu beobachten, was einerseits mit der 
besseren wirtschaftlichen Lage und andererseits mit 
dem geringeren Anteil von Migrierenden aus den 
neuen EU-Staaten in der Schweiz zusammenhängen 
könnte, die ihre Aufenthaltssituation inzwischen lega-
lisiert haben.

Ana R., Kolumbien, 33 Jahre

«Ich darf nicht explodieren und meinem Arbeitgeber sagen, was ich von ihm 
halte, weil das für mich und meinen Ehemann Folgen haben würde.»

Ana ist sehr offen und herzlich – sie lacht viel, auch wenn ihre Geschichte sie immer wieder sehr nachdenklich 
und manchmal auch traurig stimmt. Sie lebt seit neun Jahren mit ihrem Mann in der Schweiz, und seit der Geburt 
ihrer Tochter vor vier Jahren sind sie eine Familie – allerdings eine Familie ohne geregelten Aufenthaltsstatus. 

Obwohl sie in Kolumbien genug zu essen hatten, entschied sich Ana, mit ihrem Mann nach Spanien auszuwan-
dern, um den zurückgebliebenen Familienmitgliedern durch finanzielle Unterstützung ein besseres Leben zu 
ermöglichen. Aufgrund schlechter Arbeitsbedingungen in Spanien beschlossen sie und ihr Mann, als Touristen 
in die Schweiz zu kommen, wo schon der Bruder des Ehemannes mit seiner Frau (beide inzwischen legalisiert) 
lebte. Ana und ihr Mann wollten in der Schweiz bleiben und wurden somit zu so genannten «Overstayers», da 
beide sehr schnell und zu akzeptablen Arbeitsbedingungen eine Anstellung fanden. Anas Mann arbeitet nun – je 
nach Marktlage – als Maler, Umzugshilfe, Fliesenleger und Ana als Putzfrau, obwohl sie in Kolumbien eine Aus-
bildung zur Buchhalterin absolviert hatte. 

Ana erzählt von verschiedenen Erfahrungen auf ihren bisherigen Arbeitsstellen. Bei einer Familie verlor sie die 
Stelle, weil der Hausherr arbeitslos wurde. Eine andere Arbeitgeberin hat Ana, trotz der Befürchtung selber 
aufzufliegen, bei den Sozialversicherungen angemeldet. Doch weil sie nach einiger Zeit eine Ganztagshilfe 
benötigte, konnte Ana nicht bei ihr bleiben, da sie sich um ihr eigenes Kind kümmern musste. Sie machte jedoch 
auch negative Erfahrungen: Beispielsweise erschien sie einmal bei einer Arbeitsstelle morgens zur Arbeit und 
fand eine andere Putzfrau an ihrer Stelle vor. Ana wurde ersetzt, ohne dass man ihr Bescheid gesagt oder ihr 
einen Grund für ihre Kündigung angegeben hätte. 

Dank eines Krippenplatzes für ihre Tochter können Ana und ihr Mann ganztags arbeiten. Allerdings machen 
ihnen die hohen Beiträge zu schaffen: Sie sind momentan mit den Zahlungen zwei Monate im Verzug, weil Anas 
Mann vorübergehend arbeitslos war. Ana hat ein schlechtes Gewissen, Schulden zu haben.

Sie würde gerne in der Schweiz bleiben und sich und ihre Familie in den kommenden Jahren regularisieren lassen. 
Dies nicht so sehr ihretwegen, sondern vor allem, um ihrer Tochter eine qualifizierte Ausbildung und bessere 
Zukunftsperspektiven als in Kolumbien zu ermöglichen. Weil die dazu nötigen Papiere jedoch in Anas Herkunfts-
land sind und sie weder ausreisen kann noch das Geld hat, die Reise oder die Dokumente zu bezahlen, wird sie 
wohl noch etwas warten müssen, bevor sie vielleicht einmal ein Härtefallgesuch stellen kann.
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4.4  Sozio-demographische Merkmale 
und herkunft 

Die Einschätzungen zur Anzahl und den Merkmalen 
von Sans-Papiers hängen immer von ihrer «Sichtbarkeit» 
ab, denn – wie bereits angedeutet – treten nicht alle glei-
chermassen öffentlich in Erscheinung. So wurde die grosse 
Anzahl von Frauen ohne Aufenthaltsberechtigung erst im 
Verlauf der 2000er-Jahre mit dem Aufbau von Gesund-
heitsambulatorien und gewerkschaftlichen Zweigstellen 
wahrgenommen, da diese Einrichtungen sich auch um Per-
sonen kümmern, die in der Hausarbeit tätig sind. Chimienti 
et al. (2003) stellten in diesem Kontext relativ überrascht 
fest, dass zwischen 1999 und 2001 zwei Drittel der Einrei-
sesperren wegen illegaler Erwerbstätigkeit im Kanton 
Genf über Frauen verhängt wurden, obwohl die Polizei die 
«Jagd auf klandestine Schwarzarbeiterinnen keineswegs 
als Priorität» bezeichnete (CEEP 2003). Ähnliche Befunde 
zeigten sich in der Folge auch bei Erhebungen aus anderen 
Kantonen, wobei das Geschlechterverhältnis von einer 
Herkunftsgruppe zur anderen zum Teil stark variierte. 

Wie andere Migrierende sind auch Sans-Papiers zum 
Zeitpunkt der Auswanderung relativ jung, zwischen  
20 und 35, manchmal auch bis zu 40 Jahren, besonders 
wenn die Schweiz nicht das erste Destinationsland ist und 
die Sans-Papiers bereits länger in anderen Ländern gelebt 
haben (beispielswiese innerhalb Lateinamerikas und auch 
in anderen europäischen Staaten). Zahlreiche Studien zei-
gen, dass die überwiegende Mehrheit der Sans-Papiers 
erwerbstätig ist, was längerfristig meist die einzige Mög-
lichkeit darstellt, den Lebensunterhalt zu bestreiten. Doch 
selbst wenn jemand bei Verwandten lebt, ist er oder sie 
meist in der Kinderbetreuung oder im Haushalt tätig. Auf 
staatliche Hilfen können Sans-Papiers nämlich nicht zurück-
greifen, ohne gleichzeitig eine Wegweisung zu riskieren.

Vereinzelte Hinweise lassen auf eine Alterung dieser 
Bevölkerungsgruppe schliessen: Es gibt immer mehr Män-
ner und Frauen, die bereits seit 10 bis 20 Jahren und 
manchmal sogar noch länger in der Schweiz leben, da eine 
Legalisierung des Aufenthalts in den letzten Jahren noch 
schwieriger geworden ist und eine Weiterreise oder Rück-
kehr oft nicht in Frage kommt. Eine Expertin stellte fest, 
dass es sich dabei um eine festgefahrene Situation handle, 
wie man sie bisher in der Schweiz noch nicht kannte, da es 
in früheren Jahrzehnten immer noch irgendwelche Mög-
lichkeiten gab, zumindest nach einigen Jahren eine Auf-
enthaltsbewilligung zu erhalten, wie dies etwa bei den 
Saisonniers der Fall war.

Auch die Minderjährigen, die bereits in der Schweiz 
geboren wurden oder als Kleinkinder einreisten, sind 
mittlerweilen älter geworden. Dies erklärt auch die 

zunehmende Zahl von Jugendlichen, die vor dem schwie-
rigen Übertritt ins Erwachsenenleben stehen, während 
sich die Neuzuwanderung von Kindern und Jugendlichen 
nach Angaben aus den Kantonen Waadt und Genf nach 
einem Rückgang ab dem Jahr 2003 weitgehend stabili-
siert hat. Es ist aber ausserordentlich schwierig, einheitli-
che Trends zu identifizieren, und es wäre deshalb wich-
tig, die den Bildungsdirektionen vorliegenden Daten 
auszuwerten. Allerdings ist das Thema vermutlich zu bri-
sant, als dass die zuständigen Behörden und Kantone 
bereit wären, noch vor dem Vorliegen konkreter politi-
scher Lösungsstrategien diesbezüglich Transparenz zu 
schaffen.

Auch die Herkunft der Sans-Papiers dürfte sich in 
den vergangenen zehn Jahren massgeblich verändert 
haben. So ist aus den verschiedenen Angaben der Inter-
viewten und der Literatur folgender Grundkonsens abzu-
lesen: Lateinamerika ist die von den derzeit in der 
Schweiz lebenden Sans-Papiers am meisten genannte 
Herkunftsregion. Dies bestätigen auch sämtliche Fallstu-
dien im Rahmen der BFM-Erhebung mit Ausnahme des 
Thurgau und des Tessins (Longchamp et al. 2005). In die-
sen beiden Kantonen kommen die Zugewanderten vor 
allem aus dem Balkan – es handelt sich dabei in erster 
Linie um Männer. Das Geschlechterverhältnis hier steht 
im umgekehrten Verhältnis zu dem der lateinamerikani-
schen Migration, bei der eine Feminisierung festzustellen 
ist, obwohl bei dem Gebrauch dieses Begriffs vor falschen 
Vorstellungen gewarnt werden muss. 21 Er ist in diesem 
Fall aus der Warte einer schon seit längerem bestehen-
den Feminisierung der regulären und irregulären Migra-
tion zu betrachten, wie sie in den USA schon lange beob-
achtet wird (Ehrenreich und Hochschild 2003). Eine 
ebenfalls stark weiblich geprägte Zuwanderung ist darü-
ber hinaus aus den Philippinen und Thailand, sowie aus 
einzelnen afrikanischen Staaten, beispielsweise Kame-
run, zu verzeichnen.

Die meisten weiblichen Sans-Papiers sind zwischen 
20 und 40 Jahre alt, wie aus Erhebungen von Beratungs-
stellen und Gesundheitsambulatorien hervorgeht. Man-
che sind alleinerziehend, finanzieren die Ausbildung der 
Kinder oder unterstützen andere Familienmitglieder im 
Herkunftsland; andere leben mit ihren Familien oder ein-
zelnen Familienmitgliedern in der Schweiz. Sie stammen 
aus sehr unterschiedlichen sozio-ökonomischen Schich-
ten, die jedoch alle von den schweren Wirtschaftskrisen 
der letzten 10 bis 15 Jahre betroffen sind, wodurch diese 
Frauen veranlasst wurden, vollkommen neue Lebensent-
würfe ins Auge zu fassen. 

Wie bedeutend in diesem Kontext nicht nur soziale 
Beziehungsnetze, sondern auch die bestehenden Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen der Schweiz und den Her-
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kunftsregionen sowie den ehemaligen Emigrationslän-
dern Spanien und Italien sind, muss nicht erneut 
unterstrichen werden (→ Kapitel 3). Diese neue transkon-
tinentale Form der Arbeitsmigration – beispielsweise aus 
Ecuador über Spanien in die Schweiz – lässt sich leicht 
nachverfolgen, zumal die ehemalige spanische Zuwan-
derung längst durch eine umgekehrte Rentenmigration 
von Schweizerinnen und Schweizern abgelöst worden 
ist. Ähnliche Wanderungsbewegungen lassen sich übri-
gens auch in Deutschland beobachten, wo ebenfalls eine 
massgebliche Zuwanderung aus Lateinamerika zu ver-
zeichnen ist (Huber 2003). Die Personenfreizügigkeit in 
der EU wird allerdings erst nach einer Einbürgerung in 
Spanien gültig, das eine vergleichsweise kurze Einbürge-
rungsfrist von nur zwei Jahren für lateinamerikanische 
Zugewanderte vorsieht.

Mehrere Interviewpartnerinnen haben in den letz-
ten Jahren einen Rückgang der Migranten aus Ecuador, 
Bolivien und Peru zugunsten von Brasilien beobachtet, 
das ebenfalls zahlreiche ökonomische und soziale Verbin-
dungen zur Schweiz aufweist: Eine portugiesischspra-
chige Gemeinschaft ist vor allem in der Romandie verwur-
zelt. Nach Deutschland gehört Brasilien mit Thailand zu 
den drei hauptsächlichen Herkunftsländern der Frauen, 
die einen Schweizer heiraten. 22 Unsere Interviewpartner 
und -partnerinnen vermuten, dass die beobachteten Ver-
änderungen auch mit den erschwerten Reisemöglichkei-
ten (carrier sanctions) und strikten (Schengen-) Visabe-
stimmungen für die Andenstaaten zusammenhängen 
könnten, während Brasilien nicht visumpflichtig ist.

Ein Bildungsfachmann hat beobachtet, dass allein-
stehende Frauen aus Brasilien aber auch brasilianische 
Familien ihre Kinder manchmal erst Jahre nach der Aus-
wanderung nachholen, während ecuadorianische Eltern 
dies früher tun, was eine kürzlich erschienene Studie 
über die Zuwanderung nach Spanien ebenfalls nachweist 
(Setien 2010). Falls sich diese Beobachtung bestätigt, 
wäre es sicher interessant, die Hintergründe dieser unter-
schiedlichen Formen des (irregulären) Familiennachzugs 
näher zu beleuchten. 

Andere bedeutende Herkunftsgebiete von Erwerbs-
tätigen ohne Aufenthaltsberechtigung sind die Nachfol-
gestaaten des ehemaligen Jugoslawiens, die Türkei und 
der Mittlere Osten, wobei hier der Männeranteil wesent-
lich höher ist als bei den lateinamerikanischen Staatsan-
gehörigen. Wenn man von den Aufsehen erregenden 
Mobilisierungen im Kanton Waadt 23 und einigen publik 
gewordenen Einzelfällen einmal absieht, sind die koso-
varischen und türkischen Sans-Papiers in der Öffentlich-
keit weniger sichtbar als die lateinamerikanischen Sans-
Papiers, die sich gut in Kollektiven zu organisieren 
wissen. 

Rückmeldungen von Fachleuten und Forschenden, 
die die kosovarischen und türkischen Gemeinschaften 
gut kennen, bestätigen, dass die Sans-Papiers oft von 
Zugewanderten aus dem eigenen Heimatland – von Ver-
wandten, Bekannten aus derselben Herkunftsregion 
oder Angehörigen von kulturell-religiösen Vereinigun-
gen – aufgenommen werden. Dies ist möglich, weil diese 
Migrantengruppen viel grösser und besser in der Schweiz 
integriert sind als die Gruppen der jüngeren lateiname-
rikanischen oder afrikanischen Migration, die oft trotz 
legalem Aufenthalt in weitgehend ungesicherten Ver-
hältnissen leben. 

Diese Einbettung in eine teilweise gut integrierte 
Gemeinschaft stellt zwar für die Migrierenden ohne Auf-
enthaltsberechtigung eine wichtige Unterstützung dar, 
bringt aber aufgrund der ungleichen Lebenslagen zahl-
reiche Probleme für die Sans-Papiers mit sich. Diese in 
verschiedenen wissenschaftlichen Untersuchungen auf-
gezeigten Schwierigkeiten sind in erster Linie Abhängig-
keit, Erpressbarkeit und Kontrollverlust der betreffenden 
Personen. So wurde uns von einem älteren türkischen 
Kurden berichtet, der für die Familie, die ihn seit Jahren 
beherbergt, den ganzen Haushalt macht. Er fühlt sich 
dieser Familie gegenüber zu grosser Dankbarkeit ver-
pflichtet, tut sich aber mit seiner Rolle sowie der lang-
jährigen und offensichtlich ausweglosen Situation sehr 
schwer. 

Gewerkschafterinnen berichten, dass im Bauge-
werbe zwischen Angestellten und Kleinunternehmern, 
die aus Gefälligkeit Landsleute beschäftigen, nicht selten 
Konflikte entstehen. So treten häufig Situationen auf, in 
denen Arbeitgeber den wirtschaftlichen Konkurrenz-
druck an Arbeitnehmerinnen, die ihnen weitgehend aus-
geliefert sind, weitergeben. Ähnliche Auseinanderset-
zungen können selbstverständlich überall vorkommen, 
sind aber unter illegalen Umständen und in persönlichen 
Abhängigkeitsbeziehungen weit folgenschwerer als in 
bewilligten Arbeitsverhältnissen. Ähnliche Probleme zei-
gen sich auch in Paarbeziehungen mit Partnern oder 
Partnerinnen, die mit Bewilligung in der Schweiz leben.

Sans-Papiers aus dem asylbereich 

Eine neue Sachlage mit weit reichenden Konse-
quenzen ergibt sich aus den Nothilfevorkehrungen im 
Asylbereich, die ab 2004 zunächst für ehemalige Asyl- 
suchende mit NEE und 2008 auch für andere abgewie-
sene Asylsuchende eingeführt wurden. 24

Über die Unterschiede in Profil, Migrationsge-
schichte und Lebenssituation von abgewiesenen Asyl- 
suchenden im Vergleich zu jenen Sans-Papiers, die im 
Rahmen der irregulären Arbeitsmigration in die Schweiz 
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gekommen sind, gehen die Meinungen der befragten 
Fachpersonen auseinander. 

Überlegungen dazu stellten unter anderem Acher-
mann und Chimienti (2006b) an, die davon ausgehen, 
dass erwerbstätige Sans-Papiers ihr Leben wesentlich 
besser im Griff haben als abgewiesene Asylsuchende, die 
nur über begrenzte Eigenressourcen verfügen (→ Kapi-
tel 7.3.). Um diese Personengruppe zu unterstützen, sind 
daher in einzelnen Städten Beratungsstellen eingerichtet 
worden. Was die Nothilfe angeht, so war diese in den 
vergangenen Jahren zahlreichen Anpassungen unter-
worfen, die bis heute noch nicht abgeschlossen sind.  
In letzter Zeit dürften sich aber die Berührungspunkte 
zwischen den beiden oben genannten Kategorien sowie 
ihre Kontakte in der Praxis vermehrt haben.

Aus den Asyl- und Nothilfestatistiken ist bekannt, 
dass abgewiesene Asylsuchende im Vergleich zu anderen 
Menschen ohne Aufenthaltsbewilligung unterschiedli-
che sozio-demographische Merkmale aufweisen. Es han-
delt sich dabei zu 80 Prozent um Männer, deren Durch-
schnittsalter noch niedriger ist als bei den Sans-Papiers 
insgesamt vermutet wird: Die weitaus grösste Gruppe 
(rund 60 Prozent) wird von den 20- bis 30-Jährigen gebil-
det. 25 Die Herkunft dieser Bevölkerungsgruppen kann 
von Jahr zu Jahr stark schwanken und lässt sich nach 
Staatsangehörigkeit folgendermassen zusammenfassen: 
Balkan (Serbien, Bosnien, Kosovo, Mazedonien), Afrika 
(Nigeria, Guinea, Liberia, Elfenbeinküste, Algerien, 
Kongo usw.), Mongolei, Georgien, Russland, Türkei u. a. 
Nur wenige Asylsuchende stammen aus Lateinamerika 
(Kolumbien). Beim Nothilfebezug ergeben sich ebenfalls 
wesentliche Unterschiede: Ehemalige Asylsuchende aus 
dem Balkan und Osteuropa beziehen seltener Nothilfe 
als Personen aus Subsahara-Afrika, die seltener eine Aus-
schaffung riskieren oder offensichtlich keine andere 
Wahl haben, als eine solche in Kauf zu nehmen. 

4.5 geographische Verteilung

Die Frage der Papierlosigkeit wirft ein kritisches 
Licht auf den schweizerischen Föderalismus. Sämtliche 
Gesprächspartnerinnen und -partner wie auch die Fach-
literatur weisen auf regional unterschiedliche Massnah-
men, Umgangsweisen, Kenntnisse und Sensibilität in 
der öffentlichen Diskussion hin (Achermann und Efio-
nayi-Mäder 2003). Ein langjähriger Beobachter des Mig-
rationsgeschehens äusserte sich diesbezüglich kritisch. 
Seiner Auffassung nach sei das Leben ohne Bewilligung 
überall in der Schweiz ausgesprochen schwer, und die 
kantonalen Unterschiede seien letztlich geringfügig. 
Doch auch er räumt konkrete Abweichungen und zahl-
reiche Spielräume beim Umgang mit dem Phänomen 
ein. 

Diese Ausgangssituation macht es schwierig, 
einen Überblick über die landesweite Situation zu 
gewinnen, umso mehr, als der Wissensstand zu den ver-
schiedenen Schweizer Regionen ganz unterschiedlich 
ist: Während die Situation in Städten wie Basel, Lau-
sanne und Genf bereits mehrfach untersucht wurde, 
liegen über Sans-Papiers in ländlichen Gebieten, bei-
spielsweise in der Zentral- und Ostschweiz, in Graubün-
den oder im Tessin, nur sehr wenige Informationen vor, 
weshalb über die Situation der Sans-Papiers anhand 
von bekannt gewordenen Einzelfällen und Berichten 
von Unterstützungskreisen nur Mutmassungen möglich 
sind. Diese ergaben, dass in ländlichen Gebieten in ers-
ter Linie «Overstayers» mit sozialem Anschluss und 
einer festen Anstellung leben, die zum Teil über eine 
Wohngelegenheit in einem Kleinbetrieb verfügen. 
Daneben gibt es vermutlich noch isolierte Personen in 
Einzelhaushalten oder Saisonarbeitende in der Land-
wirtschaft. Die Beratungsstellen in grösseren Städten 
sind über die Situation der Sans-Papiers aus dem umlie-
genden ländlichen Einzugsgebiet, die bei ihnen Rat 
suchen, informiert.

Generell ergibt sich sowohl aus den Gesprächen als 
auch den Forschungsberichten, dass Sans-Papiers, wie  
die Migrationsbevölkerung insgesamt, hauptsächlich in   
Städten leben. Seit Mitte der 2000er-Jahre ist man sich in 
der Forschung einig darüber, dass es zwischen der Anzahl 
der Menschen ohne Aufenthaltserlaubnis und ihrer 
Sichtbarkeit in Öffentlichkeit und Politik keinen direkten 
Zusammenhang gibt. Nach dem Motto des BFM-Studien-
titels lässt sich die Lage folgendermassen zusammenfas-
sen: Arbeitsmarkt, nicht Politik ist entscheidend. 26 Wie 
bereits beschrieben, bestätigen dies auch internationale 
Studien (→ Kapitel 3): Sans-Papiers leben dort, wo sie 
Arbeit finden und wo bei vorübergehendem Arbeitsver-
lust soziale Auffangnetze vorhanden sind. Dies ist eher 
in Agglomerationen der Fall, die darüber hinaus auch 
eine gewisse Anonymität bieten. Private Organisationen 
und Anlaufstellen spielen eine eher untergeordnete 
Rolle, indem sie Beratungen anbieten oder vorüberge-
hend in Notlagen Hilfe leisten. Sie sind aber meist ausser 
Stande, Unterkunft oder längerfristige Hilfsangebote zur 
Verfügung zu stellen. 

Dass die regionale Verteilung der Sans-Papiers von 
verschiedenen – inzwischen bekannten – Determinan-
ten wie etwa dem ausländischen Bevölkerungsanteil, 
dem Grad der Urbanisierung und der Wirtschaftskraft 
abhängt, wurde auch für die Schweiz bestätigt (Long-
champ et al. 2005): Die in dieser Studie veröffentlichten 
kantonalen Schätzungen lassen ausserdem auf ver-
gleichsweise hohe Anteile der Sans-Papiers an der 
Gesamtbevölkerung in den beiden Stadtkantonen Basel 
und Genf schliessen. Doch gemessen an der ausländi-
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schen Bevölkerung relativiert sich dieses Bild im Ver-
gleich zu den anderen Kantonen. 27 Einige Befragte 
äusserten die Ansicht, dass städtische Grenzkantone 
eine institutionelle oder zivilgesellschaftliche Eigen- 
dynamik entwickeln, die sich von der Lage in anderen 
Kantonen abhebt. Im Vergleich zur Bevölkerung 28 

scheint die geschätzte Zahl von nur 9000 Sans-Papiers 
für die Agglomeration Zürich (Kanton: 20 000) zu nied-
rig zu sein; diese Schätzung ist aber angesichts der im 
Bericht genannten methodischen Einschränkungen kri-
tisch zu hinterfragen und zeigt einmal mehr die Schwie-
rigkeiten einer quantitativen Erfassung des Phänomens. 

Ähnlich wie bei der legalen Zuwanderung bilden 
sich gelegentlich regionale Ballungszentren von Perso-
nen aus einer bestimmten Herkunftsregion. Dies ist 
insofern wenig erstaunlich, als die betreffenden Men-
schen – wie schon oben geschildert – in Städte oder 
Dörfer ziehen, wo bereits Verwandte oder Bekannte 
leben. Angaben aus Lausanne belegen beispielsweise, 
dass etwa die Hälfte aller in dieser Stadt lebenden Per-
sonen ohne Aufenthaltsberechtigung aus Ecuador 
stammen (Valli 2003), wobei dieser Anteil seit einigen 
Jahren rückläufig ist. Die irreguläre Migration aus 
Lateinamerika lässt sich allerdings in der ganzen 
Schweiz feststellen, wobei sie in Bern, Basel und Zürich 
schwächer ist als in Waadt und Genf, wo relativ umfas-
sende aktuelle Statistiken über gewerkschaftlich orga-
nisierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne 
Bewilligung vorliegen. Wichtigste Herkunftsnationali-
täten in Genf (2010) sind Brasilien, die Philippinen, Boli-
vien und Kolumbien, während die Nachfolgestaaten 
des ehemaligen Jugoslawien nur gerade 5 Prozent aus-
machen. Im letzten Fall handelt es sich fast ausschliess-
lich um Männer, während die lateinamerikanischen 
Migrierenden zu knapp 80 Prozent Frauen sind.

Auch über Fälle von EU-Staatsangehörigen ohne 
Bewilligung wird gelegentlich berichtet (→ Kapitel 7.1.). 
Aus Genf liegen Berichte über bulgarische und italieni-
sche Staatsangehörige vor, die ihre Arbeit nicht anmel-
den (können). Im Tessin und in Basel stammen viele 
Sans-Papiers aus Rumänien und auch aus osteuropäi-
schen Drittstaaten. Im Tessin werden Rumänen und 
auch rumänische Roma von der Tessiner Polizei verdäch-
tigt, zu organisierten Bettelbanden zu gehören, was 
laut einer Expertin zwar nicht auszuschliessen ist, aber 
näherer Nachforschungen bedürfte. Gegenwärtig ist 
eine Zunahme von Nordafrikanern aus Italien zu ver-
zeichnen, die vor ihrem Aufenthalt in der Schweiz zum 
Teil mit und zum Teil ohne Aufenthaltsgenehmigung in 
Italien lebten. Zurzeit treffen im Tessin in den Sommer-
monaten vor allem Künstlergruppen und migrierende 
Handwerker aus Italien oder Spanien ein und reisen im 
Herbst wieder weiter. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Men-
schen ohne Aufenthaltsberechtigung primär in Agglo-
merationen leben und zwar in allen Städten der Schweiz. 
Da ein wesentlicher Anteil der Sans-Papiers nachgewie-
senermassen in Privathaushalten und dem Care-Sektor 
tätig ist, ist davon auszugehen, dass auch in kleineren 
Städten und ländlichen Gegenden Menschen ohne 
Bewilligung leben, auch wenn die Illegalität dort etwas 
andere Formen annimmt und stärker verborgen bleibt. 

Zwischenfazit

Abschliessend ist festzuhalten, dass das sozio-
demographische Profil der Sans-Papiers ausgesprochen 
schwer festzustellen ist, weil es sich um eine äusserst 
heterogene Bevölkerungsgruppe handelt, die nur auf-
grund der fehlenden Aufenthaltspapiere eine (adminis- 
trative) Kategorie bildet. Ausserdem tritt ein möglicher-
weise wesentlicher Teil der betreffenden Bevölkerung 
nie öffentlich in Erscheinung und vermeidet den Kontakt 
mit Behörden und – einigen Aussagen zufolge – sogar 
mit zivilgesellschaftlichen Organisationen. Die weltwirt-
schaftlichen, politischen und sozio-ökonomischen Ent-
wicklungen beeinflussen diese Zuwanderungsform ver-
mutlich in noch stärkerem Masse als die reguläre 
Migration. Allerdings ist das Zusammenspiel verschiede-
ner Determinanten selten genau vorauszusehen. Allge-
meingültige Aussagen über zukünftige Entwicklungen 
sind daher schwer zu treffen. 

Während von verschiedenen Seiten Veränderungen 
bezüglich einzelner Herkunftsstaaten beobachtet wer-
den, divergieren die Aussagen von Expertinnen und 
Experten bezüglich der zahlenmässigen Entwicklung der 
erwerbstätigen Sans-Papiers. Die klare Mehrheit der 
Befragten ist aber der Ansicht, dass die Personen aus dem 
Asylbereich eine sich ständig verändernde, aber tenden-
ziell wachsende Minderheit der Bevölkerung ohne Bewil-
ligung in der Schweiz ausmachen.
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entwicklung des allgemeinen politischen rahmens in der schweiz 

Die irreguläre Migration in die Schweiz und der 
Umgang der Behörden mit Menschen ohne Aufenthalts-
erlaubnis muss vor dem Hintergrund der allgemeinen 
politischen Entwicklungen betrachtet werden. Diese 
werden einerseits vom internationalen Kontext, insbe-
sondere von den Entwicklungen in der Europäischen 
Union beeinflusst und andererseits von internen migra-
tionspolitischen Entwicklungen auf Bundes- und, in 
geringerem Masse, auf Kantonsebene. Dieses Kapitel 
zeigt einige der wichtigsten Entwicklungen auf und geht 
dabei auch auf allgemeine politische Tendenzen in Bezug 
auf die Zulassung, die Einreise und den Aufenthalt in den 
letzten zehn Jahren ein. Die Entwicklungen in der Aus-
länder- und der Asylpolitik folgen zwar einer ähnlichen 
Dynamik, doch aufgrund von verschiedenen Abweichun-
gen und Besonderheiten wird dem Asylbereich hier ein 
eigenes Unterkapitel gewidmet (→ Kapitel 5.4).

In der Schweiz bilden das Ausländer- und das Asyl-
gesetz mit den entsprechenden Verordnungen und Wei-

sungen sowie diverse internationale und bilaterale 
Abkommen den Rahmen der Migrationspolitik. Von 
besonderer Bedeutung sind in diesem Zusammenhang 
das Freizügigkeitsabkommen 29 mit der Europäischen 
Union und das Schengen- Assoziierungsabkommen. 30 
Weitere gesetzliche Bestimmungen haben indirekte Aus-
wirkungen auf die Lebenssituation von Sans-Papiers, 
wobei hier vor allem auf das Bundesgesetz gegen 
Schwarzarbeit verwiesen sei. In der folgenden chronolo-
gischen Darstellung werden die wichtigsten Schlüssel- 
ereignisse der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts 
zusammengefasst, die sich direkt oder indirekt auf die 
irreguläre Migration und die Lebenssituation der Sans-
Papiers auswirken.

5.1 entwicklungen betreffend  
Zulassungsbestimmungen

Die Zulassungsbestimmungen für Migrierende 
haben sich im letzten Jahrzehnt in zwei gegensätzliche 
Richtungen entwickelt. Mit dem sogenannten Zweikrei-
semodell oder dem dualen Zulassungssystem hat sich 
1998 die schweizerische Migrationspolitik einerseits auf 
eine Politik der Öffnung und Freizügigkeit gegenüber 
den Staaten der Europäischen Union und andererseits 
auf zunehmend erschwerte Zulassungsbedingungen für 
so genannte Drittstaatsangehörige festgelegt. 31 Für die 
EU/EFTA-Staatsangehörigen (also die Menschen aus 
dem ersten Kreis) gelten heute weitgehend dieselben 
Rechte wie für Schweizer Staatsangehörige, während 
die Personen aus dem zweiten Kreis (also aus Nicht-EU-/
EFTA-Staaten) nur noch im Rahmen von Spezialkontin-
genten zugelassen werden. Der Politik der Öffnung 
zugunsten der Migrierenden aus der EU steht eine Poli-
tik der Abriegelung gegenüber den Migrierenden aus 
der restlichen Welt gegenüber. Diese Form der Zulas-
sung hat – wie wir noch sehen werden – auch Auswir-
kungen auf die irreguläre Migration. Vielen Dritt- 
staatsangehörigen auf der Suche nach neuen 
Lebensgrundlagen bleibt auf diese Weise nur noch der 
Weg in die Illegalität als einzige reale Zuwanderungs-
möglichkeit (Amarelle 2010; Spescha 2007).

5  
Entwicklung des allgemeinen 
politischen Rahmens in der 
Schweiz 

Juni 2002 Inkrafttreten des Freizügigkeits- 
abkommens mit EU/EFTA (FZA)

fortlaufend zunehmende Visumspflicht für 
Drittstaaten 

Januar 2007 – 
Januar 2008

progressives Inkrafttreten des  
revidierten Asylgesetzes (AsylG)

Januar 2008 Inkrafttreten des neuen Ausländer- 
gesetzes (AuG) 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes gegen 
Schwarzarbeit (BGSA)

März 2008 Inkrafttreten des Schengen Assoziie-
rungsabkommens (SAA) mit der 
Schweiz 
Schengen-Visabestimmungen auch für 
die Schweiz 
Anschluss an das Schengen-Informa-
tionssystem (SIS)
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Das im Januar 2008 in Kraft getretene neue Auslän-
dergesetz regelt die selektive Zulassung von Drittstaats-
angehörigen nach Kriterien des Arbeitsmarktes: «Kurz-
aufenthalts- und Aufenthaltsbewilligungen zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit können nur Führungskräften,  
Spezialistinnen und Spezialisten und anderen qualifizier-
ten Arbeitskräften erteilt werden» (Art. 23 Abs. 1 AuG). 
Zudem sind diverse persönliche Voraussetzungen zu 
erfüllen, wie die folgende Bestimmung zum Ausdruck 
bringt: «Bei der Erteilung von Aufenthaltsbewilligungen 
müssen zusätzlich die berufliche Qualifikation, die beruf-
liche und soziale Anpassungsfähigkeit, die Sprachkennt-
nisse und das Alter eine nachhaltige Integration in den 
schweizerischen Arbeitsmarkt und das gesellschaftliche 
Umfeld erwarten lassen» (Art. 23 Abs. 2 AuG). 

Bestimmte Personengruppen können von diesem 
Grundsatzartikel ausgenommen werden, wie etwa Per-
sonen, bei denen ein «schwerwiegender persönlicher 
Härtefall» vorliegt oder Personen, die Opfer oder Zeu-
ginnen von Menschenhandel sind, wobei in diesem Fall 
jedoch kein Rechtsanspruch besteht. Für die Opfer von 
Menschenhandel hat sich die Situation mit dem neuen 
Ausländergesetz insofern verbessert, als dass sie nun, 
falls sie vor Gericht als Zeugen aussagen, zumindest wäh-
rend der Dauer des Gerichtsprozesses eine temporäre 
Aufenthaltsbewilligung erhalten (nach Art. 30 Abs. 1 lit. e 
AuG). Wie die Statistik zeigt, sind dauerhafte Härtefall-
regelungen trotzdem sehr selten. Für Opfer von Gewalt 
in der Ehe sieht das Ausländergesetz neuerdings (Art. 50 
Abs. 2) ebenfalls eine Ausnahmeklausel vor. 

In der Regel verliert ein ausländischer Ehepartner 
oder eine ausländische Ehepartnerin die Aufenthaltsbe-
rechtigung, wenn die Ehe innerhalb der ersten drei Jahre 
aufgelöst wird. Ausnahmen von dieser Regelung sind 
dann möglich, wenn die aus dem Ausland stammende 
Person in der Ehe Opfer von Gewalt wurde (und dies nach-
weisen kann) und ihr gleichzeitig eine soziale Reintegra-
tion im Herkunftsland nicht zugemutet werden kann. 

Für Drittstaatsangehörige haben sich in Bezug auf 
den Familiennachzug mit dem neuen Ausländergesetz 
keine wesentlichen Änderungen ergeben, wobei zwi-
schen den einzelnen Bewilligungsarten unterschieden 
werden muss: Bei Niederlassungsbewilligungen besteht 
ein Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung 
für Ehegatten und Kinder unter 18 Jahren, bei Aufent-
halts- und Kurzaufenthaltsbewilligungen besteht kein 
Rechtsanspruch, die Erteilung liegt im Ermessen der 
Behörden. Bürgerinnen und Bürger der EU haben hinge-
gen unabhängig von der Art der Bewilligung Anrecht auf 
Familiennachzug, auch wenn die Eheleute nicht zusam-
menleben (was für Drittstaatsangehörige Bedingung ist) 
(Epiney und Civitella 2008). Mit dem neuen Ausländerge-

setz wurde die Frist für das Beantragen eines Familien-
nachzugs auf fünf Jahre nach Einreise in die Schweiz 
(oder Entstehung des Familienverhältnisses) herabge-
setzt. Kinder über 12 Jahre können nur innerhalb von 
zwölf Monaten nachziehen (Art. 47 Abs. 1 AuG). Diese 
Verschärfung der Nachzugsfrist hat laut einigen Fachleu-
ten in einzelnen Fällen dazu geführt, dass Kinder nach 
abgelaufener Frist illegal nachgeholt wurden.

Das am 1. Juni 2002 in Kraft getretene Freizügig-
keitsabkommen zwischen der Schweiz und den EU/EFTA-
Staaten kann als Meilenstein für die Mobilität über die 
Landesgrenzen hinweg betrachtet werden. Für EU/EFTA-
Staatsangehörige gelten danach die gleichen Lebens- 
und Arbeitsbedingungen wie für Schweizer Staatsange-
hörige (Grundsatz der Inländergleichbehandlung). 32 Seit 
Juni 2007 können die Staatsangehörigen der ersten  
15 EU-Mitgliedstaaten, der EFTA-Staaten sowie von 
Malta und Zypern in der Schweiz wohnen und arbeiten, 
wenn sie einen Arbeitsvertrag vorweisen können. Für die 
Staatsangehörigen der neuen 8 EU-Staaten, sowie neu-
erdings auch aus Bulgarien und Rumänien gelten noch 
Übergangsbestimmungen mit Arbeitsbeschränkungen 
wie Kontingentierung und Inländervorrang (Achermann 
2007). Dies bedeutet, dass EU-Bürgerinnen und Bürger 
heute kaum mehr zu Sans-Papiers in der Schweiz werden, 
ausser in den Fällen, wo aufgrund des Arbeitsverhältnis-
ses keine Bewilligung erstellt werden kann.

5.2 einreisevorkehrungen

Auch in Bezug auf die Einreisevorkehrungen lässt 
sich eine unterschiedliche Handhabung im Sinne einer 
Öffnung für EU- und einer Verriegelung für Drittstaats-
angehörige feststellen. Eine illegale Einreise in einen 
Staat erfolgt, wenn Einreisebestimmungen wie Visarege-
lungen missachtet werden. Die Visabestimmungen 
ändern sich laufend und werden mit den Staaten in der 
Regel bilateral ausgehandelt (Wichmann 2009). Dies 
bedeutet, dass beispielsweise am Anfang des Jahrtau-
sends Drittstaatsangehörige aus einigen Ländern noch 
visumsfrei einreisen konnten, während im Verlauf der 
Anpassung an die Schengenbestimmungen in den letz-
ten Jahren von der Mehrzahl der Einreisewilligen ein 
Touristenvisum verlangt wird. Betroffen von diesen 
neuen Bestimmungen sind zum heutigen Zeitpunkt 
sämtliche Staatsangehörige von afrikanischen Staaten 
(ausser Mauritius und den Seychellen) und Südamerika 
(ausser Argentinien, Chile, Brasilien, Paraguay und Uru-
guay) sowie die meisten asiatischen Staatsangehörigen 
(ausser Brunei, Israel, Japan, Südkorea, Malaysia, Singa-
pur). 33 Im Verlauf des Beitritts der Schweiz zum Schen-
gen-Raum wurden 2008 definitiv die Schengener Visabe-
stimmungen übernommen; seither dürfen Personen mit 
einem Schengen-Visum auch in die Schweiz einreisen.
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Somit haben sich die legalen Einreisemöglichkei-
ten in die Schweiz für Drittstaatsangehörige zuneh-
mend erschwert. Doch haben die Behörden bei der Ver-
gabe von Visa einen beträchtlichen Ermessensspielraum. 34 
Ob allerdings die über die letzten Jahre eingeführten 
Visabestimmungen (von denen nur die EU- und EFTA-
Staatsangehörigen ausgenommen sind) die Zahl der 
Sans-Papiers verringert, kann nicht eindeutig beurteilt 
werden, ist jedoch anzunehmen. Wie einige Exper- 
tinnen und Experten schätzen, ist die Zahl der Dritt-
staatsangehörigen tatsächlich zurückgegangen, ins- 
besondere seit die Visumspflicht für den gesamten 
Schengenraum gilt. 

Das Schengen Assoziierungsabkommen bedeutet 
einen weiteren Schritt in Richtung der Abdichtung der 
EU-Aussengrenzen bei gleichzeitiger Aufhebung der 
internen, nationalstaatlichen Grenzkontrollen. Die 
Schweiz ist dem Schengenraum im Oktober 2004 beige-
treten. Seit Inkrafttreten des Schengener Assoziierungs-
abkommen im März 2008 sind verschiedene Änderun-
gen des Ausländergesetzes vorgenommen worden 
(Achermann 2008; Wichmann 2009): Die Schweiz hat 
unter anderem das Schengener Informationssystem 
(SIS) übernommen, das Daten über gesuchte Personen 
austauscht und die irreguläre Zuwanderung kontrollie-
ren soll. 35 Die Aufhebung der Grenzkontrollen an den 
Schweizer Landesgrenzen seit Dezember 2008 und an 
den Flughäfen seit März 2009 hatte zur Folge, dass ein 
unberechtigter Grenzübertritt einfacher wird. Gleich-
zeitig haben sich die Personenkontrollen durch die 
Grenzwachkorps (in einigen Kantonen wird diese Auf-
gabe an die Kantonspolizei delegiert) ins Inland ver-
schoben. Für die Sans-Papiers hat dies zur Folge, dass sie 
jederzeit innerhalb der Landesgrenzen kontrolliert und 
damit entdeckt werden können (→ Kapitel 6.4.3.). 

Eine weitere Änderung aufgrund des Schengen-
Abkommens wurde im neuen Ausländergesetz in Bezug 
auf die so genannten «Carrier Sanctions» vorgenom-
men. 36 Diese Massnahmen sehen vor, dass die Flugge-
sellschaften Daten von Flugpassagieren weitergeben 
müssen und strafrechtlich verfolgt werden können, 
wenn sie Passagiere mit fehlender Einreiseerlaubnis 
transportieren. Dies hat letztlich zu einer Übertragung 
der Kontrolle von irregulärer Migration auf die Reise-
branche geführt (vgl. Achermann 2007: 266).

 5.3 entwicklungen betreffend aufenthalt
 
Der Aufenthalt von EU- und EFTA-Staatsangehöri-

gen folgt – wie schon beschrieben – seit 2002 den 
Bestimmungen des Freizügigkeitsabkommens, wonach 
diese Personen unter gewissen Bedingungen aufent-
haltsberechtigt sind. Für den Aufenthalt von selbstän-

digen und angestellten Erwerbstätigen von mehr als 
drei Monaten gilt eine Meldepflicht. Nur die Staatsan-
gehörigen der neuen EU-Mitgliedsländer (ohne Zypern 
und Malta) sind den kontingentierten Höchstzahlen 
unterstellt, die von Jahr zu Jahr angehoben werden. 37 
Angestellte und Arbeiter haben bei der Anmeldung in 
der Schweiz eine Arbeitsbestätigung vorzulegen, selb-
ständig Erwerbende einen Nachweis der Selbständig-
keit (Achermann 2007). Die Rechtsstellung der sich in 
der Schweiz aufhaltenden EU-/EFTA-Staatsangehörigen 
hat sich im Verlauf der Freizügigkeitserklärung be-
trächtlich verbessert. Die Bedingungen des Aufent- 
haltes von Drittstaatsangehörigen unterliegen hinge-
gen dem Ausländergesetz. Hierbei haben sich in der 
Zeit vor und nach Inkrafttreten des neuen Ausländer-
gesetzes für die Praxis keine grundsätzlichen Verände-
rungen ergeben. Das neue Gesetz hat zwar teilweise 
Verbesserungen der Rechtsstellung eingeführt (bei-
spielsweise die Möglichkeit des Familiennachzugs für 
Kurzaufenthalter), aber andere wesentliche Prinzipien 
des ehemaligen Rechts wie die Zweckbindung des Auf-
enthalts wurden beibehalten. 

Vorausgesetzt, die Einreise ist legal erfolgt, hat 
grundsätzlich jeder Ausländer und jede Ausländerin 
das Recht auf einen Aufenthalt ohne Erwerbstätigkeit 
von weniger als drei Monaten, es sei denn, die Aufent-
haltsdauer wird in einem Visum beschränkt (Art. 10 
AuG). Für einen Aufenthalt mit bezahlter oder unbe-
zahlter Erwerbstätigkeit muss bei der kantonalen Mig-
rationsbehörde des Arbeitsortes eine Bewilligung  
eingeholt werden (Art. 11 AuG). Wer sich ohne Berech-
tigung in der Schweiz aufhält, kann jederzeit formlos 
ausgewiesen werden (Art. 64 AuG). 38 Bei einer Weg-
weisung nach Ablauf eines bewilligten Aufenthaltes 
(wenn eine Bewilligung verweigert, widerrufen oder 
nicht verlängert wird) wird eine Ausreisefrist verfügt 
(Art. 66 AuG). Eine Ausschaffung kann angeordnet 
werden, wenn ausgewiesene Personen die gesetzte 
Ausreisefrist verstreichen lassen oder wenn die Weg-
weisung sofort vollzogen werden kann (Art 68 AuG). 

Mit dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes gegen 
Schwarzarbeit (BGSA) im Januar 2008, das von einer 
grossen öffentlichen Kampagne gegen Schwarzarbeit 
begleitet wurde, haben auch in der Schweiz die Kon-
trollen auf dem Arbeitsmarkt zugenommen. Diese Kon-
trollinstanzen sollen zwar vordergründig undeklarier-
ter Schwarzarbeit entgegen wirken und vermehrt 
kontrollieren, ob die Arbeitgeber Sozialversicherungs-
beiträge und Steuern bezahlen. Doch werden diese Kon-
trollen gleichzeitig auch als Instrument gegen auslän-
derrechtliche Verstösse eingesetzt. Detaillierte Angaben 
zu den Auswirkungen des BGSA auf den Arbeitsmarkt 
und die Sans-Papiers sind im Kapitel 6.1. zu finden.

entwicklung des allgemeinen politischen rahmens in der schweiz 



Leben als Sans-Papiers in der Schweiz. 35

weiterführende Literatur:

Achermann, Alberto und Barbara von Rütte (2008). Rechtsent-
wicklung in der Schweiz, in Achermann, Alberto et al. (Hg.), 
Jahrbuch für Migrationsrecht 2007/2008. Bern: Stämpfli Verlag, 
310–332.

Amarelle, Cesla (2010). Les migrations économiques sans status 
légal: l'environnement normatif des sans-papiers, in Amarelle, 
Cesla und Minh Son Nguyen (Hg.), Migrations et économie. 
L'accès des étrangers à la vie économique: les normes et leur 
application. Berne: Stämpfli Editions, 125–180.

Nguyen, Minh Son (2003). Droit public des étrangers: présence, 
activité économique et statut politique. Berne: Staempfli.

5.4 allgemeine entwicklungen  
im asylbereich 

Das Asylrecht wurde in den letzten zwanzig Jahren 
mehrfach revidiert. Die Zahl der Asylgesuche hat sich in 
den letzten zehn Jahren tendenziell verringert, was 
einem europaweiten Trend entspricht und sich weitge-
hend durch die Entwicklung in den Herkunftsstaaten 
erklärt. Expertinnen und Experten vermuten jedoch 
auch, dass die zunehmenden Restriktionen der Asylge-
setzgebung den Zugang zu Schutz in der Schweiz immer 
mehr erschweren. Mit dem im Januar 2007 (teilweise 
auch erst 2008) in Kraft getretenen revidierten Asylge-
setz wird beispielsweise nicht mehr auf ein Gesuch ein-
gegangen, wenn nicht innerhalb von 48 Stunden Identi-
tätspapiere vorgewiesen werden. 39 Ein rechtskräftiger 
Nichteintretensentscheid (NEE) bedeutet, dass Asyl-
suchende jegliche Aufenthaltsberechtigung verlieren 
und zur Ausreise angehalten werden. 40 Viele Personen 
mit NEE bleiben dennoch ohne Aufenthaltsberechtigung 
in der Schweiz, wie in einer kürzlich vom BFM beauftrag-
ten Studie zum Langzeitbezug von Nothilfe aufgezeigt 
wird (Bolliger und Féraud 2010). 

Restriktive Asylbedingungen bewirken aber nicht 
nur, dass rechtskräftig abgewiesene Asylsuchende in der 
Schweiz untertauchen, sondern auch, dass Schutz 
suchende Personen aufgrund der beschränkten Aussicht 
auf Asylgewährung kein Gesuch mehr stellen, sondern 
ebenfalls illegal in der Schweiz verweilen. Diese Hypo-
these wird zwar von mehreren Expertinnen und Experten 
unterstützt, nachweisbar ist der Zusammenhang zwi-
schen sinkenden Asylgesuchen und der wachsenden Zahl 
von Sans-Papier jedoch nicht. 41

Das Asylgesetz sieht vor, dass bei einem negativen 
Asylentscheid sowie bei einem Nichteintretensentscheid 
eine Abschiebung angeordnet wird. Wenn dieser Ent-
scheid nicht vollzogen werden kann, kann eine vorläu-
fige Aufnahmebewilligung erteilt werden (F-Bewilli-

gung). Von den übrigen Personen wird erwartet, dass sie 
so schnell wie möglich das Land verlassen. Personen mit 
NEE werden vor diesem Hintergrund seit April 2004 von 
der Sozialhilfe ausgeschlossen, und seit Inkrafttreten des 
revidierten Asylgesetzes im Januar 2008 sind davon auch 
abgewiesene Asylsuchende betroffen, die ein ordentli-
ches Asylverfahren hinter sich haben. Seither haben diese 
beiden Gruppen nur noch Anrecht auf das in der Bundes-
verfassung verankerte Recht auf Nothilfe, und ihr Auf-
enthalt gilt als illegal. Bis zur Einführung des Sozialhilfe-
stopps wurden sie von den Behörden noch teilweise 
geduldet (Christin Achermann 2009). So genannte vulne-
rable Personen beziehen auch heute noch in einigen 
Kantonen Sozialhilfe, beziehungsweise erhalten beson-
dere materielle und finanzielle Zuwendungen sowie eine 
Unterkunft. Die Kriterien für die Festlegung der «Vulne-
rabilität» sind kantonal unterschiedlich definiert (Bolli-
ger und Féraud 2010: 50). 

Unter den Nothilfe Beziehenden ist die Gruppe der 
abgewiesenen Asylsuchenden grösser als die der Perso-
nen mit Nichteintretensentscheid (Bolliger und Féraud 
2010: 31). 42 Laut einer noch unpublizierten Studie zu Per-
sonen mit NEE (Sanchez-Mazas et al. forthcoming) bean-
tragt nur etwa ein Drittel dieser Personen Nothilfe (was 
bedeutet, dass sie nicht sofort ausreisen, sondern sich in 
Nothilfezentren registrieren lassen). Rund ein Fünftel 
reist unter Kontrolle der Behörden aus, doch von den 
übrigen verflüchtigen sich jegliche Spuren, weshalb 
davon ausgegangen werden kann, dass sie sich in die 
Illegalität begeben haben (Trummer 2006). 

Der Aufenthalt in Nothilfestrukturen hat Konse-
quenzen für die Lebenssituation der betroffenen Perso-
nen. Verschiedene Mechanismen sollen dafür sorgen, 
dass sie so schnell wie möglich die Schweiz verlassen. Die 
Praxis zeigt jedoch, dass viele dieser Menschen nicht 
innerhalb der vorgesehenen Fristen ausreisen und dass 
sich eine von zehn Personen in der Nothilfe nach zwei 
Jahren immer noch (oder erneut) in der Schweiz (San-
chez-Mazas et al. forthcoming) befindet. 

Sanchez-Mazas et al. (forthcoming) eruieren in 
ihrer Studie eine Vielzahl von Gründen, aus denen sich 
die in den Nothilfestrukturen aufhaltenden Menschen 
trotz der unwürdigen Lebensbedingungen, die sie dort 
vorfinden, keine Rückkehr erwägen (können). Ihrer 
Rückkehr stehen nämlich vielfältige Hindernisse politi-
scher, ökonomischer, sozialer wie auch psychologischer 
Art entgegen. Zum einen ist eine Rückkehr für viele Asyl-
suchende, auch wenn sie nicht in allen Fällen lebensbe-
drohliche Folgen mit sich zieht, beispielweise wegen der 
hohen Verschuldung, nicht denkbar. Dazu bewirken psy-
cho-soziale Mechanismen, dass eine Person, die unter 
Druck steht, in der Regel entscheidungsunfähig wird oder 
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umso mehr geneigt ist, auszuharren und sich dem wahr-
genommenen Druck zu widersetzen (Reaktanz). Der Sozi-
alhilfestopp scheint nicht die gewünschte Wirkung auf 
den Ausreisewillen der Weggewiesenen zu zeigen. So 
kommt auch die Studie von Bolliger und Féraud zum fol-
genden Schluss: «Der Sozialhilfestopp, […] dessen Ziel es 
war, weggewiesenen Asylsuchende durch eine unattrak-
tive Gestaltung ihres Aufenthaltes in der Schweiz zur 
selbstständigen Ausreise zu bewegen, hat den Verbleib 
einer Minderheit der Weggewiesenen in der Schweiz 
nicht verhindert. Für diese Personen stellt die Nothilfe die 
weniger abschreckende Option dar als die Rückkehr in die 
Heimat. Die Behörden müssen sich somit heute darauf 
einstellen, dass eine nicht zu vernachlässigende Anzahl 
Weggewiesener teilweise über mehrere Jahre Nothilfe 
bezieht.» (Bolliger und Féraud 2010). 

5.5 auswirkungen und Spannungsfelder

Zusammenfassend lässt sich in den letzten zehn 
Jahren in der Schweiz eine klare Tendenz zur Abriege-
lung gegenüber Migrierenden aus Drittstaaten feststel-
len. Die internationalen Abkommen, die einerseits von 
der europäischen Migrationssteuerungspolitik beein-
flusst sind und andererseits nationale Restriktionen 
widerspiegeln, schliessen einen Grossteil der potentiellen 
Zuwandernden und Schutzsuchenden von legalen Ein-
reise- und Aufenthaltsmöglichkeiten aus. Im Ausländer-
bereich zeigt sich dies in der zunehmenden Ungleichbe-
handlung von Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern aus 
den EU-/EFTA-Staaten im Vergleich zu Drittstaatsangehö-
rigen. Diese Ungleichbehandlung zeigt sich bei der Ertei-
lung von Aufenthaltsgenehmigungen zwecks Erwerbstä-
tigkeit und Familienzusammenführung sowie in Form 
von erschwerten Visabestimmungen für die Drittstaats-
angehörigen und im Asylbereich in einem zunehmend 
restriktiv gestalteten Zugang zum Asylverfahren. Ob und 
inwiefern sich diese politischen Rahmenbedingungen 
auf die Zahl der Sans-Papiers auswirken, kann allerdings 
nicht zufriedenstellend beantwortet werden. 

Die aufgezeigten politischen und gesetzgeberi-
schen Entwicklungen zeigen das Spannungsfeld auf, in 
dem sich die irreguläre Migration und damit die Sans-
Papiers befinden: Einerseits dürfte es Sans-Papiers aus 
rechtlicher Sicht per Definition nicht geben, weshalb 
diese Gruppe auch bei der Gesetzgebung in aller Regel 
nicht berücksichtigt wird. Andererseits lassen sich offen-
sichtlich die per Gesetz vorgesehenen Zulassungsbestim-
mungen nicht konsequent durchsetzen. Auch Sans-
Papiers stehen, selbst wenn sie gegen das (Ausländer-) 
Gesetz verstossen, Menschenrechte, Grundrechte und 
soziale Rechte zu. Diese individuellen Rechte stehen dem 
Anspruch des souveränen Nationalstaatss gegenüber, der 
mit seiner Migrationspolitik und Ausländergesetzge-

bung darüber bestimmt, wem Einreise und Aufenthalt 
gewährt wird. Die Politik der Abriegelung gerät in 
Widerspruch zu international und national anerkannten 
Rechtsgrundlagen. In diesem Rechtsgüterkonflikt stellt 
sich die grundlegende Frage, welcher Seite beziehungs-
weise welchen Rechten Priorität eingeräumt wird und 
mit welchen Konsequenzen eine Prioritätensetzung vor-
genommen wird. Dabei stellt sich die Frage der Verhält-
nismässigkeit, wenn zwecks Migrationssteuerung Grund-
rechte oder soziale Rechte eingeschränkt werden 
(Achermann und Efionayi-Mäder 2003). 
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Miriam L., Uganda, 45 Jahre

 «Man hat mir während neun Jahren Hoffnungen gemacht, dass ich hier blei-
ben könne. Es ist ein Schlag, dass ich jetzt ausgeschafft werden soll.»

Miriam kam 2001 mit dem Flugzeug in die Schweiz und stellte bei ihrer Ankunft ein Asylgesuch. In Uganda wur-
de sie verfolgt, weil ihr damaliger Lebenspartner in Geldfälschungsgeschäfte verstrickt war. Sie liess ihre zwei 
Kinder bei ihren Eltern und floh. Warum Miriam ausgerechnet in die Schweiz gekommen ist, weiss sie nicht. Eine 
Bekannte empfahl ihr, hier Asyl zu beantragen. 

Sie fand schnell Arbeit als Putzhilfe und konnte ihren Lebensunterhalt ohne Probleme bestreiten. Ihr Asylgesuch 
fiel jedoch nach einem siebenjährigen Verfahren schliesslich negativ aus, ebenso der Rekurs und das Härtefall-
gesuch im Jahre 2007. Miriam weiss nicht, aus welchen Gründen ihre Gesuche abgelehnt wurden, sie sagt, dass 
sie von der betreffenden Behörde nie einen Brief mit Erklärungen erhalten habe. Sie bekam jedoch ein Schreiben 
vom Migrationsamt, in dem ihr verboten wurde, weiter zu arbeiten. Ein Jahr später, gegen Ende 2008, lief dann 
ihre N-Bewilligung aus und wurde nicht mehr erneuert. In der Folge wurde Miriam aus ihrer Wohnung, die sie 
mit einer Freundin geteilt hatte, geholt und kam in ein Nothilfezentrum im Mittelland. Sie konnte gerade noch 
ihre Kleidung in ihren Koffern verstauen – ihr restliches Hab und Gut blieb in der Wohnung zurück. 

Heute wohnt Miriam in einer unterirdischen Zivilschutzanlage, die provisorisch als Nothilfezentrum dient. Miriam 
beschreibt, dass es dort kein Tageslicht gebe und es entweder zu heiss oder zu kalt sei. Zudem könne sie selten 
gut schlafen, weil nie Ruhe herrsche. Sie versucht den Keller so oft wie möglich zu verlassen, doch zu tun gibt es 
auch draussen nichts. Seit sie dort untergebracht ist, geht es ihr psychisch immer schlechter. Wegen einer post-
traumtischen Belastungsstörung macht sie jetzt eine Therapie und muss antidepressive Medikamente nehmen. 

Miriam ist müde und resigniert. Sie hat kaum noch Hoffnung bleiben zu können und ist erschöpft von den 
Lebensbedingungen. Sie will auf keinen Fall nach Uganda zurück, da man dort – wie sie im Interview aussagt – 
bei der Rückkehr verhört werde. Man gelte als Verräterin, wenn man in einem anderen Land Asyl beantragt 
habe. Sie hat ausserdem kaum mehr Kontakt zu den Angehörigen in ihrer Heimat. Ein anderes europäisches Land 
käme für sie auch nicht in Frage, weil sie dort niemanden kenne. Auch in der Schweiz abzutauchen sei nicht 
möglich, da sich nicht wisse, zu wem und wohin sie gehen könnte. Daher bleibt sie vorerst im unterirdischen 
Nothilfezentrum – es gibt weder ein Vor noch ein Zurück für sie. Alles was sie will ist, dass man sie in Ruhe lässt, 
ihr eine Chance gibt und dass sie arbeiten kann, um sich eine kleine Wohnung (mit Fenstern) mieten zu können.
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Wie sich im allgemeinen Spannungsfeld der Migra-
tionspolitik, die in Kapitel 5 geschildert wurde, die Politik 
und Rahmenbedingungen gegenüber der irregulären 
Migration entwickelt haben, soll in den nachfolgenden 
Ausführungen aufgezeigt werden. Dabei geht es insbe-
sondere um die Umsetzung dieser politischen Strategien 
und um das Verhalten der Behörden gegenüber den 
Sans-Papiers. In diesem Zusammenhang lassen sich Unter-
schiede in der Politik gegenüber den Sans-Papiers im 
Asyl- und im Ausländerbereich feststellen. Der Schwer-
punkt liegt in diesem Kapitel auf der irregulären Arbeits-
migration, wobei auf die Besonderheiten der abgewiese-
nen Asylsuchenden wiederum in einem Unterkapitel 
eingegangen wird. Einleitend werden kurz die allgemei-
nen Rechtsgrundlagen angesprochen, die für Personen 
ohne geregelten Aufenthalt gelten, und daran anschlies- 
send wird ein Überblick über die politischen Reaktionen 
auf die Sans-Papiers in der Schweiz gegeben. Nach dem 
Aufzeigen der allgemeinen Tendenzen wird in einem 
Unterkapitel auf die spezifischen Entwicklungen hin-
sichtlich Heirat und Ehe näher eingegangen. In einem 
weiteren Unterkapitel wird aufgezeigt, welche Entwick-
lungen sich bei der Regularisierung und den Härtefall- 
regelungen abzeichnen. Das Kapitel endet schliesslich 
mit einem Rückblick auf die Mobilisierungen der Sans-
Papiers, einer Vorstellung der Akteure in der Unterstüt-
zungsarbeit sowie einer Zusammenfassung der verschie-
denen Standpunkte, die in der Öffentlichkeit in Bezug 
auf die Sans-Papiers und die irreguläre Migration geäus- 
sert werden. 

6.1 rechtsgrundlagen 

Die rechtliche Situation von Personen ohne gere-
gelten Aufenthalt ist sehr komplex, teilweise wider-
sprüchlich und nur schwer nachvollziehbar. So verfügen 
Sans-Papiers per Definition über keine Aufenthaltsbe-
rechtigung und können jederzeit aus der Schweiz weg-
gewiesen werden, wobei diese Wegweisung ausserdem 
mit einer Einreisesperre verbunden werden kann. Ent-
zieht sich jemand seiner Ausweisung, kann er oder sie 
strafrechtlich verfolgt werden. Doch verfügen auch Sans-
Papiers über Rechte. Die im Völkerrecht und in interna- 

tionalen Konventionen und der Schweizerischen Bundes-
verfassung verankerten Menschen- und Grundrechte 
gelten grundsätzlich für alle sich in der Schweiz aufhal-
tenden Personen. 

Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang insbe-
sondere die von der Schweiz ratifizierte Kinderrechts-
konvention, die Europäische Menschenrechtskonven-
tion, das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von rassistischer Diskriminierung sowie die 
UNO-Pakte I (soziale, wirtschaftliche und kulturelle 
Rechte) und II (zivile und politische Rechte). Die Bundes-
verfassung garantiert das Recht auf Bildung sowie das 
Recht auf Hilfe in Notlagen. Auch das Arbeitsrecht und 
einige soziale Rechte (beispielsweise das Sozialversiche-
rungsrecht) gelten unabhängig von einer Aufenthaltsbe-
rechtigung. Angesichts ihres unsicheren Status ist die 
Einforderung dieser Rechte für Sans-Papiers jedoch mit 
grossen Risiken verbunden, da sie wegen ihres illegalen 
Aufenthalts ausgeschafft und strafrechtlich belangt wer-
den können. 

6.2 Politische Vorstösse und antworten 
von behörden

Die Bundespolitik sah lange den Handlungsbedarf 
ausschliesslich in der Bekämpfung der irregulären Migra-
tion. Unter dem Aspekt des illegalen Aufenthalts wurde 
die Frage erst dann aktuell, als sich die langfristigen 
unerwarteten und unbeabsichtigten Folgen der Saison-
nierpolitik der 1980er- und 1990er-Jahre bemerkbar 
machten: Ein Teil der ehemaligen Saisonniers konnte sei-
nen A-Ausweis nicht in eine Jahresaufenthaltsbewilli-
gung umwandeln und blieb folglich ohne Aufenthalts- 
regelung in der Schweiz. Diese Situation löste Ende der 
1990er-Jahre einzelne politische Vorstösse aus (Acher-
mann und Efionayi-Mäder 2003). Doch erst die Mobilisie-
rung der Sans-Papiers 2001 führte dazu, dass sich die 
Politiker veranlasst sahen, auf die Forderungen zu reagie-
ren, wie weiter unten näher ausgeführt wird (→ Kapi-
tel 6.4). Durch die soziale Bewegung der Sans-Papiers 
wurde auch eine breitere Öffentlichkeit auf die Situation 
dieser Gruppe aufmerksam. Internationale Entwicklun-
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gen sowie gesamt- und parteipolitische Dynamiken 
haben sich ebenfalls auf die Reaktionen der Politik und 
der Behörden ausgewirkt. Diese sollen in der Folge näher 
erläutert werden. 

Die Mobilisierungen der Sans-Papiers-Kollektive 
und ihre Unterstützungsnetzwerke brachten 2001 die 
Thematik des irregulären Aufenthaltes auf das bundes-
politische Parkett. Im Herbst 2001 wurde in den eidge-
nössischen Räten eine dringliche Debatte zum Thema 
Sans Papier geführt und eine Reihe von Postulaten, Inter-
pellationen und Motionen vorgebracht. Wichtigster Dis-
kussionspunkt dieser Debatte war die Frage nach der 
kollektiven Regularisierung des unbewilligten Aufent-
halts. Die Themen soziale Sicherheit, Gesundheitsversor-
gung und Schwarzarbeit von Sans-Papiers standen eben-
falls im Mittelpunkt des Interesses; des Weiteren wurden 
die Repression gegenüber den Papierlosen und Fragen 
der Schulbildung angesprochen. Die Forderungen nach 
einer globalen Lösung oder nach einem Moratorium der 
Wegweisungen wurden mit deutlicher Mehrheit abge-
lehnt. 

In den folgenden Jahren wurden nur noch verein-
zelte parlamentarische Vorstösse zur Thematik der Sans-
Papiers unternommen. Dabei handelte es sich meist um 
Härtefallregelungen, die Bekämpfung der irregulären 
Migration, die Verstärkung der Grenzkontrollen sowie 
das Verhindern von so genannten Scheinehen. In diesem 
Zusammenhang spielte insbesondere die 2005 einge-
reichte parlamentarische Initiative von Toni Brunner zur 
«Unterbindung von Scheinehen» eine grosse Rolle. Diese 
Initiative beabsichtigt, eine Eheschliessung von Personen 
ohne geregelten Aufenthalt zu unterbinden. Die ent-
sprechenden Gesetzesänderungen werden 2011 in Kraft 
treten (→ Kapitel 6.2.2.). Die jüngsten Vorstösse (Motion 
Barthassat und Hodgers 2010) betreffen hingegen 
Lösungsvorschläge für eine Verbesserung der Situation 
von jugendlichen Sans-Papiers (→ Kapitel 7.2). 

Auch auf kantonaler Ebene gab es zahlreiche Vor-
stösse in Bezug auf die Sans-Papiers. 43 Da jedoch Rechts-
grundlagen für Zulassung, Asyl und Aufenthalt auf Bun-
desebene verankert sind, bleibt den Kantonen nur ein 
relativ geringer gesetzgeberischer Spielraum. Dies 
wurde insbesondere im Fall der Kantone Genf und 
Waadt deutlich, die eine kollektive Regularisierung 
erwogen (in der Waadt 2004 44–2006, in Genf 200545), 
jedoch beim Bund damit auf Widerstand stiessen. Dage-
gen obliegen die Umsetzung der eidgenössischen Poli-
tik und der Vollzug der Gesetze weitgehend den Kanto-
nen und Gemeinden. Den Behörden und Ämtern sowie 
der Polizei stellt sich dabei die Herausforderung, gang-
bare und pragmatische Lösungen für die Probleme im 
Alltag zu finden. 

6.2.1 allgemeine tendenzen im umgang mit 
Sans-Papiers 

Obwohl sich im letzten Jahrzehnt keine grundle-
genden Veränderungen der Rechtsstellung von Sans-
Papiers ergeben haben, hat sich in der Praxis der 
Behörden doch eine pragmatische Vorgehensweise 
durchgesetzt. Gerade die urbanen Zentren, wo die Sans-
Papiers Unterstützung von Beratungs- und Anlaufstellen 
erhalten, haben Wege gefunden, mit deren Anwesen-
heit konstruktiv umzugehen. 

Der Umgang der Behörden und Ämter mit Papier-
losen ist bisher noch nicht systematisch untersucht wor-
den. Hinweise von Fachleuten und bereits durchgeführte 
Studien lassen aber darauf schliessen, dass es beträchtli-
che kantonale Unterschiede in der Gewährung von sozi-
alen Rechten gibt, wie etwa beim Zugang zu Kranken-
versicherung, ärztlicher und zahnärztlicher Behandlung, 
Bildungseinrichtungen usw. Auch die Gesetze bezüglich 
Ausschaffungen, Personenkontrollen und Strafverfol-
gung werden von Kanton zu Kanton sehr unterschiedlich 
umgesetzt (vgl. dazu Amarelle 2010: 138). 

Die dazu befragten Fachleute konstatieren, dass 
auf der einen Seite eine gewisse «Banalisierung» der 
Behörden im Umgang mit Sans-Papiers und eine Tendenz 
zur «Humanisierung des Alltags» festzustellen ist, wobei 
auch hier wiederum grosse kantonale Unterschiede zu 
beobachten sind. Dieser Anerkennung der Existenz von 
Sans-Papiers auf schweizerischem Territorium steht 
gleichzeitig eine vermehrte Repression und Kriminalisie-
rung von illegalem Aufenthalt gegenüber. Die befragten 
Fachpersonen sehen diese beiden Trends aber nicht 
unbedingt als Widerspruch. Vielmehr sprechen sie von 
einer Verschiebung der Repression von der irregulären 
Arbeitsmigration hin zum Asylbereich. Somit lassen sich 
auch in Bezug auf die Haltung der Behörden mit Perso-
nen ohne geregelten Aufenthalt gegenläufige Tenden-
zen im Asyl- und Ausländerbereich feststellen. 

Bei den polizeilichen Kontrollen sind keine eindeu-
tigen Tendenzen auszumachen. Mehrere Befragte hat-
ten jedoch eine Verstärkung der Personenkontrollen und 
zahlreiche Wegweisungen von Sans-Papiers unmittelbar 
nach den Mobilisierungen der Sans-Papiers im Jahr 2001 
beobachtet. 

Sans-Papiers können laut Gesetz auf der Strasse 
aufgegriffen und unverzüglich zur Ausreise verpflichtet 
oder in Untersuchungshaft genommen werden (Ama-
relle 2010: 139).47 Auch der Vollzug von Wegweisungen 
wird in den Kantonen unterschiedlich gehandhabt. 
Einige Kantone – insbesondere in der Romandie – sehen 
vom sofortigen Vollzug der Wegweisungen ab. Diese 
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Praxis hat sich inzwischen in einigen Städten infolge von 
Absprachen zwischen Unterstützungsorganisationen 
und Migrationsdiensten durchgesetzt, um zu vermeiden, 
dass Sans-Papiers abrupt aus ihrem Lebensumfeld heraus 
gerissen werden und manchmal sogar Kinder zurücklas-
sen müssen. Ausserdem soll damit den Personen, die 
bereits lange in der Schweiz leben, ermöglicht werden, 
ein Härtefallgesuch einzureichen. Garantien können sol-
che meist informellen Absprachen zwar nicht geben, 
aber sie stellen zumindest ein Element des «humanen» 
Umgangs mit Sans-Papiers dar und haben auch für die 
Behörden den Vorteil, dass damit besonders skandal- 
trächtige Ausschaffungen vermieden werden, wie etwa 
die im Jahre 2002 erfolgte Ausschaffung der 16-jährigen 
Schülerin Raffaela in Genf.46 Andere Kantone vollziehen 
die Ausschaffung hingegen ohne Verhandlungen.

Einige Expertinnen und Experten haben festge-
stellt, dass der repressive Umgang mit abgewiesenen 
Asylsuchenden in den letzten Jahren zugenommen hat. 

Die Ausschaffungshaft hat sich ihren Aussagen zufolge 
in einigen Kantonen zunehmend als Vollzugsinstrument 
der Wegweisung durchgesetzt. 

Vermehrte Sanktionen

Illegaler Aufenthalt kann Sanktionen administrati-
ver sowie strafrechtlicher Art nach sich ziehen. Adminis-
trative Sanktionen bedeuten, dass eine Wegweisung 
verbunden mit einem Einreiseverbot angeordnet wird. 
Darüber hinaus kann eine kurzfristige Festhaltung von 
maximal drei Tagen angeordnet werden (Art. 73 AuG). 
Die illegale Einreise kann zudem strafrechtlich verfolgt 
werden, wobei Sanktionen wie Freiheitsstrafen bis zu 
einem Jahr oder Geldstrafen verhängt werden können. 
Mit dem AuG ist die maximale Dauer der Ausschaffungs-
haft auf 24 Monate ausgedehnt worden; sie wird aber 
in Zukunft an die europäische Norm von maximal  
18 Monaten angepasst werden müssen (Amarelle 2010: 
139). 47 Durch die neue Ausländergesetzgebung werden 

Bekim F.,Mazedonien, 40 Jahre

«Ohne Papiere war es wie in einem Gefängnis. Jetzt bin ich richtig integriert. 
Ich bezahle Steuern, wie alle anderen, und ich habe keine Angst mehr.»

Als 15-Jähriger ist Bekim seinem Bruder aus Mazedonien in die Schweiz gefolgt. In den 1990er-Jahren arbeitete 
er als Saisonnier jeweils vier Monate bei verschiedenen Arbeitgebern auf dem Gerüstebau. Als er keine solche 
Bewilligung mehr beantragen konnte, ging er nach Deutschland, um dort zu arbeiten. Im Jahr 2001 kam er 
zurück in die Schweiz und arbeitete dort sieben Jahre lang schwarz. Er setzte sich dabei grossen Risiken aus und 
musste seine Schwindelgefühle überwinden, wenn er auf hundert Metern hohen Gerüsten Brücken sanierte und 
Häuser baute. Einen Unfall hatte er zum Glück nie, aber die Arbeitsbedingungen waren hart. Er bekam nur  
19 Franken pro Stunde, und die Nachtzuschläge von fünfzig Prozent wurden ihm nie ausbezahlt. Er meinte, dass 
sein Chef sich dafür ein Haus gebaut habe. Wehren konnte er sich dagegen nicht, denn er befürchtete, einfach 
ersetzt und womöglich ausgewiesen zu werden. Dieses Risiko konnte er nicht auf sich nehmen.

Durch eine Bekannte fand er in einem Dorf eine kleine Wohnung für sich allein. Sein Alltag bestand aus Arbeit 
und den Ruhestunden in seiner Wohnung. Bei Dunkelheit traute er sich nicht auf die Strasse. Jeden Sonntag traf 
sich Bekim mit seinen Kollegen vom Sans-Papier-Kollektiv. 

Diese Gruppe wurde zu einer wichtigen Unterstützung und ermutigte ihn, ein Härtefallgesuch zu stellen. Sein 
Kanton bewertete Bekims Dossier positiv und leitete es ans Bundesamt für Migration weiter. Doch seine Hoff-
nung erlosch 2007 definitiv: Er bekam keine Aufenthaltsbewilligung. Den meisten Kollegen des Kollektivs erging 
es gleich, und so verloren sie langsam aber sicher die Motivation, sich weiter für einen legalen Aufenthalt ein-
zusetzen. Bekims langjährige Freundin wollte eine Wegweisung nicht riskieren und heiratete ihn. Als er darauf-
hin die ersehnten Papiere bekam, fühlte er sich zum ersten Mal seit Jahren wie ein freier Mensch: Er konnte sich 
endlich frei bewegen und reisen, wohin er wollte. 

Das neue Leben «mit Papieren» war nicht nur einfach. Ein halbes Jahr lang suchte er Arbeit, nachdem er während 
der gesamten vorherigen Zeit pausenlos Arbeit gehabt hatte. Nun ist er im Gartenbau tätig, hat einen Arbeits-
vertrag und ein festes Gehalt. Nach langer Zeit kann er nun seine Familie in Mazedonien besuchen. Leider ist 
seine Mutter während seiner Abwesenheit gestorben, und er konnte sich nicht mehr von ihr verabschieden. Fast 
alle seiner Geschwister leben inzwischen allerdings mit ihren Kindern in der Schweiz und in Deutschland.
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zudem die Sanktionen gegen Akteure verschärft, die bei 
der illegalen Einreise oder dem illegalen Aufenthalt von 
Menschen Hilfe leisten. Arbeitgebende, die Sans-Papiers 
beschäftigen, sowie Transportunternehmen, die Perso-
nen ohne Einreiseerlaubnis befördern, müssen in 
Zukunft mit hohen Strafen rechnen (AuG Art. 94, 116, 
117, 120 a-d). 

Als weitere Massnahme der Eindämmung der irregu-
lären Migration hat die Schweiz in den letzten Jahren eine 
Reihe von bilateralen Abkommen mit verschiedenen Staa-
ten unterzeichnet, die so genannten Rückübernahme-
abkommen, die die Rückübernahme von Personen mit 
irregulärem Aufenthalt regeln (siehe dazu Achermann 
2007).48 Das Bundesamt für Migration gibt dazu auf seiner 
Website folgende Erklärungen ab: «Die schweizerische 
Politik, mit Herkunfts- und Transitstaaten Rückübernah-
meabkommen abzuschliessen, entspricht damit auch der-
jenigen der EU sowie ihrer Mitgliedstaaten, welche zur 
wirksameren Steuerung der irregulären Migration mit 
zahlreichen Herkunfts- sowie Transitstaaten in Assozia-
tions- und Kooperationsabkommen Rückübernahmeab-
kommen bzw. Rückübernahmeklauseln vereinbaren.» 49 

interne kontrolle durch vermehrten informations-
austausch zwischen behörden

In den letzten zehn Jahren wurden in der Schweiz 
verschiedene Gesetzesanpassungen durchgeführt, die 
auf einen intensivierten Informationsaustausch sowohl 
auf internationaler Ebene (insbesondere zwischen den 
Schengenstaaten) als auch auf Bundes-, Kantons- und 
Gemeindeebene abzielen. Im Rahmen der Weiterent-
wicklung des Schengen-Besitzbestandes sind in erster 
Linie die Übernahmen des Schengen-Informations- 
systems (SIS) und des Visa-Informationssystems (VIS) 
durch die Schweiz zu nennen, die die Identifizierung von 
Personen (insbesondere Straftätern) vereinfachen und 
europaweit koordinieren soll.50 Ob und inwiefern sich 
dieses Kontrollsystem auch auf die irreguläre Migration 
auswirkt, kann im Moment noch nicht eingeschätzt  
werden.

Auf Bundesebene sehen insbesondere das neue 
Ausländergesetz und das Bundesgesetz gegen Schwarz-
arbeit einen verstärkten Informationsaustausch vor. Die 
Rechtsgrundlagen der Informations- und Schweige-
pflicht sind für Laien allerdings schwer verständlich und 
auch Rechtsexpertinnen und -experten sind sich in Bezug 
auf die Interpretation dieser Regelungen nicht einig. In 
ihrer Masterarbeit versucht Davet (2008) einen umfas-
senden Überblick über die gesetzlich festgeschriebenen 
Melde- und Schweigepflichten der verschiedenen Behör-
den zu geben. Ihr zufolge sind Behörden gegenüber 
anderen Behörden auf Anfrage oder von Amts wegen 

zur Datenbekanntgabe verpflichtet, wenn die Grund-
sätze des Datenschutzes eingehalten werden. Das Amts-
geheimnis, dem die meisten Behörden unterstehen, wird 
durch eine Meldepflicht aufgehoben. Jede behördliche 
Meldung muss vorab jedoch einer umfassenden Interes-
sensabwägung unterzogen werden. Deshalb gilt, dass 
beispielsweise beim Gesundheitsschutz, bei der Registrie-
rung eines Kindes nach der Geburt oder beim Schulbe-
such das private Interesse des Betroffenen Vorrang vor 
dem Interesse der anfragenden Behörde hat (→ Kapi-
tel 7.2). Erst wenn das öffentliche Interesse überwiegt, 
darf eine Behörde Meldung erstatten bzw. ist sogar dazu 
verpflichtet (Davet 2008: 64). 

In der Praxis stossen die befragten Expertinnen 
und Experten jedoch immer wieder auf entscheidende 
Wissenslücken beim Personal von Behörden, Ämtern, 
Spitälern, Schulen etc., was die Meldepflicht angeht. Oft 
melden Sachbearbeitende in vorauseilendem Eifer den 
Migrationsbehörden einen ungeregelten Aufenthalts, 
ohne dass sie dazu verpflichtet wären. Dies kann dazu 
führen, dass Sans-Papiers in der Regel den Gang zu 
staatlichen Stellen unterlassen und somit weder Sozial- 
und Krankenversicherung beziehen noch Zugang zu 
Gesundheitsdiensten oder Schulen haben. 

6.2.2 heirat

Seit einigen Jahren steht das Thema Heirat im 
Zusammenhang mit Sans-Papiers auf der politischen 
Agenda. Die Bedeutung dieser Frage für die Sans-Papiers 
geht auch aus den diversen Gesprächen mit den inter-
viewten Fachpersonen hervor. Im Folgenden sollen des-
halb die Grundlagen und Entwicklungen zu dieser The-
matik kurz skizziert werden. 

Eheschliessung ist ein Grundrecht, das unabhängig 
vom ausländerrechtlichen Status allen Personen zusteht. 
Das Recht auf Freiheit zur Eheschliessung wird neben 
der Bundesverfassung auch in internationalen, von der 
Schweiz ratifizierten Konventionen garantiert, wie in 
der Europäischen Menschenrechtskonvention und im 
UNO Pakt II. Die Ehe mit einem Schweizer, einer Schwei-
zerin oder einer Person mit gültigem Aufenthaltsrecht 
stellt ausserdem eine Möglichkeit für Sans-Papiers dar, 
ihren Aufenthalt zu legalisieren.51 Nach der zivilrechtli-
chen Heirat wird die Aufenthaltsbewilligung nach den 
Regeln des Familiennachzugs des Ausländerrechts bezie-
hungsweise des Freizügigkeitsabkommens erteilt. Doch 
wird die Eheschliessung von Sans-Papiers unter dem 
Schlagwort «Scheinehe»52 zunehmend Gegenstand der 
politischen Debatte, spätestens seit eine 2005 eingege-
bene parlamentarische Initiative (Toni Brunner) die 
Möglichkeit der Heirat für Sans-Papiers in der Schweiz 
unterbinden will.
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Dass die Eheschliessung für abgewiesene Asyl- 
suchende oder Sans-Papiers eine der wenigen Möglichkei-
ten zur Legalisierung ihres Aufenthalts darstellt, wird von 
Politik und Verwaltung schon seit Längerem beanstandet: 
Bereits 2005 gab das BFM ein Rundschreiben «zur Bekämp-
fung von Scheinehen» heraus.53 Seit Inkrafttreten des 
neuen Ausländergesetzes und der gleichzeitigen Anpas-
sung des Zivilgesetzbuchs akzeptieren Zivilstandsbeamte 
nicht mehr das Gesuch um Durchführung eines Ehevorbe-
reitungsverfahrens, «wenn die Braut oder der Bräutigam 
offensichtlich keine Lebensgemeinschaft begründen, son-
dern die Bestimmungen über Zulassung und Aufenthalt 
von Ausländerinnen und Ausländer umgehen will» (Bolz 
2008: 302; Nideröst 2009: 390). Die Verordnung zum Aus-
ländergesetz sieht ausserdem eine Meldepflicht der Zivil-
standsbehörden an die Ausländerbehörden vor, wenn 
Verdacht auf Scheinehe besteht, was für die betreffenden 
Personen schwerwiegende Konsequenzen haben kann 
(Art. 82 Abs. 3 VZAE). 

Allerdings bestehen für Sans-Papiers schon heute bei 
der Beschaffung der notwenigen Unterlagen für die Hei-
rat massgebliche administrative Hindernisse. Langwierig 
und kostspielig ist beispielsweise die Beglaubigung der 
heimatlichen Dokumente durch die schweizerische Ver-
tretung im Herkunftsland. Da das Zivilstandswesen kan-
tonalen Bestimmungen unterliegt, gelten in den ver-
schiedenen Kantonen unterschiedliche Regelungen. So 
verlangt das Zivilstandsamt in einigen Kantonen nur von 
einem der beiden Verlobten eine Wohnsitzbestätigung. 
In anderen Kantonen wird sie dagegen von beiden Ver-
lobten verlangt, und wer keine vorweisen kann, muss 
eine Wohnsitzbestätigung aus dem Ausland einreichen. 
Wiederum andere Zivilstandsbehörden verlangen sogar 
eine Aufenthaltsbescheinigung zur Bestätigung des 
Wohnsitzes, was nach Auffassung einiger Rechtsexper-
ten keine juristische Voraussetzung für eine Heiratsvor-
bereitung darstellt (siehe mehr dazu Caroni 2009: 264; 
Nideröst 2009: 389). Faktisch bedeutet dies, dass schon 
heute Sans-Papiers in einigen Kantonen kaum heiraten 
können. Mit diesen Massnahmen sollen eventuelle 
Scheinehen erschwert werden. Besonders betroffen von 
diesem Pauschalverdacht auf Scheinehe sind, laut einer 
Expertin, die Sexarbeiterinnen. 

Die ab Januar 2011 in Kraft tretenden Gesetzesände-
rungen werden in Zukunft grundsätzlich die Eheschlies- 
sung von Sans-Papiers in der Schweiz umöglich machen, 
wobei jedoch laut Gutachten eines Rechtsexperten die 
im Zivilgesetzbuch formulierten Ehehindernisse verfas-
sungs- und konventionskonform (EMRK) ausgelegt wer-
den müssen (Müller 2009). Dies ist dann der Fall, wenn 
eine Ehe trotzdem möglich ist, sofern die Absicht, eine 
Ehegemeinschaft zu begründen, nicht in Abrede gestellt 
werden kann. 

Im Sinne der parlamentarischen Initiative von Toni 
Brunner sieht die Gesetzesänderung vor, dass im Ehevor-
bereitungsverfahren der rechtmässige Aufenthalt in der 
Schweiz nachgewiesen werden muss. Zudem sind die 
Zivilstandsbehörden verpflichtet, den Migrationsbehör-
den die Identität der Heiratswilligen, die diesen Nach-
weis nicht erbringen können, zu melden. Des Weiteren 
werden die Zivilstandsbehörden in Zukunft auch Zugriff 
auf das Zentrale Migrationsinformationssystem (ZEMIS) 
erhalten.54 Somit gehen diese Gesetzesänderungen wei-
ter, als nur Eheschliessungen von Sans-Papiers zu verhin-
dern. Die Zivilstandbehörden werden nämlich zum Zwe-
cke der Aufdeckung illegal anwesender Personen in der 
Schweiz eingespannt, was der allgemeinen Tendenz des 
verstärkten Informationsaustausches entspricht.55 Inwie-
weit dieser Zugriff von den Zivilstandsbehörden zur Auf-
deckung von Personen ohne Aufenthaltsstatus genutzt 
werden wird, wird sich erst in Zukunft zeigen.

Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf führte im 
Nationalrat aus, dass die Vorlage mit der Bundesverfas-
sung und der EMRK vereinbar sei. Sie liess allerdings auch 
anklingen, dass «selbstverständlich (…) bei der Anwen-
dung im Einzelfall darauf zu achten (sei), dass die verfas-
sungsmässigen Rechte gewahrt bleiben und keine 
unüberwindbaren Hindernisse für das Eingehen einer 
Ehe oder einer eingetragenen Partnerschaft eingeführt 
werden».56 Der Eingriff ins Grundrecht der Eheschlies-
sung, der nicht nur für Sans-Papiers gilt, sondern auch für 
Schweizer Verlobte, wird von verschiedenen Organisati-
onen heftig kritisiert. In der Praxis wird sich zeigen, 
inwiefern die Verhältnismässigkeit im konkreten Fall 
berücksichtigt wird.
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6.3 härtefallregelung versus kollektive 
regularisierung

Wer sich ohne Aufenthaltsberechtigung in der 
Schweiz aufhält, hat grundsätzlich zwei Möglichkeiten, 
den Aufenthaltsstatus zu «legalisieren»: entweder durch 
ein Gesuch für eine humanitäre Aufenthaltsbewilligung 
wegen eines schwerwiegenden persönlichen Härtefalls 
oder (bisher noch) durch Heirat mit einem sich in der 
Schweiz legal aufhaltenden Partner beziehungsweise 
einer Partnerin. Eine kollektive Regularisierung, wie es 
sie in anderen Staaten gibt, hat in der Schweiz nie statt 
gefunden. In diesem Kapitel soll ein kurzer Rückblick auf 
die Forderungen der Papierlosen nach kollektiver Regu-
larisierung sowie die politischen Reaktionen darauf 
gegeben werden. Anschliessend werden die Entwicklun-
gen der Härtefallregelungen im Asyl- und Ausländerbe-
reich aufgezeigt. Zum Schluss werden die Entwicklungs-
tendenzen der Mobilisierungen der Sans-Papiers und der 
Akteure in der Unterstützungsarbeit beleuchtet. 

Im Jahr 2000 wurde in der Schweiz mit der «Huma-
nitären Aktion» (HUMAK) eine einmalige kollektive Auf-
nahme von Personen aus dem Asylbereich durchgeführt: 
Insgesamt 15 000 vorwiegend aus Sri Lanka und dem  

ehemaligen Jugoslawien stammenden Asylsuchenden 
wurde eine vorläufige Aufnahme erteilt (Röthlisberger 
2006). Diese Menschen waren allerdings den Behör- 
den bekannt und papierlose Arbeitsmigrantinnen und  
-migranten wurden dabei nicht berücksichtigt. 

Bisher scheiterten in der Schweiz sämtliche Bestre-
bungen, kollektive Regularisierungen durchzusetzen, 
am politischen Willen des Bundes (Amarelle 2010: 158; 
Efionayi-Mäder et al. 2003). Der bekannteste Fall war 
der von der Genfer Regierung unterstützte Genfer Vor-
stoss für eine kollektive Regularisierung im Jahre 2005: 
Die Kantonsregierung beantragte beim Bundesrat ein 
einmaliges Kontingent für über 5000 illegal anwesende 
Hausangestellte in Genf, die sich zuvor bei der Gewerk-
schaft SIT gemeldet hatten. Auf diesen pragmatischen 
Lösungsversuch des Genfer Vorstosses wurde jedoch 
nicht eingegangen. 

6.3.1 antworten auf die forderungen nach  
kollektiver regularisierung 

Im Jahr 2001 begannen in der Schweiz die Mobili-
sierungen von Sans-Papiers-Kollektiven und ihrer Unter-
stützungsgruppen mit dem Ziel der kollektiven Regulari-
sierung aller Sans-Papiers (→ Kapitel 6.4.). Zu Beginn 
dieser Bewegung gab es eine umfassende Berichterstat-
tung in den Medien. Im Bundesparlament sowie in ver-
schiedenen Kantonen kam es zu politischen Interventio-
nen, um diese Vorstösse oder Alternativen dazu zu 
unterstützen oder zumindest anzudiskutieren. Insbeson-
dere Politikerinnen und Politiker aus Kantonen, die die 
Zuwanderungspolitik teilweise schon seit Jahren kriti-
sierten, zeigten Verständnis für die Forderungen der 
Sans-Papiers. Die überwiegende Mehrheit der politi-
schen Akteure und die meisten Kantone standen der 
Bewegung aber ablehnend gegenüber oder stellten sich 
auf den Standpunkt, dass kein Handlungsbedarf bestehe. 

Trotz der öffentlichen Proteste waren Regierung, 
Bundesbehörden sowie eine Mehrheit der Kantone der 
Ansicht, dass eine kollektive Regularisierung die Prob-
leme nicht lösen und noch dazu einen Anreiz für irregu-
läre Migration darstellen würde. Sie bezogen sich dabei 
auf negative Erfahrungen aus anderen Staaten, ohne 
allerdings entsprechende Daten offen zu legen. Vom 
Bundesrat wurde in dieser Frage von Beginn an auf die 
Möglichkeit der Erteilung einer humanitären Aufenthalts-
bewilligung in schweren persönlichen Härtefällen verwie-
sen, wie sie bereits seit Jahren praktiziert wurde. 57

Als wichtigste offizielle Reaktion auf die Mobilisie-
rung wurde im Dezember 2001 ein Rundschreiben58 der 
zuständigen Bundesämter an die Kantone verschickt, in 
dem die Kriterien der Rechtsprechung für die Härtefall-

März 2000 «Humanitäre Aktion 2000» im  
Asylbereich

herbst 2001 Politische Vorstösse zum Thema  
Sans-Papiers und Regularisierung

dezember 2001 «Metzler-Rundschreiben» 

herbst 2004 «Blocher-Rundschreiben»

Januar 2007 Rundschreiben zu Härtefällen im  
Asyl- und Ausländerbereich 

Januar 2008 Inkrafttreten AuG und VZAE  
Anpassung des Zivilgesetzbuches

Juli 2009 Neue Weisung zu Härtefällen
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regelungen rekapituliert wurden. Es informierte dar- 
über, unter welchen Umständen der Aufenthalt einer 
unerlaubt anwesenden Person infolge eines schwerwie-
genden persönlichen Härtefalls legalisiert werden 
konnte. Dieses so genannte «Metzler-Rundschreiben» 
beinhaltete eine Art Auslegeordnung der Rechtspre-
chung des Bundesgerichts und der Asylrekurskommis-
sion in Bezug auf die Anerkennung von schwerwiegen-
den persönlichen Härtefällen. Der Kriterienkatalog für 
die Erteilung des Härtefallgesuchs beruhte somit auf 
der bisherigen Rechtsprechung (mehr dazu siehe Röth-
lisberger 2006). Mit diesem Rundschreiben wurde die 
Härtefallregelung für den Asylbereich wieder einge-
führt, und das im Asylgesetz von 1999 verankerte Prin-
zip der Ausschliesslichkeit der Verfahren59 wurde gelo-
ckert. 

Das Rundschreiben hatte eine kurzfristige 
Zunahme von Härtefallgesuchen zur Folge, wovon ein 
Teil auch gewährt wurde.60 Im Jahr 2004 wurde es durch 
das so genannte «Blocher-Rundschreiben» ersetzt. In 
diesen neuen Bestimmungen wurde die Option einer 
Regularisierung nach rechtskräftigem Asylentscheid 
wieder rückgängig gemacht. Dies hatte zur Folge, dass 
den Sans-Papiers aus dem Asylbereich faktisch keine Tür 
mehr offen stand, ihren Aufenthalt zu legalisieren.

6.3.2 was ist ein härtefall?

Grundsätzlich steht die Härtefallregelung drei Per-
sonenkreisen offen: 

 Erstens den Sans-Papiers, die sich schon seit Jahren 
oder Jahrzehnten ohne Aufenthaltsberechtigung 
in der Schweiz aufhalten. Dies gilt sowohl für Per-
sonen, die schon illegal in die Schweiz eingereist 
waren und noch nie einen Aufenthaltsstatus hat-
ten, als auch für Personen, die ihre Aufenthaltsbe-
willigung verloren haben. Für diese Personengrup-
pen gilt heute die Härtefallregelung nach Art. 30 
Abs. 1 Bst. b im Ausländergesetz. 

 Zweitens gilt die Härtefallregelung für Personen, 
die ein Asylgesuch gestellt haben, während der 
Entscheid noch aussteht, sowie für Personen mit 
rechtskräftigem Nichteintretensentscheid (NEE) 
und für abgewiesene Asylsuchende. Diese Gruppe 
fällt unter Art. 14 Abs. 2 des revidierten Asylgeset-
zes. 

 Drittens gibt es eine Härtefallregelung für vorläufig 
aufgenommene Personen, deren F-Bewilligung in 
eine B-Bewilligung umgewandelt wird. Diese Fälle 
werden nach Art. 84 Abs. 5 des Ausländergesetzes 
geregelt, hier jedoch nicht weiter beachtet, da es 

sich bei dieser Personengruppe nicht um Sans- 
Papiers handelt. 

An diesem Punkt stellt sich die Frage, was einen 
«schwerwiegenden persönlichen Härtefall» ausmacht. 
Grundsätzlich werden dabei nach heutiger Verordnung 
(VZAE) folgende Elemente berücksichtigt: die Integration 
der gesuchstellenden Person in der Schweiz, die Beach-
tung der Rechtsordnung, die Familienverhältnisse, die 
finanziellen Verhältnisse, die Dauer der Anwesenheit und 
der Gesundheitszustand (Achermann 2008: 302). Zudem 
muss sich der Gesuchsteller in einer Notlage befinden. Das 
bedeutet laut Bundesgericht, «dass [ihre] Lebens- und 
Daseinsbedingungen gemessen am durchschnittlichen 
Schicksal von Ausländern in gesteigertem Masse in Frage 
gestellt sein müssen bzw. die Verweigerung von der Aus-
nahme der zahlenmässigen Begrenzung für den Betroffe-
nen schwere Nachteile zur Folge hätte». 61

Das Konzept der Härtefallregelung entspringt 
ursprünglich der Idee, den Aufenthaltsstatus derjenigen 
Personen, die vormals eine Aufenthaltsbewilligung hat-
ten, diese verloren und sich dann einen bestimmten Zeit-
raum weiterhin in der Schweiz aufhielten, zu regeln. Dies 
gilt sowohl für Personen aus dem Asylbereich als auch 
aus der Arbeitsmigration (und dem Familiennachzug). 
Die Härtefallregelung laut Asylgesetz basiert auf relativ 
klaren Bedingungen. Dies ist unter anderem darauf 
zurückzuführen, dass von Seiten der Behörden ein Hand-
lungsbedarf erkannt wird und ein Interesse besteht, die 
über Jahre registrierten und daher den Behörden 
bekannten Personen unter bestimmten Voraussetzungen 
zu regularisieren. Anders verhält es sich bei Personen, die 
sich noch nie legal in der Schweiz aufgehalten haben und 
somit nicht registriert sind. Sie können keinen «legalen 
Aufenthalt» geltend machen. Damit erklärt sich die in 
der Praxis unterschiedliche Gewichtung des Kriteriums 
Aufenthaltsdauer nach den beiden Gesetzen und die 
merklich restriktivere Anerkennungsquote von Härtefall-
gesuchen nach Ausländergesetz (siehe dazu Tabellen 
weiter unten). 

6.3.3 härtefallregelung im ausländerbereich

Bis zum Inkrafttreten des neuen Ausländergesetzes 
und seiner Ausführungsverordnung (VZAE) bildete die 
Verordnung über die Begrenzung der Zahl der Ausländer 
die Grundlage für die Erteilung einer humanitären Auf-
enthaltsbewilligung wegen Vorliegens eines schwer wie-
genden persönlichen Härtefalls (Art 13 lit. f BVO). Nach 
dem neuen Ausländergesetz kann von den Zulassungs- 
voraussetzungen abgewichen werden, um «schwerwie-
genden persönlichen Härtefällen oder wichtigen öffent-
lichen Interessen Rechnung zu tragen» (Art. 30 Abs. 1 lit. 
b AuG). Die Verordnung (Art. 31 VZAE) enthält Kriterien, 
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die sich an den bisherigen bundesrätlichen Kreisschreiben 
orientieren und bei der Beurteilung zu berücksichtigen 
sind (Achermann 2008: 204). Materiell hat sich somit im 
Bereich der Härtefallkriterien im Verlauf der letzten zehn 
Jahre nichts geändert.

Um ein Gesuch für eine humanitäre Aufenthaltsbe-
willigung zu stellen, wird ein Dossier bei der kantonalen 
Migrationsbehörde für eine erste Prüfung eingegeben. 
Dabei muss die Person, die das Gesuch stellt, in der Regel 
ihre Identität offen legen. Es liegt im Ermessen des Kan-
tons, auf ein Gesuch einzutreten und es zu beurteilen. 
Wird ein Dossier gutgeheissen, wird es ans Bundesamt für 
Migration zur abschliessenden Prüfung weitergeleitet.

Da die Kriterien (und deren Gewichtung) für einen 
Härtefall in der Verordnung und in den Rundschreiben 
immer weit gefasst waren, hat sich die Entscheidungspra-
xis bei Bund und Kantonen in der Regel nach den Bundes-
gerichtsentscheiden gerichtet. Das Bundesgericht hatte 
bereits vor Inkrafttreten des neuen Ausländerrechts, 
basierend auf der Bestimmung in der Verordnung zur 
Begrenzung der Zahl der Ausländer (BVO), eine umfang-
reiche Praxis und Rechtsprechung zum Vorliegen eines 
Härtefalls entwickelt. 62 Dabei wird geprüft, ob der 
gesuchstellenden Person zugemutet werden kann, in ihr 
Herkunftsland zurückzukehren. Dem Ergebnis dieser 
Überprüfung werden die persönlichen Umstände wie 
etwa das Mass der Integration in der Schweiz gegenüber-
gestellt (Alberto Achermann 2009). Eine relativ lange 
Anwesenheit in der Schweiz (wobei das Bundesgericht 
keine Mindestaufenthaltsdauer vorsieht) und eine gute 
soziale und berufliche Integration sind unabdingbare 
Voraussetzungen. Eine langjährige illegale Anwesenheit 
stellt hingegen gemäss dem Bundesgericht kein wesent-
liches Element für die Begründung eines schwerwiegen-
den persönlichen Härtefalls dar (in den Weisungen 
kommt der Dauer des Aufenthaltes mehr Gewicht zu). 
Auch eine weitgehende Integration in die Aufnahmege-
sellschaft sowie «untadeliges» Verhalten für sich alleine 
genügen nicht. Weitere schwerwiegende Umstände müs-
sen hinzukommen, damit ein Gesuch Chancen auf einen 
positiven Entscheid hat. In einer neuen Weisung vom Juli 
2009 werden die Kriterien für die Entscheidungspraxis 
nun abermals konkretisiert. 63

 Praxis und einschätzungen 

Es liegt im Ermessen der Kantone zu entscheiden, ob 
ein Härtefallgesuch geprüft wird und wie die einzelnen 
Kriterien interpretiert und gewichtet werden. Die fol-
gende Statistik zu Härtefallgesuchen in den Kantonen 
zeigt, wie unterschiedlich häufig die Regelung ange-
wandt wird. Für die Gesuchsstellenden sowie die Unter-
stützungskreise besteht nach wie vor grosse Unklarheit 

darüber, was die ausschlaggebenden Kriterien für die 
Annahme eines Härtefallgesuchs bei den kantonalen und 
bei den Bundesbehörden sind. Praktisch alle befragten 
Fachleute konnten keine einleuchtenden, transparenten 
Entscheidungskriterien identifizieren. Dies führt in der 
Praxis dazu, dass nur wenige Sans-Papiers das Risiko ein-
gehen, ein Gesuch zu stellen, da dabei die Identität offen 
gelegt werden muss und im Falle eines negativen Ent-
scheids die Wegweisung droht. Selbst Beratungsstellen 
sind äusserst vorsichtig im Abwägen einer Dossiereinrei-
chung und raten den Betroffenen teilweise davon ab. 

Im Jahr 2005 hatte sich aus der Zusammenarbeit der 
Eidgenössischen Ausländerkommission (EKA) mit der Sans- 
Papier-Plattform «Pour une table ronde au sujet des sans-
papiers» die «Arbeitsgruppe Sans-Papiers» gebildet, die 
in einem Pilotprojekt (anonyme) Dossiers von Sans-Papiers 
zur Vorabklärung auf die Kriterien der Rundschreiben hin 
überprüfte, jedoch über keine Entscheidungsbefugnis 
verfügte. Schon 2006 wurde die Arbeitsgruppe allerdings 
wieder aufgelöst. 64 Derzeit sind es vor allem die Anlauf- 
und Beratungsstellen, die Gesuchstellende beraten.

kanton gesuchs- 
eingänge

gutheis- 
sungen

ableh- 
nungen

AG 2 2 0

BE 37 28 9

BL 18 18 0

BS 39 20 19

FR 88 61 27

GE 1201 852 346

JU 7 6 1

LU 2 2 0

NE 22 17 5

SG 1 1 0

SH 4 4 0

SO 6 6 0

SZ 1 1 0

TI 1 1 0

VD 727 271 456

ZH 10 10 0

16 Kantone 2166 1300 863

tabelle 3: Eingänge von Härtefall-Gesuchen beim BFM nach 
Kantonen zwischen September 2001 und Dezember 2009 
(nach Art. 30 AuG und Art. 13f BVO)
Quelle: BFM
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Die in der Tabelle aufgeführte Statistik zeigt,  
dass in einer Zeitspanne von acht Jahren (2001–2009) nur 
16 Kantone von der Möglichkeit der Härtefallregelung 
für Personen ohne Anwesenheitsregelung überhaupt 
Gebrauch gemacht beziehungsweise die geprüften Dos-
siers dem BFM weitergeleitet hatten. Insgesamt waren 
dies 2166 Gesuche, wovon die Gesuche von 1300 Perso-
nen gutgeheissen wurden, was einer Erfolgsrate von 
rund 60 Prozent entspricht (die statistischen Daten sind 
personen- und nicht fallbezogen). Im Jahr 2009 wurden 
48 Prozent der eingereichten (oder 88 Gesuche von 181) 
vom BFM gutgeheissen. 65 Wie viele der Gesuche von den 
Kantonen gar nicht weitergeleitet wurden, ist aus keiner 
(gesamtschweizerischen) Statistik ersichtlich.

6.3.4 härtefallregelung im asylbereich 

Die Härtefallregelung im Asylbereich muss vor dem 
Hintergrund eines der schweizerischen Asylpolitik inhä-
renten ungelösten Problems interpretiert werden: Die 
Asylverfahren dauern oft mehrere Jahre. Das Asylgesetz 
von 1999 sah deshalb die Erteilung einer humanitären 
Aufenthaltsbewilligung (Härtefallbewilligung) bei Asyl-
suchenden vor, deren Verfahren nach vier Jahren noch 
nicht abgeschlossen war. Wie bereits erwähnt, wurde 
diese Regelung per Rundschreiben («Metzler-Rund-
schreiben» 2001) auch auf rechtskräftig abgewiesene 
Asylsuchende ausgedehnt (Nideröst 2009: 384). Erst mit 

dem revidierten Asylgesetz von 2007 wurde diese Rege-
lung in ein Gesetz umgewandelt, was merkliche Verbes-
serungen für die betreffenden Personen mit sich brachte 
(Golay 2007). Inhaltlich entspricht die neue Regelung im 
Asylbereich grösstenteils jener, die vor 1999 in Kraft war 
und im Rahmen der Totalrevision des Asylgesetzes 1999 
abgeschafft worden war. 

Für Asylsuchende besteht nun also unabhängig 
davon, ob ein rechtskräftiger Entscheid vorliegt (abge-
wiesene Asylsuchende oder Nichteintretensentscheid) 
oder ob das Asylverfahren noch in der Schwebe ist, die 
Möglichkeit, nach mindestens fünf Jahren Aufenthalt in 
der Schweiz ein Gesuch zu stellen (Art. 14 Abs. AsylG). 
Dabei wird allerdings vorausgesetzt, dass den Behörden 
der Aufenthaltsort der Gesuchstellenden in diesem Zeit-
raum bekannt war und dass wegen «fortgeschrittener 
Integration» ein schwerwiegender persönlicher Härtefall 
vorliegt. Die in der Verordnung (nicht abschliessend) fest-
gehaltenen Beurteilungskriterien gelten auch für die Här-
tefallentscheide nach Asylgesetz (Nideröst 2009: 385).

Seit der Einführung des revidierten Asylgesetzes 
sind die Kantone für die Vorprüfung der Härtefalldos-
siers zuständig (bis dahin lag diese Kompetenz beim 
Bund). Diese Kompetenzverschiebung hat den kantona-
len Behörden einen grossen Ermessungsspielraum einge-
räumt (Baur 2009). Zwar gelten die Kriterien der natio-

Byron A., Ecuador, 45 Jahre

«Nachdem ich die Aufenthaltsbewilligung erhielt, wuchs mein Verantwor-
tungsgefühl. Ich sah mich plötzlich auch als Teil der Gesellschaft, hatte Rechte 
und Pflichten»

Byron ist 1992 aus Ecuador in die Schweiz migriert und fand bereits nach zwei Monaten eine Arbeitsstelle. Seit-
her hat er ununterbrochen im Kanton Waadt gearbeitet, Sozialversicherung und Quellensteuern bezahlt, eine 
Familie gegründet und ein neues Leben aufgebaut. Was ihn im Leben «ohne Papiere» am meisten belastete, war 
die fehlende Freiheit, das Gefühl, «in einem grossen Gefängnis zu sitzen». 2001 hat er zusammen mit anderen 
Sans-Papiers in Lausanne ein Kollektiv gegründet, das von den Behörden eine Lösung für die sich schon lange in 
der Schweiz befindenen Papierlosen forderte. Prompt wurde das Härtefallgesuch von Byron und seiner Familie 
2002 gutgeheissen, und sie konnten nach 10 Jahren in der Illegalität ihren Aufenthalt regularisieren.

Mit der Aufenthaltsbewilligung änderte sich vieles in Byrons Leben. Das Gefühl von Sicherheit und Freiheit 
erleichterte ihn. Es war, als wäre er «aus einem tiefen Loch gestiegen». Seine Kinder waren motivierter in der 
Schule und brachten bessere Noten nach Hause, denn nun hatte sich ihnen endlich eine Perspektive eröffnet. 
Byron absolvierte eine Ausbildung zum Busfahrer und arbeitet seither im öffentlichen Dienst.

Vor allem aber fühlte sich Byron erstmals als vollwertiges Mitglied der Gesellschaft und ernst genommen. Als Teil 
dieser Gesellschaft fühlte er sich noch mehr verpflichtet, die hiesigen Normen und Regeln zu respektieren und 
seine Pflichten als Bürger wahrzunehmen. Er wollte sich engagieren und Verantwortung übernehmen. Mit sei-
nem Aufenthaltsstatus hatte er nun nicht mehr bloss Pflichten sondern auch Rechte, die er wahrnehmen konnte 
und wollte. Vor drei Jahren wurde Byron eingebürgert und kurz darauf in den Gemeinderat gewählt.
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nalen Gesetzgebung weiterhin für alle Kantone, doch 
liegt deren Überprüfung im freien Ermessen der Kan-
tone. Gleichzeitig liegt nun die erste Entscheidungs-
instanz über Annahme oder Ablehnung eines Gesuchs 
bei den Kantonen, bevor die Dossiers ans Bundesamt für 
Migration zur zweiten Überprüfung weiter geleitet wer-
den. Ähnlich wie im Ausländerbereich fällt die Interpre-
tation der Kriterien von Kanton zu Kanton anders aus. 
Die Schweizerische Flüchtlingshilfe spricht in diesem 
Zusammenhang von der «doppelten Ermessensaus-
übung» der Kantone. Wenn ein Kanton ein Gesuch nicht 
überprüfen will oder ein Gesuch ablehnt, gibt es für die 
Betroffenen nur eingeschränkte oder – in gewissen Kan-
tonen – keinerlei Beschwerdemöglichkeiten. Im Zustim-
mungsverfahren des BFM ist es allerdings möglich, 
Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht einzule-
gen. Der wichtigste «Filter» sind jedoch, wie die Stati- 
stiken zeigen, die Kantone, denn den eingereichten  
Härtefallgesuchen nach Asylgesetz stimmt das BFM 
grösstenteils zu. Verschiedene Experten kritisieren hier-
bei die fehlende Kontrolle der Entscheidungspraxis auf 
Kantons- und Bundesebene, den grossen Ermessensspiel-
raum der kantonalen Behörden sowie die fehlende 
Rechtssicherheit für die Antragstellerinnen und Antrag-
steller, die sich daraus ergibt (Baur 2009).

Im Zeitraum von 2007 bis 2009 haben 21 Kantone 
von der Härtefallregelung nach Art. 14 Abs. 2 des Asyl- 
gesetzes Gebrauch gemacht. Einige davon haben nicht 
jedes Jahr Gesuche eingereicht (Freiburg, Graubünden, 
Luzern, Nidwalden) und wieder andere – wie Obwalden, 
Uri, Glarus, Appenzell Innerrhoden und Ausserrhoden – 
haben keinen einzigen Antrag an das BFM weitergelei-
tet. Die kantonalen Unterschiede sind auffällig: Während 
der Kanton Zürich in diesen drei Jahren nur 52 Gesuche 
an das BFM weiterleitete, waren es im Kanton Waadt 
806. Die Erfolgsquote der von den Kantonen eingereich-
ten Personendossiers liegt bei rund 80 Prozent (2000 von 
2431), wobei bei einer beträchtlichen Anzahl die Ent-
scheidung des BFM noch hängig ist. Die jährlichen 
Schwankungen seit Inkrafttreten des revidierten Asyl- 
gesetzes sind ebenfalls auffällig: Im Jahr 2007 wurden 
Dossiers von 948 Personen eingereicht, im Jahr 2008 1026 
und im Jahr 2009 nur 458. Abgelehnt wurden vom BFM 
im ersten Jahr 40, im Jahr 2008 60 und im Jahr 2009  
80 Gesuche.

eine Scheinlösung?

Laut Einschätzungen der befragten Fachleute ist 
nach einer ersten Phase von positiven Härtefallentschei-
den im Zeitraum 2002-2003 die Zahl der Härtefallgewäh-
rungen zurückgegangen. Das mag einerseits damit zu 
tun haben, dass nach dieser ersten Welle, die keine gros- 
sen Erfolge aufwies, die Gesuche zurückgegangen sind. 

Verschiedene Erfahrungen aus der Praxis weisen jedoch 
darauf hin, dass die Kantone die Härtefallbestimmung 
zunehmend zurückhaltend und auch die Auslegung res-
triktiv anwenden. Letzteres gilt teilweise auch für den 
Bund. Das Beispiel des Kantons Waadt zeigt, dass 
anfänglich noch eine beträchtliche Anzahl von Gesu-
chen beim BFM eingereicht wurde, die Erfolgsquote bei 
der Prüfung des BFM jedoch so niedrig ausfiel, dass der 
Kanton in der Folge weniger Dossiers weiterreichte,  
das heisst, seine Härtefallpraxis restriktiver gestaltete  
(→ Kapitel 6.2). 

Die durchwegs übereinstimmenden Einschätzun-
gen der Expertinnen und Experten machen deutlich, 
dass Bundesgericht und Bundesverwaltungsgericht 
(letzteres ist seit Januar 2007 für die Beschwerden gegen 
Entscheide des BFM zuständig) die Härtefallregelung als 
Ausnahmebestimmung sehr restriktiv auffassen. Die 
Rechtsprechung handelt somit ganz im Sinne der Behör-
den, die die Härtefallregelung nur für ausserordentliche 
Notlagen vorsieht (vgl. dazu Alberto Achermann 2009: 
214; Amarelle 2010: 162; Nideröst 2009: 379). Umge-
kehrt orientieren sich die Behörden an der Rechtspre-
chung und wenden ihrerseits die Kriterien immer res- 
triktiver an. Dies führt dazu, dass die Härtefallregelung 
keine Antwort auf ein soziales Problem zu geben ver-
mag, das Tausende von Menschen betrifft. In der heuti-
gen Schweizer Praxis werden praktisch nur mehr Gesu-
che von Familien mit in der Schweiz aufgewachsenen 
Kindern und Jugendlichen im Alter zwischen 12 und  
18 Jahren gutgeheissen. 

Die Härtefallpraxis wurde wegen dieser restrikti-
ven Handhabung immer wieder heftig kritisiert, insbe-
sondere von Kreisen, die der Sans-Papiers-Frage ein 
soziales Prob lem zugrunde legen. Sie argumentieren, 
dass sich die Einzelfallstrategie als Scheinlösung 
er wiesen hat und offensichtlich nicht funktioniert, wie 
die Statistiken zeigen: Im Jahre 2009 wurden gesamt-
schweizerisch lediglich 88 Härtefallgesuche nach Aus-
ländergesetz und 429 nach Asylgesetz gutgeheissen. 66 
Geht man von geschätzten 100 000 Sans-Papiers aus, 
kann eine solche Legalisierungsquote die Lage offen-
sichtlich nicht verbessern. In diesem Sinn monieren kri-
tische Stimmen, vor allem aus der Zivilgesellschaft, 
aber auch aus Kantonsbehörden, dass die Bundespoli-
tik den Handlungsbedarf mit Verweis auf eine beste-
hende Scheinlösung verdrängt und damit die Diskus-
sion über alternative Lösungsmöglichkeiten wie 
beispielsweise ein kollektive Regularisierung verbaut 
(→ Kapitel 6.3.1). 

Diese Debatten verdeutlichen, dass sich die Akteure 
bezüglich der «Lagediagnose» uneinig sind und entspre-
chend die Akzente zwischen repressiven und integrie-

politische und rechtliche tendenzen betreffend sans-papiers



Leben als Sans-Papiers in der Schweiz.48

renden Massnahmen ganz unterschiedlich setzen. Wäh-
rend einzelne Kantone geneigt sind, die Härtefallklausel 
als eine Chance zur Integration für diejenigen Sans-
Papiers einzusetzen, die bereits seit Längerem in der 
Schweiz wohnen und arbeiten, lehnen andere die Prü-
fung von Härtefalldossiers aus Prinzip ab, da sie eine 
Legalisierung als «falschen Anreiz» beziehungsweise als 
«falsche Belohnung» für illegalen Aufenthalt betrach-
ten. 67 Verschiedene Fachleute sind daher der Ansicht, 
dass die gegenwärtige Praxis der Härtefallregelungen 
eine unabhängige Fallprüfung letztlich migrationspoliti-
schen Überlegungen unterordnet. Eine Expertin formu-
lierte dies so: «Man muss es auch unter dem Gesichtspunkt 
der Menschenrechte anschauen, aber man will einfach 
nichts tun, um die Situation der Menschen zu verbessern. 
Man will alles tun, damit die Leute gehen oder schon gar 
nicht kommen. Man akzeptiert einfach nicht die soziale 
Realität, überhaupt die soziale Realität der Migration.»

Nach Meinung mehrerer Juristen orientiert sich auch 
die Rechtsprechung stark an der Politik, was Fragen bezüg-
lich ihrer Unabhängigkeit aufwirft. Die auffälligen Unter-
schiede zwischen den Kantonen wurden bisher nicht unter-
sucht. Es bestehen neben den Statistiken des Bundes 
keinerlei systematisierte Angaben zu kantonalen Ent-
scheidfindungen, die die Regularisierungspraxis transpa-
rent darstellen würden. 

Um den Unterschieden in der Praxis zu begegnen, 
wurde von verschiedenen Seiten die Einführung von kanto-
nalen Experten- oder Härtefallkommissionen empfohlen, 
wie sie heute bereits in den Kantonen Basel-Stadt, Freiburg, 
Genf, Jura, Luzern, Neuenburg, Wallis und Zürich sowie bei 
der Fremdenpolizei Bern bestehen (Baur 2009; Nideröst 
2009: 388). Das Einsetzen eines unabhängigen Gremiums 
mit Entscheidungskompetenz würde die Entscheidungs- 
praxis professionalisieren und weitgehend legitimieren. 

tabelle 4: Eingereichte Härtefallgesuche nach Art. 14 Abs. 2 AsylG durch Kantone ans BFM.  Januar 2007 
– Dezember 2009.

* Diese Kantone haben nicht jedes Jahr Gesuche eingereicht.

Quelle: BFM Jahresstatistiken

kanton gesuchseingänge gutheissungen ablehnungen hängig

AG 57 44 1 12

BE 284 267 15 2

BL 50 36 5 9

BS 34 27 6 0

FR* 88 77 0 11

GE 418 375 24 19

GR* 3 3 0 0

JU 45 41 2 2

LU* 38 21 0 17

NE 155 123 14 18

NW* 2 2 0 0

SG 134 42 3 89

SH 10 8 2 0

SO 65 41 8 16

SZ 9 1 8 0

TG 18 13 1 4

TI 57 50 2 5

VD 806 694 74 38

VS 96 78 4 14

ZG 10 10 0 0

ZH 52 47 2 3

Total 2431 2000 171 259
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weiterführende Literatur (siehe auch vorangehendes  
unterkapitel):

Baur, Thomas (2009). Die Härtefallregelung im Asylbereich. 
Kritische Analyse der kantonalen Praxis. Bern: Schweizerische 
Flüchtlingshilfe. 

Caroni, Martina (2009). Rechtsstellung von Sans-Papiers,  
in Caroni, Martina, Tobias D. Meyer und Lisa Ott (Hg.), Migra-
tionsrecht. Bern: Stämpfli Verlag, 255–271.

Golay, Yann (2007). Die neue Härtefallregelung. Rechtliche 
Analyse. Bern: Schweizerische Flüchtlingshilfe.

Nideröst, Peter (2009). Sans-Papiers in der Schweiz, in Uebersax, 
Peter et al. (Hg.), Ausländerrecht: Eine umfassende Darstellung der 
Rechtsstellung von Ausländerinnen und Ausländern in der Schweiz –  
von A(syl) bis Z(ivilrecht). Basel: Helbing Lichtenhahn, 373–415.

Zeugin, Bettina (2003). Papiere für Sans-Papiers: ein Diskussions-
beitrag zur Regularisierung von Sans-Papiers in der Schweiz. 
Asyl, 18(4): 8–12.

6.4 Sans-Papiers-Mobilisierungen und 
akteure in der unterstützungsarbeit

Sans-Papiers leben in der Regel im Schatten der 
Gesellschaft: Viele von ihnen versuchen, sich möglichst 
unauffällig durch das Leben zu bewegen und vermeiden 
es, Aufmerksamkeit zu erregen. Über lange Zeit hinweg 
existierten sie daher in den Augen von Politik und 
Öffentlichkeit nicht. Dies änderte sich, als vor ungefähr 
zehn Jahren einzelne Gruppen von Sans-Papiers began-
nen, in der Öffentlichkeit auf ihre Lage aufmerksam zu 
machen.

6.4.1 Sans-Papiers kundgebungen

Im Frühling 2001 kam es zu mehreren Kirchenbe-
setzungen, zuerst in den Kantonen Waadt, Freiburg und 
Neuenburg, dann im gleichen Jahr auch in den Städten 
Basel, Bern und Zürich (Efionayi-Mäder 2006; Laubenthal 
2006). Am meisten Aufsehen erregte das Lausanner Kol-
lektiv, dem vor allem abgewiesene kosovarische Asyl-
suchende und ehemalige Saisonniers angehörten, mit 
dem Slogan «In vier Jahren schlägt man Wurzeln». 68

Weshalb die Öffentlichkeit gerade zu diesem Zeit-
punkt auf die Problematik aufmerksam wurde, ist auf 
verschiedene Erklärungsmomente zurückzuführen: Im 
Frühling 2001 lief die letzte Ausreisefrist für ehemals vor-
läufig aufgenommene Kosovoflüchtlinge aus. Gleichzei-
tig hatte der Bund ein Vernehmlassungsverfahren zum 
neuen Ausländergesetz lanciert, das die Rekrutierung 
von Arbeitnehmenden aus dem Nicht-EU-Raum definitiv 
ausschloss, sofern es sich nicht um Führungskräfte oder 
hoch qualifizierte Berufsgruppen handelte. 

Das neue im Oktober 1999 in Kraft getretene Asyl-
gesetz zeigte insofern Nachwirkungen, als mit dem 
Prinzip der Ausschliesslichkeit des Asylverfahrens huma-

nitäre, das heisst ausländerrechtliche Regelungen für 
abgewiesene Asylsuchende unterbunden wurden. Aus- 
serdem beklagten sich Vertreterinnen und Vertreter aus 
der Wirtschaft angesichts der guten Konjunkturlage – 
zumindest vor dem 11. September 2001 – über einen 
Arbeitskräftemangel, sodass die Legalisierung von bereits 
anwesenden Arbeitnehmenden aus ökonomischer Pers-
pektive nicht abwegig schien. Ausserdem ist davon aus-
zugehen, dass die in diesen Jahren sehr öffentlichkeits-
wirksame französische Sans-Papiers-Bewegung auch die 
öffentliche Meinung in der Schweiz beeinflusste. 

Im Dezember 2002 fand ein Runder Tisch mit Ver-
treterinnen und Vertretern der Sans-Papiers, NGO und 
Behörden statt. Verbindliche Beschlüsse wurden aller-
dings nicht gefasst und auch der Vorschlag der Eidgenös-
sischen Ausländerkommission, Ombudsstellen einzurich-
ten, blieb ohne Folgen. Die zentrale Forderung der 
Sans-Papiers, eine kollektive Regularisierung, konnte  
nicht durchgesetzt werden. Diese Bilanz war zwar für 
die Sans-Papiers zunächst ernüchternd, doch führten die 
Mobilisierungen zu folgenreichen Entwicklungen. Zum 
ersten Mal kam es in der Schweiz zu einer öffentlichen 
Debatte, und die konkreten Probleme und Lebensbedin-
gungen Tausender Menschen wurden offen gelegt. 

Aus dieser Bewegung entstanden in der Folge über-
all in der Schweiz diverse Kollektive, welche die Sans-
Papiers vereinigten und ihnen eine Plattform und Unter-
stützung boten. Diese Kollektive werden bis heute von 
privaten Vereinigungen unterstützt, insbesondere von 
kirchlichen Institutionen und Hilfswerken. Kurz nach den 
ersten Kundgebungen wurden in den grössten Städten 
(Basel, Lausanne, Genf, Freiburg, Bern, Zürich, Aarau, 
Delsberg, Lugano) Anlauf- oder Beratungsstellen für 
Sans-Papiers gegründet, die weitgehend in Kontakt zu- 
einander stehen. 69 Diese Unterstützungsstellen boten 
einerseits Beratung an und hatten andererseits eine 
wichtige Funktion bei der Sensibilisierung insbesondere 
der Behörden aber auch der weiteren Bevölkerung. 
Ausserdem übernahmen sie politische Lobbyarbeit. 
Einige dieser Anlauf- oder Beratungsstellen richten sich 
an alle Personen ohne geregelten Aufenthalt, während 
andere sich auf bestimmte Gruppen, zum Beispiel abge-
wiesene Asylsuchende oder Frauen sowie auf bestimmte 
Bereiche (Gesundheit, Rechtsberatung usw.) spezialisiert 
haben (mehr dazu in Nellen-Stucky 2004).

In der Sans-Papiers-Bewegung machte sich mit den 
Jahren Resignation breit, da die Aussichten auf kollektive, 
aber auch auf individuelle Härtefallbewilligungen zuneh-
mend schwanden. Während sich ein Teil der Kollektive 
inzwischen aufgelöst hat, entstand 2008 eine neue Bewe-
gung, die ein «Bleiberecht für alle» 70 fordert, unabhängig 
davon, ob es sich dabei um Personen aus dem Asylbereich 
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handelt oder nicht. Das lose Netzwerk der Bleiberechts-
kollektive erlangte in Zürich im Herbst 2009 durch die 
Besetzung der Predigerkirche öffentliche Aufmerksam-
keit und brachte unter anderem den Zürcher Regierungs-
rat dazu, eine Härtefallkommission zur Prüfung der 
Gesuche einzusetzen. 71 Im Juni 2010 ist die Bewegung 
mit der Besetzung einer Parkanlage in Bern erneut in die 
Öffentlichkeit getreten. 

6.4.2 Zivilgesellschaftliche und lokalpolitische  
antworten

Im Verlauf des letzten Jahrzehnts hat sich in der 
Schweiz eine Entwicklung abgezeichnet, die auch in 
anderen europäischen Ländern festzustellen ist. Immer 
mehr private Vereinigungen widersetzen sich den Zie-
len der Politik: Diese Gruppen unterstützen Sans-
Papiers, darunter auch abgewiesene Asylsuchende, in 
ihrem Alltag und wenden sich somit gegen die offizielle 
Ausschlusspolitik, die diese Personen zur Ausreise bewe-
gen soll. Düvell (2007b) spricht in diesem Zusammen-
hang von einem «civic paradox» (in Anlehnung an das 
liberale Paradox), womit ein Spannungsfeld gemeint ist, 
das liberale Demokratien kennzeichnet. Sie fördern 
zivilgesellschaftliche Eigenverantwortung, freie Mei-
nungsäusserung und Partizipation, während zivil- 
gesellschaftliche Vereinigungen sich durch Lobbying, 
Protestkundgebungen und zivilen Ungehorsam den 
Entscheiden der politischen Elite widersetzen. 

Widerstand regt sich aber nicht nur in privaten Ver-
einigungen, sondern auch in den kantonalen und lokalen 
Entscheidungsinstanzen, die direkt mit der Lebenssitua-
tion von Menschen in der Nothilfe konfrontiert sind (Van 
der Leun 2006). Unsere Interviewpartnerinnen haben in 
diesem Zusammenhang von konkreten Fällen berichtet, 
wo im Gespräch mit den Gemeindeverantwortlichen rea-
listische Lösungen für obdachlose oder kranke Sans-
Papiers gefunden werden konnten, obwohl die zuständi-
gen Sozialarbeiter zunächst nicht gewillt oder fähig 
waren, von ihrem offiziellen Auftrag abzuweichen, um 
eine pragmatische Alternative zu suchen. Ein Interview-
partner fasst seine Erfahrungen folgendermassen zusam-
men: «Der Dorfpfarrer spricht mit dem Arzt beim Gemein-
depräsidenten vor: Was ist denn da in deinem Dorf los? 
Und in kürzester Zeit ist die Familie, die [auf Anweisung 
der Sozialbehörde] auf die Strasse gesetzt worden war, 
wieder in einer Wohnung untergebracht.»

Somit lassen sich von Fall zu Fall mit Hilfe persönli-
cher Kontakte Lösungen aushandeln, die ausserordentli-
che soziale Härten vermeiden können. Solche «Arrange-
ments» setzen sich einer konformen Abwicklung der 
offiziellen Vorgaben in ähnlicher Weise entgegen wie die 
Widerstände aus zivilgesellschaftlichen Kreisen. Im Einzel-

fall haben sie zwar nur wenig Einfluss auf die allgemeine 
Politikumsetzung, können aber zu grösseren Konflikten 
zwischen den verschiedenen Politikebenen (Gemeinden, 
Kanton, Bund) führen, was beispielsweise in den Nieder-
landen seit Längerem beobachtet werden kann (Van der 
Leun und Kloosterman 2006).

In der Schweiz sind auch Solidaritätsnetzwerke 
entstanden, die insbesondere die Folgen des Sozialhil-
festopps für abgewiesene Asylsuchende abzumildern 
versuchen, indem sie ihnen durch verschiedene Formen 
der Unterstützung ein würdiges Dasein ermöglichen. 
Dabei gehen diese Unterstützungsleistungen über 
kirchliche und politisch links stehende Kreise weit hin-
aus. 

Mit dem neuen Ausländergesetz drohen diesen 
Unterstützungskreisen strafrechtliche Sanktionen. Selbst 
Menschen, die Sans-Papiers ganz uneigennützig weiter-
helfen, können sich demzufolge strafbar machen und 
müssen mit Geld- oder bedingten Freiheitsstrafen von bis 
zu einem Jahr rechnen (Art.116 AuG). Betroffen davon 
ist, wer einer Person die rechtswidrige Ein- oder Ausreise 
oder den rechtswidrigen Aufenthalt erleichtert oder vor-
bereiten hilft. Klagen gegen Privatpersonen, die bei-
spielsweise Sans-Papiers beherbergen, sind bekannt. 
Diese Kriminalisierung der Unterstützungskreise zeigte 
jedoch laut der interviewten Fachpersonen bisher wenig 
abschreckende Wirkung.

6.4.3 Öffentliche wahrnehmung

Dass die Anwesenheit von Papierlosen heute der 
Öffentlichkeit zumindest ansatzweise bekannt ist, ist 
zweifelsohne der Sans-Papiers-Bewegung zuzuschrei-
ben, die seit zehn Jahren auch in der Schweiz zur ver-
mehrten Sichtbarkeit dieser Gruppe beiträgt. Doch wer-
den die Sans-Papiers in der Öffentlichkeit nach wie vor 
ganz unterschiedlich wahrgenommen. 

Auf der einen Seite hat in der Bevölkerung und in 
den Medien eine gewisse «Banalisierung» der Thematik 
stattgefunden, in dem Sinne, dass heute allgemein 
bekannt ist, dass es Migrierende ohne Aufenthalts- 
papiere gibt, die hier leben und arbeiten. Dies gilt 
zumindest für die Sans-Papiers, die aus ökonomischen 
Gründen hier sind und ansonsten nicht von ihren regu-
lär in der Schweiz anwesenden Landsleuten zu unter-
scheiden sind. 

Auf der anderen Seite stehen jedoch die Menschen 
aus dem Asylbereich, die – laut mehreren Interviewpart-
nerinnen und -partnern – in zunehmendem Mass stigma-
tisiert werden. Im Zuge der politischen Kampagne gegen 
«Asylmissbrauch» werden Asylsuchende allgemein, aber 
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vor allem auch abgewiesene Asylsuchende, mit Vorurtei-
len konfrontiert: Ihnen wird nicht nur vorgehalten, dass 
ihre Situation selbstverschuldet ist, sondern sie werden 
besonders häufig pauschal mit kriminellen Machenschaf-
ten in Verbindung gebracht. Die meisten Befragten sind 
sich beispielsweise einig, dass es gerade für afrikanische 
Sans-Papiers, besonders Männer, ausgesprochen schwie-
rig ist, eine Arbeitsstelle zu finden. Dies hängt vermutlich 
mit ihrer Hautfarbe und der Tatsache zusammen, dass 
afrikanische Banden im Strassen-Drogenhandel aktiv 
und sichtbar sind und dass die Politik und die Medien 
bestehende Stereotypen zementieren. 

Aus verschiedenen Gesprächen geht deutlich her-
vor, dass auch diesbezüglich wiederum zwischen den ver-
schiedenen Landesteilen zu unterscheiden ist: In der 
Romandie ist das Bild der Sans-Papiers weniger negativ 
geprägt als in der Deutschschweiz, und der Umgang mit 
ihnen scheint tendenziell pragmatischer zu sein. In einem 
Radiointerview brachte der Zürcher FDP-Nationalrat 
Ruedi Noser, der zum Zeitpunkt des Gesprächs in Genf 
lebte, diesen Unterschied gut zum Ausdruck: 

«Aus Deutschschweizer Sicht ist klar: Wenn jemand 
illegal da ist, dann ist er illegal und soll möglichst das 
Land verlassen, respektive legal kommen; während in der 
Romandie, da hat man sich mit dem fast etwas mehr 
arrangiert. Es ist eigentlich eine schizophrene Position: 
Jeder kennt eigentlich diese Illegalen, nutzt vielleicht 
auch den einen oder anderen Service von denen, versteht 
auch, dass  die Kinder  in die Schule müssen und dass sie 
eine Ausbildung brauchen. Hier [in der Romandie] arran-
giert man sich irgendwie mit der Situation, und in der 
Deutschschweiz versucht man das Gesetz eins zu eins 
durchzusetzen. Aus Deutschschweizer Sicht ist es klar, 
dass solche Leute keine Lehrstelle haben dürfen, denn 
eine Lehrstelle ist ein Arbeitsplatz. Aus der Sicht der 
Romandie ist es klar, dass diese jungen Leute auch die 
Betroffenen sind eines Systemproblems, das man in der 
Romandie relativ stark hat.» 72

Zwischenfazit

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die 
Mobilisierungen anfangs der 2000er-Jahre einen wichti-
gen Anstoss gaben, die Anwesenheit von Sans-Papiers 
publik zu machen und wichtige Entwicklungen anzustos- 
sen, die zu einer Professionalisierung der Beratung und 
zur Unterstützung von Menschen ohne Aufenthaltser-
laubnis geführt und gleichzeitig die Sachbearbeitenden 
verschiedener Behörden und Ämter sensibilisiert hat. 
Dieser Trend spiegelt sich im heute weitgehend pragma-
tischen Umgang mit Papierlosen zumindest in jenen 
Dienststellen wider, wo es häufig zu Kontakt zwischen 
staatlichen Akteuren mit Sans-Papiers kommt. 

Die auf Abschreckung ausgerichteten Bestimmun-
gen in der Nothilfe stossen bei der Bevölkerung – vor 
allem wenn es um so genannte «vulnerable Menschen» 
geht – nicht selten auf Unverständnis. Dies hat schliess-
lich dazu geführt, dass sich Teile der Schweizer Bevölke-
rung mit den Sans-Papiers solidarisiert haben. Die Mehr-
heit unserer Gesprächspartnerinnen und -partner aus der 
Deutschschweiz ist der Ansicht, dass das gesellschaftliche 
Engagement in den letzten Jahren eindeutig zugenom-
men hat. Infolge dieser Entwicklung dürften sich die 
Kontakte zwischen der Wohnbevölkerung und den Sans-
Papiers vermehren und dadurch möglicherweise zu einer 
sachbezogenen Auseinandersetzung mit deren Situation 
führen. Gleichzeitig wurde beobachtet, dass abgewie-
sene Asylsuchende – aber auch andere Menschen ohne 
Bewilligung – manchmal pauschal zu Sündenböcken 
gemacht und unter Missbrauchsverdacht gestellt wer-
den, was der persönlichen Kontaktaufnahme nicht eben 
förderlich ist. Ob eine unterschiedliche Haltung der 
Bevölkerung zu einer weiteren Polarisierung der Sans-
Papiers-Frage führen wird, wie einzelne Aussagen von 
Fachleuten vermuten lassen, bleibt abzuwarten. 

Während es immer noch Regionen und Kantone 
gibt, für die die Frage der irregulären Migration wenn 
nicht ein Tabu, so doch ein Reizthema bleibt, das nur sehr 
schwer Eingang in sachliche Diskussionen findet, hat sich 
inzwischen vielerorts ein konstruktiver Dialog zwischen 
lokalen Behörden und zivilgesellschaftlichen Vereinigun-
gen entwickelt. Dabei hängt es unter anderem vom poli-
tischen Klima ab, ob entsprechende Abmachungen pub-
lik gemacht oder mit der nötigen Diskretion behandelt 
werden. Schliesslich ist infolge der Streichung der Sozial-
hilfe für abgewiesene Asylsuchende eine neue Dynamik 
entstanden, über deren weitere Entwicklung zurzeit nur 
spekuliert werden kann. 
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Neben der Diskussion um die Ursachen für die 
irreguläre Migration und Fragen des politischen oder 
gesellschaftlichen Umgangs mit Sans-Papiers spielte 
das Thema der Erwerbstätigkeit in vielen Interviews 
eine ganz besondere Rolle: Die Suche nach Arbeit ist 
nicht nur ein bedeutender – oft sogar der wichtigste – 
Anlass für die Migration, sondern stellt auch eine 
unentbehrliche Lebensgrundlage für diese Zugewan-
derten dar, die selbst in Notlagen nur begrenzt auf 
öffentliche Unterstützung zählen können. Sie ist dar- 
über hinaus auch ein Hauptspannungsfeld der Bezie-
hung der Sans-Papiers zur Aufnahmegesellschaft.  
Das folgende Unterkapitel ist daher den vielfältigen 
Erfahrungen und Entwicklungen in diesem Bereich 
gewidmet.

Ausserdem wird hier näher auf die Situation und 
die Bildung von Kindern und Jugendlichen eingegan-
gen, ein Thema, das in den vergangenen Jahren in der 
Öffentlichkeit an Beachtung gewonnen hat. Dies hängt 
damit zusammen, dass in diesem Bereich inzwischen 
von breiten Kreisen der Bevölkerung Handlungsbedarf 
signalisiert wird; ausserdem ist eine gesamtgesell-
schaftliche Verantwortung nicht in Abrede zu stellen, 
wenn es um Minderjährige geht. 

Wie bereits erwähnt, wird die Gesundheit von 
Migrierenden ohne Aufenthaltserlaubnis in der Fachli-
teratur relativ ausführlich diskutiert. Expertinnen und 
Experten schätzen die Entwicklungen des letzten Jahr-
zehnts in diesem Bereich insgesamt positiv ein, vor 
allem was die Versorgung angeht. Negativ wird dage-
gen insbesondere die Situation der Sans-Papiers aus 
dem Asylbereich beurteilt: Denn bei Personen, die 
bereits seit langer Zeit Nothilfe beziehen, zeigen sich 
gehäuft gesundheitliche Störungen, und ausserdem 
treten bezüglich der Versorgung in der Nothilfe Prob-
leme auf.

Abschliessend werden in diesem Kapitel noch 
einige Spannungsfelder näher erläutert, die für die 
Sans-Papiers besondere Schwierigkeiten darstellen 
(Wohnen, Nothilfevorkehrungen, Sozialversicherun-
gen, Mobilität).

7.1 erwerbstätigkeit

Mit Ausnahme der abgewiesenen Asylsuchenden, 
die Nothilfe beziehen, gehen die meisten Sans-Papiers – 
zumindest diejenigen, die sich schon länger in der 
Schweiz aufhalten – einer Erwerbstätigkeit nach. Arbeit 
stellt für sie ein vielfältiges Erfahrungsfeld dar, das 
ausserdem in den letzten zehn Jahren infolge der wirt-
schaftlichen Krisen, der Einführung der Freizügigkeit im 
Rahmen der EU und neuer Vorkehrungen zur Bekämp-
fung von Schwarzarbeit zahlreichen Änderungen unter-
worfen war. Diese wirkten sich unmittelbar auf die 
Arbeitsbedingungen der Sans-Papiers aus und stellen 
gegenwärtig für viele ein zentrales Problem dar. Bevor 
im Folgenden näher auf die wichtigsten Entwicklungen 
eingegangen und ein Überblick über die Erwerbszweige 
gegeben wird, werden zunächst einige arbeitsrechtliche 
Grundsätze und Rahmenbedingungen der nicht bewillig-
ten Erwerbstätigkeit von Ausländerinnen und Auslän-
dern erläutert.

7.1.1 rechtliche rahmenbedingungen der arbeit

Das Arbeitsrecht gilt für alle in der Schweiz erwerbs-
tätigen Personen, unabhängig davon, ob sie über eine 
Aufenthaltsgenehmigung verfügen oder nicht. In zwei 
Bundesgerichtsentscheiden 73 wurde festgehalten, dass 
mündliche oder schriftliche Arbeitsverträge auch bei feh-
lender ausländerrechtlicher Bewilligung gültig sind, und 
dass zudem für Arbeitnehmende ohne Papiere eine Min-
destlohngarantie in der Höhe des orts- und berufsübli-
chen Lohnes gilt (Nideröst 2009). Die Durchsetzung von 
arbeitsvertraglichen Rechten setzt allerdings voraus, dass 
Anzeige wegen Rechtswidrigkeit erstattet und die 
eigene Anonymität aufgegeben wird. Es ist daher nicht 
verwunderlich, dass theoretisch bestehende Rechte von 
Sans-Papiers in der Praxis nur in Ausnahmefällen einge-
klagt werden. 

Bei den Sozialversicherungen stellen entweder die 
Erwerbstätigkeit oder der Wohnsitz das ausschlagge-
bende Kriterium für die Versicherungspflicht und die 
Anmeldung dar. Erwerbstätige Personen ohne Aufent-
haltsbewilligung müssen also entsprechende Beiträge 
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leisten, können aber prinzipiell ebenso Leistungen bezie-
hen. 74 Die Verantwortung für die Entrichtung der Beiträge 
liegt bei den Arbeitgebenden, die die Arbeitnehmeran-
teile vom Lohn abziehen. 75 Einen wichtigen Grundsatzent-
scheid zur Frage der Versicherungspflicht stellt ein Bun-
desgerichtsentscheid aus dem Jahr 1992 dar, 76 der das 
zugrunde liegende Versicherungsprinzip als sachgerecht 
und ordnungspolitisch unproblematisch bekräftigte. Mit 
anderen Worten, das Versicherungsprinzip ist keiner aus-
länderrechtlichen Auflage unterzuordnen. Da Sans-
Papiers nicht vermittelbar sind, können sie allerdings 
keine Arbeitslosenentschädigung beziehen, obwohl sie 
die entsprechenden Beiträge leisten. Zudem sind alle 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für ihr Einkom-
men steuerpflichtig. Dies bedeutet, dass Sans-Papiers 
grundsätzlich auch Quellensteuern zahlen müssen (Acher-
mann und Efionayi-Mäder 2003; Nideröst 2009) 
(→ 7.4). 

7.1.2 erwerbszweige

Wie schon zu Beginn dieses Berichts erwähnt, liegen 
über die Beschäftigungszweige von Sans-Papiers keine 
verlässlichen Quellen vor. Informationen dazu finden sich 
in neueren Erhebungen von Gewerkschaften, Beratungs-
stellen und Gesundheitsambulatorien, die sich allerdings 
immer nur auf bestimmte Kategorien von Personen ohne 
Aufenthaltserlaubnis beziehen. Laut dieser Informatio-
nen stellt die Beschäftigung in Privathaushalten den 
weitaus wichtigsten Tätigkeitsbereich der Sans-Papiers 
dar, wobei in diese Kategorie neben Putzen, Aufräumen, 
Kochen, Einkaufen, Gartenarbeiten und Kleinreparatu-
ren auch Kinderbetreuung, Pflege von alten oder kran-
ken Menschen (Care-Ökonomie) und Sorge für Haustiere 
fallen. An der Tatsache, dass Sans-Papiers in den Haushal-
ten praktisch aller Bevölkerungsschichten arbeiten und 
meist mehrere Arbeitgebende gleichzeitig haben, dürfte 
sich bis jetzt wenig geändert haben (Chimienti et al. 2003; 
Pfäffli 2009; Valli 2003).

In grösseren Städten wie Genf macht die «économie 
domestique» gegenwärtig 76 Prozent der Erwerbstätig-
keit der registrierten Sans-Papiers aus (syndicat interpro-
fessionnel des travailleurs SIT). Diese Feststellung wird 
auch durch den Erfolg des «chèque-service» für Hausan-
gestellte untermauert: Zwischen 2004 und 2008 stieg die 
versicherte Lohnmasse von 1 Mio. auf 17,2 Mio. (2,7 Mio. 
Sozialabgaben für 3800 aktive Verträge). 77 Verschiedene 
Aussagen von Fachleuten lassen darauf schliessen, dass 
ein beachtlicher Teil dieser sozial- und steuerrechtlich 
deklarierten Arbeitsverhältnisse Sans-Papiers betrifft. 

Weitere Sektoren, in denen eine Erwerbstätigkeit 
der registrierten Sans-Papiers festgestellt werden konnte, 
sind das Gast- und Baugewerbe und – je nach Kontext 

und Jahreszeit – auch die Landwirtschaft. Andere Dienst-
leistungen (Verkauf, Transport, Lagerarbeit, Arbeit in Rei-
seagenturen und Banken usw.) und das Reinigungswesen 
werden in der Fachliteratur (und den Interviews) seltener 
genannt.

Es dürfte nicht erstaunen, dass Arbeit in Privathaus-
halten mehrheitlich von Frauen verrichtet wird. Aller-
dings haben einzelne Expertinnen und Experten seit eini-
ger Zeit eine Zunahme von männlichen Hausangestellten 
beobachtet, die nicht nur in Gärten oder grossen Liegen-
schaften tätig sind, sondern auch bei Putzarbeiten mit 
anpacken. Sie sind ausserdem oft in verschiedenen Bran-
chen tätig, und es kann durchaus vorkommen, dass sie 
monatlich den Arbeitsplatz wechseln. Ansonsten arbeiten 
Männer vor allem auf dem Bau, in der Gastronomie oder 
vermutlich in der Landwirtschaft, was aber bisher kaum 
erforscht ist. Festanstellungen in der Kleinindustrie wer-
den kaum mehr genannt; generell haben sich die Erwerbs-
möglichkeiten von Migranten ohne Bewilligung tenden-
ziell verschlechtert, wie auch folgendes Zitat von einer 
Mitarbeiterin einer städtischen Beratungsstelle unter-
streicht: «Die Männer arbeiten vor allem im Gastgewerbe, 
bei Umzugsunternehmen, im Gartenbau oder als Maler. 
Es ist für sie schwieriger, eine feste Stelle zu finden. Sie 
arbeiten vor allem auf Abruf. Dabei erhalten sie oft weni-
ger Lohn als ihre festangestellten Kollegen. Zudem unter-
liegen diese Gewerbe saisonalen Schwankungen, im Win-
ter gibt es viel weniger Arbeit.»

Schliesslich stellt auch das Sexgewerbe einen wich-
tigen Arbeitszweig für Frauen dar, die sich illegal in der 
Schweiz aufhalten, wobei verschiedene Hinweise aus der 
Fachliteratur auf eine massgebliche Zunahme der Illega-
lität während des letzten Jahrzehnts schliessen lassen 
(Chimienti 2007, 2009; Dahinden und Stants 2006; Föld-
hàzi und Chimienti 2008). In den meisten Studien über 
Sans-Papiers werden Sexarbeiterinnen allerdings nur sel-
ten oder gar nicht erwähnt. Doch werden diesen Frauen 
in Beratungsstellen spezielle Dienstleistungen – unter 
anderem im Gesundheitswesen – angeboten, die im Rah-
men dieser Studie nicht untersucht wurden. 78 Natürlich 
sind auch Männer im Sexgewerbe tätig, stellen aber auf-
grund gegenwärtiger Erkenntnisse lediglich eine Minder-
heit dar.

Studien und Gespräche mit Beratenden belegen, 
dass besonders häufig junge und unerfahrene Sexar-
beiterinnen ausgebeutet werden und darüber hinaus 
oft in Gefahr sind, zu Opfern von Menschenhändlern 
zu werden. In den vergangenen Jahren hat sich zwar in 
einzelnen Kantonen diesbezüglich ein Problembe-
wusstsein herausgebildet, aber konkrete Vorkehrun-
gen zur Bekämpfung des Phänomens und einer Inten-
sivierung der Schutzvorkehrungen für die Opfer stecken 
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vielerorts erst in den Kinderschuhen (Moret et al. 2007; 
Schertenleib 2006).

Vereinzelte Angaben von Gewerkschaften weisen 
darauf hin, dass Personen ohne Bewilligung auch ver-
gleichsweise «privilegierte», gut bezahlte Tätigkeiten 
insbesondere im Dienstleistungssektor verrichten (Ban-
ken, EDV, Forschung, Kunst usw.). Allerdings würde man 
diesen Personenkreis gemeinhin nicht mit der Bezeich-
nung «Sans-Papiers» in Verbindung bringen. Diese Perso-
nen nehmen auch keinen Kontakt zu den befragten  
Beratungsstellen auf, da sie vermutlich über andere Infor-
mationskanäle verfügen. Fakt ist, dass es selbst für (hoch)
qualifizierte Berufsleute aus Drittstaaten oft schwierig ist, 
eine kontingentierte Arbeitsbewilligung zu erhalten. 
Dies belegt unter anderem die Motion von Nationalrat 
Jacques Neyrinck, 79 die auf verbesserte Zugangsmöglich-
keiten zum Arbeitsmarkt von Hochschulabsolvierenden 
aus Drittstaaten abzielt (→ Kapitel 7.2). Laut Feld und 
Schneider (2010) wird in den OECD-Staaten Schwarz- 
arbeit generell, also nicht nur die ausländerrechtlich 
unbewilligte, wesentlich häufiger von Männern in quali-
fizierten Tätigkeitsbereichen verrichtet als von Frauen in 
unqualifizierten. 

Klare Trends hinsichtlich der Entwicklung der 
Erwerbszweige sind nur äusserst schwer auszumachen. 
Aber verschiedene Hinweise lassen darauf schliessen, dass 
die Tätigkeiten in der Hauswirtschaft und im Care-Bereich 
eher noch zugenommen haben, da unter anderem die 
Erwerbsbeteiligung der Frauen in der Schweiz in den letz-
ten Jahren weiter gestiegen ist und das Angebot an Krip-
penplätzen trotz des Förderprogramms des Bundes die 
Nachfrage bei Weitem nicht deckt. Ausserdem wird dieser 
Sektor vom neuen Gesetz zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit (siehe weiter unten) nach anfänglichen Befürch-
tungen kaum berücksichtigt. 

Was hingegen die Entwicklung der unbewilligten 
Erwerbstätigkeit im Bau- und Gastgewerbe betrifft, so ist 
es nach der Einführung des Bundesgesetzes zur Bekämp-
fung von Schwarzarbeit offenbar zu einem Rückgang 
gekommen. Dieser betrifft allerdings nur bestimmte Regio- 
nen, was teilweise auf die unterschiedliche Intensität der 
Kontrollen zurückzuführen ist (→ 7.1.5). Ein ähnlich 
unterschiedlicher Trend lässt sich auch in der Landwirt-
schaft feststellen. Eher expandiert hat das Sexgewerbe, 
das laut Aussagen der Fachliteratur ausserdem relativ kri-
senresistent ist (Agustín 2007).

7.1.3 arbeitsbedingungen

Die Arbeitsverhältnisse von Sans-Pap iers sind ausge-
sprochen breit gefächert: Sie reichen von durchaus korrek-
ten Arbeitsverhältnissen, bei denen sämtliche arbeits- und 

sozialrechtlichen Vorkehrungen mit Ausnahme des Fehlens 
einer ausländerrechtlichen Bewilligung erfüllt sind, bis hin 
zu Ausbeutungssituationen, in denen die Angestellten als 
möglichst billige und flexible Arbeitskräfte betrachtet und 
keine Sozialabgaben entrichtet werden. Mehrere Interview-
partnerinnen und Interviewpartner berichteten uns aber 
auch von Arbeitgeberinnen (in Privathaushalten sind dies 
tatsächlich oft Frauen), die sich auch in schwierigen Situa-
tionen, beispielsweise im Krankheitsfall, für ihre Angestell-
ten einsetzen. 

Umgekehrt zeigen Erhebungen, dass Sans-Papiers 
vielfach unter schwierigen Bedingungen zu Niedriglöhnen 
arbeiten, von heute auf morgen entlassen werden können, 
unter Umständen sogar ihres Lohnes beraubt werden und 
mit Drohungen, zur Anzeige gebracht zu werden, erpresst 
werden (ArbeiterInnen 2007; Pfäffli 2009). 80 Solche Fälle 
werden am Beispiel zahlreicher Arbeitsverhältnisse im 
Haushaltssektor von Expertinnen und Sans-Papiers sowie 
auch in der Literatur geschildert. Ebenso liegen aber auch 
Berichte über erfahrene Sans-Papiers vor, die zu umsichti-
gen Kleinunternehmenden werden, sozial und wirtschaft-
lich tragfähige Netze aufgebaut und offensichtlich erfolg-
reiche Strategien entwickelt haben, den Unwägbarkeiten 
der Illegalität zu begegnen (Achermann und Chimienti 
2006b; Carbajal 2008; Stuker 2006). 

Erwiesenermassen sind neben vielfältigen Bezie-
hungsnetzen und Verbindungen (Familie, Arbeit, Vereine, 
Kirchen) ebenfalls gute Sprach- und praktische Kenntnisse, 
die beispielsweise den Einsatz von EDV-Technologien bei 
der Arbeitssuche erleichtern, sowie ein guter Gesundheits-
zustand gerade für Menschen, die in der Illegalität leben, 
besonders wichtig. Die Sozialwissenschaft spricht in diesem 
Zusammenhang von sozialem und kulturellem Kapital 
(Bourdieu und Passeron 1964), 81 die OECD (2008) generell 
von Humankapital.

Ausreichendes Sozial- und kulturelles Kapital fehlt in 
der Regel jenen Sans-Papiers, die sich seit der Einführung 
des Sozialhilfestopps im Asylbereich an die Nothilfe wen-
den müssen. Besonders abgewiesene Asylsuchende, die 
erst seit Kurzem im Land sind und noch keine Kontakte in 
der Schweiz haben, verfügen kaum über die notwendigen 
Ressourcen, um selbst auf dem Arbeitsmarkt Fuss zu fassen. 
Soziale und materielle Unterstützung beziehen sie im 
günstigsten Fall von privaten Vereinigungen, NGO oder 
Privatpersonen, die im Einzelfall Hilfe leisten oder ihnen 
eine Arbeit vermitteln. Obwohl diese Solidaritätsnetze, 
religiösen Vereinigungen und Migrationskirchen in der 
Schweiz noch kaum erforscht sind, kann man davon ausge-
hen, dass sie angesichts der wachsenden Zahl von völlig 
mittellosen Personen in Zukunft eine immer wichtigere 
Rolle spielen werden (Lanz und Züfle 2006; Röthlisberger 
und Wüthrich 2009).
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Sämtliche Berichte von Fachleuten unterstreichen, 
dass die Sans-Papiers von den jüngsten Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt, die eine Folgeerscheinung der 
Einführung des neuen Bundesgesetzes zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit darstellen, in hohem Masse betroffen 
sind. Es scheint deshalb angebracht, sich mit diesem 
Thema näher zu beschäftigen, obwohl noch kaum Lite-
ratur dazu vorliegt.

7.1.4 Schattierungen und bekämpfung der 
Schwarzarbeit

Die Erwerbstätigkeit von Personen ohne Aufenthalts-
berechtigung wird oft versehentlich mit dem facettenrei-
chen Begriff Schwarzarbeit  82 gleichgesetzt, wobei überse-
hen wird, dass Schwarzarbeit in der Regel von Einheimischen 

Catalina R., Honduras, 35 Jahre

«Nach einer Regularisierung würde ich mich vor allem auf die Freiheit freuen, 
ein ganz normales Leben zu führen und keine Angst mehr zu haben.»

Catalina kam 2006 aus Honduras mit der Absicht in die Schweiz, ein oder zwei Jahre zu arbeiten, um sich und 
ihrem kleinen Sohn Enrique, den sie zu Hause bei den Grosseltern liess, eine bessere Zukunft zu ermöglichen und 
für ihre Familie ein Haus zu bauen. Ihre Schwester, die schon seit 10 Jahren in der Schweiz lebt, hatte ihr einen 
Job als «live-in» in einem Privathaushalt in Aussicht gestellt. 

Die Arbeitsbedingungen bei der ersten Familie waren sehr schlecht: Catalina wurde von ihrem Arbeitgeber psy-
chisch misshandelt. Nach einiger Zeit wurde ihr auch der monatliche Lohn von 1500 Franken nicht mehr bezahlt. 
Doch auch ein Stellenwechsel erbrachte nicht die erhofften Verbesserungen. Bei der nächsten Familie musste sie, 
wenn sie Hunger hatte, die Essensreste der Kinder essen. Zudem wurde sie beschuldigt, Sachen aus dem Haushalt 
zu stehlen. All diese Erfahrungen und Erniedrigungen hinterliessen Spuren: Catalina nahm in der ersten Zeit in 
der Schweiz 30 Kilo ab. 

Mittlerweile arbeitet sie stundenweise in drei verschiedenen Haushalten, erreicht aber damit ein Arbeitspensum 
von 100 Prozent und verdient zwischen 20 und 25 Franken die Stunde. Ihre heutigen Arbeitgeber respektieren 
sie und schätzen ihre Arbeit. Ihr wurde eine Lohnerhöhung versprochen, sobald sie ihre Papiere in Ordnung 
bringen würde.

Vor zwei Jahren lernte Catalina ihren Freund kennen, der seit vielen Jahren eine Niederlassungsbewilligung hat 
und auf dem Bau arbeitet. Heute wohnen die beiden zusammen und erwarten in Kürze Nachwuchs. 

Ihren ersten Sohn hat Catalina mit vier Jahren in die Schweiz geholt, wo er nun in die erste Klasse geht. Als die 
Schulleitung erfuhr, dass der Junge ein Sans-Papiers war, hatte sie zunächst Bedenken, sich strafbar zu machen 
und lehnte seine Einschulung ab. Nach diversen Gesprächen zwischen einer Beraterin und der Schulbehörde 
konnte Enrique schliesslich doch noch den Schulunterreicht besuchen. Noch fällt ihm das Lesen und Schreiben 
auf Deutsch schwer, doch hat er mit Hilfe einer Logopädin schon aufholen können.

Auch wenn sich Catalina in der Schweiz nicht sehr wohl und heimisch fühlt, möchte sie nicht nach Honduras 
zurück. Sie hat hier ein neues Leben gefunden. Daher macht sie sich grosse Hoffnungen, dass sie bald ihren Sta-
tus regularisieren kann. Was sie sich am meisten wünscht ist, sich wieder ohne Angst auf die Strasse wagen zu 
können, sich nicht mehr unsichtbar machen zu müssen. Wenn sie Papiere hätte, so Catalina, könnte sie endlich 
wieder nach Honduras reisen und der Familie ihr Baby zeigen.

oder legal anwesenden Zugewanderten bestritten wird. 
Bei der Wohnbevölkerung verrichtet nur eine Minderheit 
Schwarzarbeit, bei den Sans-Papiers aber praktisch alle. 
Wie genau Schwarzarbeit und ausländerrechtlich unbewil-
ligte Erwerbstätigkeit miteinander zu tun haben, ist in der 
Schweiz erst ansatzweise erforscht. Fundierte Schätzungen 
des Anteils der ausländerrechtlich unbewilligten Arbeit an 
der Schwarzarbeit liegen uns nicht vor. 83

Feld und Schneider (2010) rechnen damit, dass 
generell gesehen die Schwarzarbeit nach einer massgeb-
lichen Zunahme während der 1990er-Jahre ihren Höhe-
punkt um 2003 erreicht hatte und seither leicht zurück-
geht (2007: 8.2 Prozent). Wissenschaftlich weitgehend 
belegt ist, dass primär die Nachfrage im Rahmen der 
Schattenwirtschaft illegale Einwanderung auslöst und 
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nicht etwa umgekehrt illegale Einwanderung Schwarz-
arbeit aus eigenen Stücken hervorruft (Reyneri 1998). 
Oder anders ausgedrückt, irreguläre Migration wird 
nicht durch das Arbeitsangebot, das zwar ungenü-
gende Voraussetzung dafür ist, sondern in erster Linie 
durch die Nachfrage (nach billigen, flexiblen Arbeits-
kräften) gesteuert. Soziale Netze und niedrige Trans-
portkosten stellen begünstigende Faktoren dar, sind 
aber nicht primäre Ursachen dieser Entwicklung. 

Sans-Papiers arbeiten entweder «schwarz», das heisst 
ohne fremdenpolizeiliche Bewilligung und ohne Sozialab-
gaben oder «grau», das bedeutet zwar ohne ausländer-
rechtliche Bewilligung, doch werden von ihrem Lohn Steu-
ern und Sozialversicherungsbeiträge abgezogen. Bei 
Grauarbeit werden meist die Beiträge sämtlicher Versiche-
rungen und manchmal auch Quellensteuern bezahlt. 
Unter sozial- und arbeitsrechtlichen Aspekten ist die Grau-
arbeit gewissermassen die gesamtgesellschaftlich «ver-
träglichste» Form der ausländerrechtlich unbewilligten 
Erwerbstätigkeit, da Verstösse gegen andere rechtliche 
Vorschriften sowie ein Sozialdumping vermieden werden. 
Somit entscheiden letztlich die Arbeitgebenden, die die 
Lohnabzüge vornehmen, über die Erwerbsform (Schwarz- 
versus Grauarbeit). Im Unterschied zur Schwarzarbeit von 
Einheimischen, der in der Regel nachgegangen wird, um 
Sozial- und Steuerausgaben zu sparen, haben Sans-Papiers 
diese Wahl meist nicht (sie können nicht einmal zwischen 
«schwarz» und «grau» wählen). Aufschlussreich ist in die-

sem Zusammenhang die Darstellung von Flückiger und 
Pasche (2005: 33), die sich auf die Unterlagen eines Gewerk-
schaftsverbandes aus dem Jahr 2004 stützt. Diese beziehen 
sich auf Haushaltshilfen, die ohne Bewilligung arbeiten 
und zeigen auf, dass Sans-Papiers in der Regel nur gering-
fügig weniger Nettolohn beziehen, wenn ihr Lohn bei den 
Sozialversicherungen und Steuern nicht deklariert ist, wäh-
rend die Einsparung für die Arbeitgebenden beträchtlich 
ist (siehe Darstellung 2).

Grauarbeit ist in der Romandie relativ verbreitet 
und wird von einigen Gewerkschaften in gewisser Weise 
gefördert. Sie existiert nach verschiedenen Aussagen 
auch in der Deutschschweiz, wo man allerdings ungern 
darüber spricht. Hierbei handelt es sich um ein Phäno-
men, das wir auch in anderen Bereichen immer wieder 
beobachtet haben. Mit einer klaren Stellungnahme für 
die Grauarbeit wird nämlich gleichzeitig auch die Exis-
tenz von ausländerrechtlich bewilligter Arbeit zur Kennt-
nis genommen. 

7.1.5 bundesgesetz zur bekämpfung der 
Schwarzarbeit

Gegen alle Formen der Schwarz- und Grauarbeit 
richtet sich das neue Bundesgesetz zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit (BGSA), das 2008 eingeführt und von einer 
intensiven zweijährigen Kampagne begleitet wurde 
(www.keine-schwarzarbeit.ch). In Unterstützungskreisen 

darstellung 2: Vergleich des Stundenlohns von Sans-Papiers bei Grau- (oben) und Schwarzarbeit (unten) 
Quelle: Flückiger und Pasche 2005
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von Sans-Papiers wie auch bei einigen Gewerkschaften 
war die Zielrichtung dieses Gesetzes schon vor seiner Ein-
führung stark umstritten: Ein Teil der Exponenten befürch-
tete eine einseitige Fokussierung auf die Bekämpfung von 
ausländerrechtlich unbewilligter Arbeit, andere aber spra-
chen sich generell positiv aus. 84

Die meisten der befragten Fachleute sind der 
Ansicht, dass dieses Gesetz zumindest zum Zeitpunkt 
seiner Einführung eine relativ grosse Wirkung hatte, 
diverse Befürchtungen weckte und auch zu zahlreichen 
Entlassungen von Sans-Papiers führte. Vielfach nahmen 
die Arbeitgebenden dieses Gesetz zum Anlass, die Löhne 
zu drücken; mit der Begründung des dadurch erhöhten 
Risikos. Was die weitere Entwicklung ab dem Jahr 2009 
betrifft, so muss nach Regionen und Erwerbszweigen 
differenziert werden: In mehreren Kantonen und in der 
Hauswirtschaft legte sich die anfängliche Aufregung, als 
klar wurde, dass es nur begrenzte Kontrollmöglichkei-
ten und Sanktionen gab, die in der Hauswirtschaft prak-
tisch inexistent waren. Daher wird der Rückgang in der 
Schwarzarbeit in diesem Sektor als geringfügig betrach-
tet, umso mehr als eine bewilligte Alternative meist 
nicht existiert.

Allerdings haben sich in der Romandie, wie bereits 
erwähnt, zahlreiche Arbeitgeberinnen von Haushaltsan-
gestellten für die vereinfachten Abrechnungsmethoden 
(«chèque-emploi» oder «chèque-service») entschieden, 
deren landesweite Einführung respektive Förderung 
eine der Neuerungen des BGSA darstellen. Diese Ent-
scheidung wurde teils aus Prinzip und teils aus der Über-
zeugung getroffen, dass damit höchstens geringe Stra-
fen verbunden wären. Am grössten war der Erfolg dieser 
vereinfachten Abrechnungsmethoden im Kanton Genf, 
der landesweit die meisten Arbeitsmarktinspektoren 
beschäftigt. 85 Daher ist anzunehmen, dass hier zweifel-
los zahlreiche Schwarzarbeitsverhältnisse in Haushalten 
den Sozialversicherungen und Steuern deklariert wur-
den. 86 In Bern wird das vereinfachte Abrechnungssystem 
von den Befragten als regelrechte «Falle» bezeichnet, da 
die zuständigen Sozialversicherungsbehörden Aufent-
haltsbewilligungen verlangen; ausserdem ist ein Fall 
bekannt, in dem eine Frau infolge der Benachrichtigung 
durch die AHV-Stelle ausgeschafft wurde. 87 In Zürich 
haben die zuständigen Behörden garantiert, dass die 
Daten nicht an die Migrationsbehörden weiter geleitet 
werden. Dennoch fürchten sich die meisten Sans-Papiers 
und ihre Arbeitgebenden, von diesem System Gebrauch 
zu machen. «Ich würde sagen, durchs Band weg waren 
die Auswirkungen des neuen Gesetzes [in Zürich] nega-
tiv. Auch auf die psychische Verfassung der Sans-Papiers 
hat sich die Kampagne schlimm ausgewirkt. An jeder 
Wand erinnert ein Plakat an ihre illegale Situation.» 
(Fachperson Zürich)

Was das Baugewerbe angeht, so meinen einzelne 
Fachleute, dass die gegenwärtigen Kontrollen zum 
Abbau von Schwarzarbeit Wirksamkeit zeigen; tatsäch-
lich wurden in diesem Erwerbszweig 2009 landesweit 
die meisten Kontrollen durchgeführt (SECO 2010). Aller-
dings wurde von Gewerkschaftsseite, von mehreren For-
schenden wie auch in der Presse mehrfach über die 
undurchsichtigen Auftragsvergaben im Baugewerbe 
berichtet, die eine effiziente Kontrolle wesentlich 
erschweren (Steiner 2009). Die folgende Aussage eines 
Gewerkschafters bringt diese Situation treffend auf den 
Punkt:

«Auf den Baustellen gibt es drei oder vier Sub-
Unternehmer für die Verschalung, das Eisenlegen und 
andere Arbeiten. Der letzte Sub-Unternehmer in der 
Kette beschäftigt Sans-Papiers zu Dumpingpreisen, und 
das Hauptunternehmen verweigert jegliche Verantwor-
tung. Es gibt keine Baustelle im Kanton Waadt oder im 
Kanton Genf, die ohne Sans-Papiers aus Kosovo funk-  
tionieren würde. Das sind die Kantone die ich kenne, 
über andere Kantone kann ich mich nicht äussern.»

Im Gastgewerbe werden ähnlich wie im Bauge-
werbe zwar relativ viele, insgesamt gesehen aber eine 
nur sehr begrenzte Zahl von Kontrollen durchgeführt. 
Über die Situation in der Landwirtschaft verfügen wir 
nur über wenige und teilweise widersprüchliche 
Berichte. Zwei Befragte stellten fest, dass sich einige 
Gewerkschafter bei Kontrollen geradezu auf diejenigen 
Arbeiter «stürzen», die sie beispielsweise aufgrund der 
Erscheinung verdächtigen, keine Aufenthaltsbewilli-
gung zu besitzen. Sowohl in der Praxis als auch in vielen 
Diskursen sind besonders diejenigen Arbeitnehmenden 
von repressiven Massnahmen bedroht, die als illegal 
Anwesende relativ leicht identifiziert und ohne grossen 
administrativen Aufwand bestraft werden können. Dies 
bestätigt der neueste Bericht zum BGSA, der belegt, dass 
im Jahr 2009 die meisten Sanktionen oder administrati-
ven Massnahmen (74 Prozent) aufgrund von Verstössen 
gegen das Ausländerrecht verhängt wurden, gefolgt 
von den Verstössen gegen die AHV/IV/EO (9 Prozent) 
und die Quellensteuer (7 Prozent) (SECO 2010: 22). 

Dieser Anteil ist zwar gegenüber dem Jahr 2008  
(82 Prozent) leicht rückläufig, was damit erklärt werden 
kann, dass die Verfahren im Sozialversicherungs- und 
Steuerrecht relativ kompliziert sind und länger dauern 
als andere Verfahren. So werden die im Jahr 2008 einge-
leiteten Prozeduren erst 2009 abgeschlossen sein, wäh-
rend sich der Sachverhalt in ausländerrechtlichen Belan-
gen leichter und schneller klären lässt. Gemäss der 
schweizerischen Rechtsordnung machen sich erwerbstä-
tige Sans-Papiers gleich doppelt strafbar, primär wegen 
des illegalen Aufenthalts, der bei visapflichtigen Perso-
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nen unmittelbar nachweisbar ist, und in zweiter Linie 
wegen der unbewilligten Erwerbstätigkeit, die bei-
spielsweise bei einer gezielten Kontrolle am Arbeits-
platz aufgedeckt werden kann. Die ausserhalb des 
Arbeitsplatzes aufgegriffenen Sans-Papiers weigern 
sich meistens, ihre Arbeitgebenden zu denunzieren, da 
sie mehr zu verlieren als zu gewinnen haben (Chimienti 
et al. 2003). 

Was die Wirkung des Gesetzes im Bereich der 
Sozialversicherungen insgesamt angeht, so sind die 
Arbeitsmarktexpertinnen und -experten sehr skep-
tisch, wenn man vom Erfolg des erleichterten Abrech-
nungssystems in Genf und der Romandie einmal 
absieht. Zahlreiche konvergierende Hinweise lassen 
vermuten, dass die Grauarbeit bereits zugunsten der 
Schwarzarbeit abgenommen hat, da sowohl die Arbeit-
gebenden als auch die Sans-Papiers befürchten, dass 
der stärkere Datenaustausch mit anderen Behörden sie 
speziell ins Visier nimmt. Diese Befürchtungen sind 
offenbar nicht unbegründet. Daher sind auch die Bera-
tungsstellen äusserst vorsichtig mit ihren Empfehlun-
gen, zumindest soweit sie keine (wenn auch nur offizi-
öse) Garantien haben, dass die Daten der Sans-Papiers 
tatsächlich nicht an die Migrationsbehörden weiter 
geleitet werden. 

Wie die Befragten bestätigen, ist ein systemati-
scher Datenaustausch in den meisten Kantonen noch 
nicht operativ und hat daher bisher kaum zu Wegwei-
sungen führen können; zudem ist eine andere Vorge-
hensweise längerfristig nicht auszuschliessen. Auch die 
Sans-Papiers selbst berichten über eine Verschlechte-
rung der Arbeitsmarktlage, bringen diee aber weniger 
mit dem BGSA als mit der Krise in Zusammenhang. So 
berichtet beispielsweise Catalina R., dass ihr im Zeitraum 
der Einführung des neuen Gesetzes mehrere Arbeit- 
gebende fristlos kündeten.

7.1.6 allgemeine entwicklungen

Insgesamt hat sich die Arbeitssituation für die Sans-
Papiers in der ganzen Schweiz infolge der Krise und der 
Einführung des BGSA leicht bis erheblich verschlechtert. 
Vor allem diejenigen, die ihre Stelle verloren haben, fin-
den es heute schwieriger, wieder Arbeit zu finden. Die 
meisten im Vorfeld geäusserten Befürchtungen in Bezug 
auf die Bekämpfung von Schwarzarbeit haben sich bestä-
tigt: Vom Kampf gegen die Schwarzarbeit sind in erster 
Linie die Sans-Papiers betroffen, obwohl dieser Begriff 
ganz generell für 88 undeklarierte Arbeitsverhältnisse 
steht. Die Sans-Papiers sind allerdings relativ leicht durch 
andere Arbeitskräfte ersetzbar, die oft ebenfalls ohne 
Bewilligung eingestellt werden. 

Inwiefern diese Situation zu einer vermehrten Rota-
tion der Sans-Papiers oder zu einer tatsächlichen Legalisie-
rung der Arbeitsverhältnisse führt, ist schwer abzuschät-
zen. Der Kostendruck und Mangel an Arbeitskräften, die 
bereit sind, die oft unattraktive Arbeit der Sans-Papiers zu 
übernehmen, sprechen für die Rotation. Verschiedene 
Aussagen von Fachleuten lassen darauf schliessen, dass 
das Risiko einer Arbeitsmarktkontrolle für Arbeitgebende 
selbst nach Einführung des BGSA begrenzt ist. Auch die 
Gefahr, infolge einer Härtefallregelung denunziert zu 
werden, hält sich angesichts der begrenzten Anzahl von 
Gesuchen in Grenzen. Ausserdem hat sich erwiesen, dass 
Arbeitnehmerinnen selbst unter Druck ihre Arbeitgeber in 
der Regel nicht denunzieren. 

Allerdings wird in den Interviews auch vereinzelt 
von Ausreisen derjenigen Personen ohne Bewilligung 
berichtet, die die Möglichkeit haben, sich anderswo 
legal niederzulassen oder in ihr Herkunftsland zurückzu-
kehren. Eine chilenische Familie erzählt, dass sie ihre 
Situation in der Schweiz auf die Dauer nicht mehr ertra-
gen konnte und wollte, wobei die schwierige Situation 
auf dem Arbeitsmarkt nicht das einzig ausschlagge-
bende Moment war. Deshalb beschlossen sie nach lan-
gen Überlegungen, eine Härtefallregelung zu beantra-
gen und dabei das Risiko, weggewiesen zu werden, 
einzugehen. Andere Sans-Papiers beklagen sich zwar 
über verschlechterte Bedingungen auf dem Arbeits-
markt, sehen sich aber gezwungen, diese auf sich zu 
nehmen, da eine Rückkehr oder Weiterreise in ein ande-
res Land für sie – zumindest zum Zeitpunkt der Befra-
gung – nicht in Frage kam. 

Selbst für EU-Staatsangehörige hat sich die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt zugespitzt. Beispielsweise können 
laut Aussagen unserer Interviewpartner und -partnerin-
nen Frauen aus Bulgarien, Rumänien und anderen neuen 
EU-Staaten aufgrund von fehlenden Arbeitsverträgen 
oder ungenügender Unterstützung durch die Arbeitge-
ber keine (kontingentierte) Bewilligung beantragen und 
somit ihren Aufenthalt nicht legalisieren. Auch Migrie-
rende aus Italien oder Spanien, deren Arbeitsverhältnis 
den geltenden Bestimmungen für die Anmeldung nicht 
genügt, befinden sich bei längerer ungemeldeter 
Erwerbstätigkeit in einer ähnlichen Lage: Auch sie wer-
den zu Sans-Papiers. Diese Fälle erinnern an die Situation 
der Portugiesinnen, die vor dem Freizügigkeitsabkom-
men ohne Aufenthaltsberechtigung in der Schweiz leb-
ten (Chimienti et al. 2003). Die meisten von ihnen hatten 
keine Schwierigkeiten, im Anschluss an das Inkrafttreten 
der Bilateralen Verträge am 1. Juni 2002 ihr Aufenthalts-
recht in der Schweiz regeln, auch wenn ihr früheres 
unbewilligtes Arbeitsverhältnis bzw. ihr illegaler Aufent-
halt bekannt wurde. 
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Auffällig in diesem Zusammenhang ist, dass die 
beschriebene Situation – wie illegaler Aufenthalt gene-
rell – besonders häufig Frauen betrifft. Ausserdem 
haben prekäre Arbeitsverhältnisse Auswirkungen auf 
die aufenthaltsrechtlichen Vorkehrungen. Immerhin 
haben EU-Staatsangehörige Aussicht auf eine Verbes-
serung ihres Status, und der unbewilligte Aufenthalt 
fällt weniger ins Gewicht, da sie keiner Visumspflicht 
unterstehen und regelmässig ins Herkunftsland reisen 
können (→ Kapitel 7.4). 

Zwischenfazit
 
Wie eingangs bereits angesprochen, stellt die seit 

rund zwei Jahrzehnten europaweit beobachtete Schat-
tenwirtschaft letztlich die Kehrseite struktureller Ver- 
änderungen auf dem globalisierten Arbeitsmarkt dar. 
Während die Zunahme dieser Form der Erwerbstätigkeit 
weitgehend unbestritten ist, sind sich auch die  
Ökonomen über die Ursachen uneinig: Sowohl die Dere-
gulierung der Arbeitsmärkte und der Abbau des Wohl-
fahrtsstaates wird für die gegenwärtige Lage verant-
wortlich gemacht, als auch – ganz im Gegenteil – die 
Überregulierung durch den Staat (hohe Arbeitsbesteue-
rung, Arbeitnehmerschutz usw.). Mit der städtisch 
geprägten Dienstleistungsökonomie (Sassen 1996) ist 
auch eine soziale und wirtschaftliche Polarisierung ver-
bunden, die nicht nur mit einem Anstieg von hoch qua-
lifizierten Arbeitsplätzen, sondern gleichzeitig auch mit 
einer Zunahme von unentbehrlichen Niedriglohnjobs 
einhergeht, die einheimische Arbeitskräfte ungern über-
nehmen. Diese anstrengenden und wenig karriereför-
derlichen Arbeiten werden vornehmlich von Zugewan-
derten, Frauen und illegal Anwesenden verrichtet, die 
teilweise frühere, inzwischen integrierte Migranten-
gruppen auf dem Arbeitsmarkt ablösen. 

Die Reduzierung der staatlichen Leistungen etwa 
im Schul-, Gesundheits- oder Betreuungswesen sowie die 
doppelte Erwerbstätigkeit der Eltern führen zusätzlich 
zu einer spezifischen Nachfrage nach sozial und emotio-
nal kompetenten Frauen, die bereit sind, anspruchsvolle 
Tätigkeiten im Versorgungsbereich zu übernehmen, die 
sonst unerschwinglich wären. Diese reichen von der Früh-
förderung von Kleinkindern bis hin zur patientenorien-
tierten Pflege von kranken und alten Menschen; sie for-
dern den in diesem Bereich Arbeitenden physisch wie 
emotional viel ab, sind aber wenig anerkannt. Dazuhin 
werden sie – der traditionellen Rollenverteilung von 
Frauen folgend – unentgeltlich verrichtet. Die Übertra-
gung dieser Aufgaben an in der Regel flexible Migrantin-
nen ist also nicht nur preiswert, sondern erleichtert auch 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, ohne die vor-
herrschenden Geschlechtervorstellungen und Arbeitsver-
hältnisse grundsätzlich in Frage zu stellen. 

Gefördert wird diese Entwicklung durch ein 
Zusammenkommen verschiedener sozio-demographi-
scher Entwicklungen, wobei vor allem die folgenden 
Punkte zu nennen wären: Wandel der Familienstruktu-
ren, Alterung der Bevölkerung, steigende Erwerbspar-
tizipation von Frauen, erforderliche Flexibilität auf 
dem Arbeitsmarkt, aber auch Ansprüche, beispiels-
weise pflegebedürftige ältere oder behinderte Men-
schen nicht in einem Heim unterzubringen, sondern 
ihnen ein autonomes Leben mit individueller Unter-
stützung zu ermöglichen. In Analogie zum «brain-
drain» wird hier von einem irregulären «care-drain» 
(Ehrenreich und Hochschild 2003) gesprochen, der in 
einer ausschliesslich auf die Förderung hoch qualifi-
zierter Zuwanderung beschränkten Politik kaum 
berücksichtigt wird. Denn für die geforderten Sozial-
kompetenzen (Verantwortungsbewusstsein, Einfüh-
lungsvermögen, Zuverlässigkeit, Frustrationstoleranz, 
Belastbarkeit) gibt es bisher kaum anerkannte Qualifi-
kationsprofile, und in den meisten Ländern existiert 
daher auch keine entsprechende Anerkennung im 
Rahmen der Migrationspolitik (Reerich 2002). 

Ob und inwiefern sich traditionelle Rollenvertei-
lungen auch in den Herkunftsländern durch die wirt-
schaftlich bedeutende Funktion der Frauen ändern 
oder zusätzlich verstärkt werden, ist eine spannende 
Frage, die in der Forschung kontrovers diskutiert wird 
(Lutz 2007). Lohnbeschäftigung im Haushalt ist gegen-
wärtig das am stärksten wachsende Gewerbe in Europa 
und befindet sich im Zentrum sozialer Prozesse (Wag-
ner 2010). Wenn die asymmetrische Arbeitsverteilung 
auf dem Weltmarkt Versorgungskapital aus ärmeren 
Ländern abzieht, um berufliche Karrieren in Europa zu 
erleichtern und Rollenkonflikte in Familien zu ent-
schärfen, profitieren nicht zuletzt auch private Unter-
nehmen und nationalstaatliche Institutionen (Soziall-
leistung, Wirtschaft, Devisen) in den Herkunfts- und 
Zielländern. 

Ähnliches gilt übrigens auch für andere Erwerbs-
zweige, die dank undeklarierter Arbeit billigere Waren 
und Dienstleistungen anbieten (oder überhaupt noch 
bestehen) können, um von den Branchen, die direkt 
oder indirekt von der Migration leben, gar nicht zu 
sprechen (Geldtransfer- und Stellenvermittlungsagen-
turen, Transportunternehmen usw.). Inwiefern diese 
Entwicklungen wirtschaftlich oder sozial vorteilhaft 
sind, bleibe offen. Klar ist hingegen, dass die Gründe  
für illegale Beschäftigungsverhältnisse nicht auf indi-
viduelles Fehlverhalten von Arbeitnehmenden oder 
-gebenden reduziert werden können, sondern vor dem 
Hintergrund gesamtgesellschaftlicher und globaler 
Entwicklungszusammenhänge verstanden werden 
müssen. 
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7.2 Situation von minderjährigen  
Sans-Papiers und bildungszugang

Obwohl gerade die Situation von heranwachsen-
den Kindern und Jugendlichen ohne Aufenthaltserlaub-
nis den für Bildung und Ausbildung zuständigen Fach-
leuten schon seit vielen Jahren Sorgen bereitet, haben 
sich Politik und Öffentlichkeit erst sporadisch mit dieser 
Prob lematik auseinandergesetzt. Infolge der Motion 
Barthassat (08.3616) und der in der ganzen Schweiz 
durch geführten Kampagne «Kein Kind ist illegal» (siehe 
unten) haben die Forderungen, jungen Sans-Papiers den 
Zugang zu Lehrstellen zu ermöglichen, eine neue Dyna-
mik erhalten und zahlreiche Debatten ausgelöst.

Angesichts der Tatsache, dass die meisten Kinder 
die Schule besuchen, mag es erstaunen, dass man auch in 
Bezug auf die Anzahl minderjähriger Sans-Papiers auf 
stark variierende Schätzungen angewiesen ist. Long-
champ et al. (2005) gehen je nach Kanton von einem 
Anteil von 1 Prozent bis 30 Prozent der gesamten Sans-
Papiers-Bevölkerung aus (siehe Tabelle 2). Im Kanton 
Genf müssten laut dieser Studie zwischen 1200 und  
3600 Kinder und Jugendliche ohne geregelten Aufent-
haltsstatus leben. Fachleute schätzen diese Zahlen etwas 
niedriger ein: Sie gehen heute von 1000 bis 1500 minder-
jährigen Sans-Papiers im Kanton Genf aus. Gesamt-
schweize  risch muss somit mit mehreren Tausend Kindern 
und Jugendlichen gerechnet werden.

Grundsätzlich lassen vier Ursachen Kinder zu Sans-
Papiers werden:

 wenn sie in der Schweiz von Eltern ohne Aufenthalts-
berechtigung geboren werden

 wenn sie durch einen unbewilligten Familiennachzug 
in die Schweiz geholt werden oder mit den Eltern 
migrieren

 wenn die Eltern nach Ablauf der Aufenthaltsbewilli-
gung mit ihnen in der Schweiz bleiben

 wenn sie ohne Eltern in die Schweiz geschickt werden 
oder unbegleitet dort ankommen

In keiner dieser vier Situationen haben die Kinder 
ihren unbewilligten Aufenthalt jedoch selbst verschuldet.

Minderjährige Sans-Papiers haben wie alle anderen 
Kinder Rechte: Mit der Ratifizierung der UN-Kinder-
rechtskonvention hat sich die Schweiz 1997 verpflichtet, 
die im Übereinkommen festgelegten Rechte zu achten und 
sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne 
jede Diskriminierung zu gewährleisten (Art. 2 Abs. 1 KRK).

Die festgelegten Gesetzgebungsmassnahmen zur 
Verwirklichung der in der Konvention anerkannten 
Rechte wurden jedoch in Bezug auf die Sans-Papiers-
Kinder und -Jugendlichen in der Schweiz bis heute nicht 
eingeführt (Art. 4 KRK), auch wenn die entsprechenden 
Rechte in der Praxis teilweise schon verwirklicht sind 
(Marguerat et al. 2006). 

Unter anderem für die Respektierung der UN-Kinder-
rechtskonvention durch die Schweizer Behörden gegen-
über Kindern ohne geregelten Aufenthaltsstatus kämpft 
der Verein «Für die Rechte illegalisierter Kinder». Er star-
tete am Kinderrechtstag 2008 die gesamtschweizerische 
Kampagne «Kein Kind ist illegal», die auf die Situation 
von Kindern aufmerksam macht, und zum Ziel hat, deren 
Situation zu verbessern.

Um auf die verschiedenen Problemfelder, welche sich 
während der Kindheit und Jugend stellen, einzugehen, 
folgt dieses Kapitel der chronologischen Entwicklung der 
Kinder: von ihrer Geburt und ihrem Recht auf eine Identi-
tät über die obligatorische Schul- wie auch die postobliga-
torische Ausbildung bis zum Eintritt ins Erwachsenen- und 
somit auch ins Berufsleben. 

7.2.1 Start ins Leben: kleinkinder und ihre rechte

Die rechtliche Anerkennung der Identität eines 
Kindes wird durch den Eintrag ins Zivilstandsregister 
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gesichert. In der Schweiz muss von Gesetzes wegen 
jede Geburt registriert werden, auch wenn die Eltern 
ohne Identitätspapiere und/oder ohne Aufenthaltsbe-
rechtigung sind. Zudem besteht laut Menschenrecht 
der Anspruch eines Neugeborenen auf Eintragung und 
damit auf eine eigene Identität und Rechtsfähigkeit 
(Caroni 2009: 265; Nideröst 2009: 413).

In der Praxis tauchen jedoch in den Zivilstands-
ämtern einiger Kantone immer wieder Probleme bei 
der Eintragung auf, wenn die Eltern ihren Wohnsitz 
oder ihre Identität nicht belegen können oder wollen. 
Laut Rechtsexperten ist dieser von den Behörden ver-
langte Nachweis eines Wohnsitzes oder eines Auslän-
derausweises jedoch juristisch gesehen widerrechtlich 
(Nideröst 2009: 413). Infolge einer Weisung und einem 
Kreisschreiben des Eidgenössischen Amtes für Zivil-
standswesen (EAZW) im Oktober 2008 hat sich diese 
Praxis inzwischen insofern verbessert, als dass die Ein-
tragung ausnahmsweise auch mit unvollständigen Per-
sonenstandsdaten erfolgen kann.

Ein weiteres Problem stellt sich bei der Vater-
schaftsanerkennung (beziehungsweise der Kindesaner-
kennung durch den Vater) bei den Zivilstandsbehörden, 
wenn sich ein Vater nicht genügend ausweisen kann. Bei 
Verweigerung der Vaterschaftsanerkennung blieb der 
Mutter des Kindes bis vor kurzem keine andere Wahl, als 
eine Vaterschaftsklage vor Gericht anzustreben. Gemäss 
Rechtsexperten stellt diese Praxis juristisch gesehen aber 
eine unnötige Verzögerung der Anerkennung dar und 
verstösst somit gegen das Kindeswohl (Caroni 2009; 
Göksu 2007; Nideröst 2009). Hier hat ebenfalls eine Wei-
sung des EAZW aus dem Jahr 2008 Abhilfe geschaffen, in 
der festgehalten ist, dass ein fehlender Wohnsitznach-
weis oder fehlende Angaben zur Abstammung des 
Vaters keinen Grund mehr darstellen, die Beurkundung 
der Vaterschaft zu verweigern.

Sollte das Kind einen Schweizer Vater haben, 
erhält es seit Januar 2006 durch die Anerkennung der 
Vaterschaft automatisch das Schweizer Bürgerrecht 
(Art. 1 Abs. 2 BüG). 

Was das Bleiberecht von Sans-Papiers-Müttern 
eines Schweizer Kindes angeht, so gibt es keine klaren 
Tendenzen zu verzeichnen. Gemäss einer Verfügung 
des Bundesverwaltungsgerichts führt die Geburt eines 
Kindes von einem Schweizer Vater und einer papier- 
losen Mutter nicht automatisch zu einer Aufenthalts-
bewilligung der Mutter. Hat die Mutter gegen das 
Gesetz verstossen, droht ihr und ihrem Kind laut Bun-
desverwaltungsgericht die Ausreise. Hierbei zeigt sich 
erneut die unterschiedliche Handhabung in der Praxis. 
So wurden im April 2010 die Härtefallgesuche zweier 

Frauen von der Elfenbeinküste abgelehnt, während das 
einer legal in die Schweiz eingereisten Kosovarin 
akzeptiert wurde. Die negativen Entscheide wurden 
damit begründet, dass das öffentliche Interesse und die 
Respektierung der strikten Auflagen der Härtefallrege-
lung in diesem Fall mehr Gewicht hätten als das Recht 
der beiden Frauen, in der Schweiz zu bleiben, weil 
keine von ihnen ein Zusammenleben mit dem jeweili-
gen Vater des Kindes in Betracht gezogen hätte. 89

7.2.2 recht der kinder auf obligatorischen  
Schulunterricht

In der Kinderrechtskonvention wie auch im Uno-
Pakt I ist das Recht eines jeden Kindes auf Bildung ver-
ankert. Es handelt sich dabei jedoch nicht um ein sub-
jektives Recht, das jemand einklagen könnte, sondern 
um eine Vorschrift, die sich an die gesetzgebenden Ver-
tragsstaaten richtet. 

Dagegen gewährt Artikel 19 der Bundesverfassung 
dem Einzelnen einen juristisch individuellen Anspruch 
auf ausreichenden und unentgeltlichen Grundschul-
unterricht. Zwar sind die Kantone für das Schulwesen 
zuständig (Art. 62 Abs. 1 BV), doch untersteht der Grund-
schulunterricht staatlicher Leitung oder Aufsicht  
(Art. 62, Abs. 2 BV). Somit sind die Kantone dazu ver-
pflichtet, bundesstaatliche Mindestanforderungen 
umzusetzen und allen Kindern, einschliesslich jenen 
ohne Aufenthaltsberechtigung, den obligatorischen 
Schulbesuch zu ermöglichen. Aber selbst wenn alle 
Schweizer Kantone schulpflichtigen Kindern und 
Jugendlichen in der Praxis das Recht auf Schulbesuch 
zusprechen würden, gibt es in der Schweiz auch in die-
sem Bereich keine gesetzlichen Grundlagen.

Das Recht auf Grundschulunterricht kollidiert mit 
dem Ausländergesetz, das die Wegweisung von illegal 
Anwesenden fordert. Dennoch hat laut Zemp (2009: 27) 
«das Recht auf Grundschulunterricht des Kindes insbe-
sondere aufgrund des Vorranges des Völkerrechts 
gegenüber den innerstaatlichen ausländerrechtlichen 
Interessen zu überwiegen».

Richtungsweisend in der konkreten Umsetzung 
dieses Grundrechts ist ein Schreiben der Schweizerischen 
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) aus dem Jahre 
1991. Darin bekräftigt die EDK den Grundsatz, «alle in 
der Schweiz lebenden fremdsprachigen Kinder in die 
öffentlichen Schulen zu integrieren. Jede Diskriminie-
rung ist zu vermeiden.» 90

Als die EDK erfuhr, dass das Luzerner Amt für Mig-
ration versuchte, eine Meldepflicht für papierlose Schul-
kinder einzuführen, reagierte sie im April 2003 mit 
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einem weiteren Schreiben, welches das zentrale Prinzip 
von 1991 bekräftigte. Zudem wies dieses Schreiben 
explizit darauf hin, dass «Kinder aus Familien, die keinen 
legalen Aufenthaltsstatuts besitzen, nicht zusätzlich 
unter dieser schwierigen Situation leiden dürfen; ihre 
Lebenslage ist zu prekär, als dass diese durch andere 
staatspolitische Anliegen zusätzlich belastet werden 
darf». 

In der Praxis scheint der Zugang zum obligatori-
schen Schulunterricht heutzutage landesweit gut zu 
funktionieren. In urbanen Gebieten, wie in den beiden 
Kantonen Basel-Stadt und Genf, sind entsprechende 
Regelungen allgemein bekannt. Die Zusammenarbeit 
zwischen den öffentlichen Institutionen und diversen 
Vereinen, NGO und Gewerkschaften, die sich für Sans-
Papiers einsetzen, scheint dabei eine wichtige Rolle zu 
spielen. In Genf macht zum Beispiel ein Link auf der 
Website der Erziehungsdirektion (DIP) die Eltern darauf 
aufmerksam, dass sie sich im Falle einer fehlenden Auf-
enthaltsbewilligung an das Centre de Contact Suisse-
Immigrés (CCSI) wenden können, das sich um die Anmel-
dung der Kinder in der Schule kümmert.

Nach Aussagen unserer Interviewpartnerinnen und 
-partner hat sich insgesamt gesehen der Zugang zum 
obligatorischen Schulunterricht in den letzten Jahren 
merklich verbessert. Auch in ländlichen Gebieten, in 
denen Sans-Papiers der Schulbesuch vor einigen Jahren 
zum Teil verwehrt blieb, scheint die Einschulung im All-
gemeinen zu funktionieren. Dennoch gibt es immer wie-
der Einzelfälle, in denen sich Schulen weigern, Kinder 
ohne Aufenthaltsstatus aufzunehmen.

Auch heute noch können aber indirekte Hinder-
nisse zu einer verspäteten Einschulung führen oder den 
Schulbesuch der Kinder und Jugendlichen erschweren. 
Einige Fachpersonen erwähnen, dass gewisse Kosten wie 
zum Beispiel für Schulmaterial, Transport oder Ausflüge 
Kinder am Schulbesuch hindern können. Zudem zieht 
auch die obligatorische Krankenversicherung für Schul-
kinder Probleme nach sich: Einerseits ist auch sie mit 
Kosten, die nicht alle Eltern aufzubringen vermögen, 
verbunden und andererseits läuft der Zugang zur Kran-
kenversicherung nicht in allen Regionen reibungslos ab 
(→ 7.3.).

Ein weiterer Grund, der papierlose Kinder und 
Jugendliche vom Schulbesuch abhält, ist die Angst 
denunziert zu werden. Sie ist nicht immer unbegründet, 
hatten doch zum Beispiel die Berner Behörden, gestützt 
auf den Artikel 10 der Verordnung vom 19. Juli 1972 
über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer, 91 das 
ausdrückliche Recht, von den Schulen Listen der auslän-
dischen Kinder zu verlangen. Mück (2007) findet bedenk-

lich, dass «obwohl diese Bestimmung nach Aussagen der 
betroffenen Kantone in der Praxis nicht angewendet 
wird, eine solche Regelung überhaupt besteht. Sie ist 
klar ein Hindernis für den Zugang zur Schule für Kinder 
ohne Aufenthaltsbewilligung und widerspricht damit 
der Kinderrechtskonvention.»

Zuletzt erschwert auch der seit April 2004 geltende 
Sozialhilfestopp für Personen mit NEE, der im Januar 
2008 auch auf abgewiesene Asylsuchende ausgedehnt 
wurde, den betroffenen Kindern den Zugang zum obli-
gatorischen Schulunterricht. Weil einige Behörden auf 
eine baldige Ausreise der von diesen Bestimmungen 
betroffenen Familien spekulieren, wird diesen Kindern 
monatelang der Schulbesuch verwehrt. Während sich 
das Problem im Kanton Bern inzwischen gelöst zu haben 
scheint, hält diese Praxis heute noch Kinder und Jugend-
liche beispielsweise im Tessin vom obligatorischen Schul-
unterricht ab. 

Unsere Interviewpartnerinnen und -partner beto-
nen, dass sich die Situation in den letzten Jahren allge-
mein verbessert hat, wofür sich auch die Berner Einfüh-
rungsverordnung vom Oktober 2009 zum Ausländer- und 
zum Asylgesetz als Beispiel heranziehen lässt, in der die 
Verordnung von 1972 aufgehoben und der Schulbesuch 
nicht mehr erwähnt wird. Dies hat ihrer Meinung nach 
dazu geführt, dass es gesamtschweizerisch kaum noch 
zu einem Informationsaustausch zwischen den Schul- 
und Einwohnerbehörden oder der Fremdenpolizei 
kommt. Einzig in kleinen, ländlichen Gemeinden, in 
denen eine Person mehrere Ämter ausübt, kann ein sol-
cher kaum verhindert werden. 

7.2.3 Zukunftsperspektive: postobligatorische 
ausbildung

Nach Abschluss der obligatorischen Schulzeit 
besteht für Sans-Papiers-Jugendliche kein Rechtsan-
spruch mehr auf Bildung, da im Artikel 19 der Bundes-
verfassung nur von «Grundschulunterricht» die Rede ist. 
Manche Kantone beziehen sich allerdings auch dabei 
auf das Rundschreiben der EDK von 1991 und machen 
keinen Unterschied zwischen obligatorischer und nach-
obligatorischer Schulbildung. Aus diesem Grunde scheint 
der Zugang zum Gymnasium und zu Vollzeitlehrgängen 
(wie sie vor allem im Kanton Genf angeboten werden) 
in einigen Regionen und Kantonen möglich zu sein. Laut 
Ernst Flammer, des ehemaligen Ressortleiters Allge-
meine Bildung des Staatssekretariats für Bildung und 
Forschung (SBF), ist es Sans-Papiers gestattet, in der 
Schweiz ihre Matura zu machen. 92

Die wenigen Sans-Papiers, die bisher das Gymna-
sium in der Schweiz abgeschlossen haben, können sich 
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anschliessend gemäss Aussagen der Fachpersonen an 
einer Schweizer Universität oder Fachhochschule imma-
trikulieren. Aus den Interviews wurde jedoch nicht klar, 
ob der Hochschulbesuch mehrheitlich mit oder ohne 
Aufenthaltsbewilligung stattfindet. 

Gemäss der Rektorenkonferenz der Schweizer Uni-
versitäten (CRUS) können Sans-Papiers ihre Situation 
durch ein Studium verbessern, da sie mit dem Abschluss 
der Matura eine Aufnahmebestätigung für den Hoch-
schulbesuch erhalten. Um eine Aufenthaltsbewilligung 
zu bekommen, muss der Antrag dafür mit einem gülti-
gen Reisepass im Herkunftsland eingereicht werden. 93

Eine andere Art der postobligatorischen Ausbil-
dung sind Praktika und Berufslehren. Sans-Papiers sind 
von dieser Option jedoch ausgeschlossen, da jede post-
obligatorische Ausbildung, mit der eine Erwerbstätig-
keit im Sinne des Ausländerrechts einhergeht […] einer 
Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung bedarf (Nideröst 
2009: 410). Dies betrifft insbesondere die dualen Lehr-
gänge, die im Jahr 2008 88 Prozent der beruflichen 
Grundausbildung in der Schweiz ausmachten. 94

Die Forderungen nach einem Lehrstellenzugang für 
papierlose Jugendliche sind in den letzten Jahren immer 
lauter geworden und führten schliesslich zu einer von Luc 
Barthassat (CVP, GE) im Oktober 2008 im Nationalrat ein-
gereichten Motion mit dem Ziel, Jugendlichen ohne 
gesetzlichen Status eine Lehre zu ermöglichen. 95 Darauf-
hin wurden zwischen Ende 2009 und Anfang 2010 in meh-
reren Stadt- und Kantonsparlamenten Vorstösse zu die-
sem Anliegen eingereicht. 96 Am 17. Februar 2010 teilte die 
Stadt Lausanne auf ihrer Webseite mit, dass sie Sans-
Papiers-Jugendlichen in der Gemeindeverwaltung eine 
Lehre ermöglichen möchte. Oscar Tosato, der für Jugend 
und Erziehung zuständige Stadtrat, beruft sich dabei auf 
die Kinderrechtskonvention, die auf Gleichbehandlung 
und Schutz vor Diskriminierung abzielt. 97 Laut Nideröst 
«lässt sich aus verschiedenen Artikeln der Kinderrechts-
konvention ohne Weiteres eine völkerrechtliche Verpflich-
tung der Schweiz ableiten, papierlosen Jugendlichen den 
Zugang zu weiterführenden Ausbildungsmöglichkeiten 
nach Abschluss der Grundschule gleich wie anderen hier 
wohnhaften Jugendlichen zu ermöglichen» (2009: 411).

Um dies zu erreichen, reichte Antonio Hodgers (GPS, 
GE) im Dezember 2009 im Nationalrat eine Motion ein, die 
die Einhaltung der Kinderrechtskonvention bei Kindern 
ohne Rechtsstatus forderte. Nachdem sie im März 2010 
vom Nationalrat angenommen worden war, scheiterte sie 
im Herbst 2010 im Ständerat. Erfolgreich war jedoch die 
Motion von Luc Barthassat. Beide Kammern stimmten ihr 
zu und erteilten somit dem Bundesrat den Auftrag, ent-
sprechende Lösungsvorschläge auszuarbeiten.

 Damit nach abgeschlossener Lehre auch der 
Zugang zum Arbeitsmarktzugang ermöglicht werden 
könnte, bräuchte es weitere Änderungen. Eine Teil- 
lösung stellt die im Juni 2010 vom Ständerat angenom-
mene parlamentarische Initiative von Jacques Neirynck 
(CVP, VD) dar, in der gefordert wird, die erleichterte 
Zulassung und Integration von Ausländerinnen und Aus-
ländern aus Nicht-EU/EFTA-Staaten mit Schweizer Hoch-
schulabschluss auf dem Arbeitsmarkt auf die Absolven-
ten einer Berufslehre auszuweiten. 

Zwischenfazit

In den letzten Jahren zeichnete sich eine tenden- 
zielle Verbesserung des Umgangs der Behörden mit  
minderjährigen Sans-Papiers ab. Das Prinzip des «vorran-
gigen Interesses des Kindes» setzte sich im Alltag  
weitgehend durch; wie die oben diskutierten Punkte – 
Eintragung bei Geburt und Vaterschaftsanerkennung – 
belegen. Zudem scheint der Zugang zum obligatori-
schen Schulbesuch mittlerweile bis auf wenige 
Ausnahmen gut zu funktionieren. All dies hat laut den 
Fachpersonen dazu beigetragen, dass heute bei der 
Behandlung von Härtefällen der Situation von Jugendli-
chen, die sich schon lange im Land aufhalten, mehr Auf-
merksamkeit geschenkt wird.

Doch trotz dieser positiven Entwicklungen besteht 
gerade bei den Sans-Papiers-Kindern und Jugendlichen 
nach wie vor besonderer Handlungsbedarf. Ein grosses 
Problem stellt zum Beispiel die Weigerung einzelner 
Schulen dar, Kinder aus Familien mit NEE einzuschulen. 
Ein anderer Brennpunkt ist der mangelnde Zugang zu 
einer postobligatorischen Ausbildung für diese jungen 
Menschen und somit auch zu einer gesicherten Zukunfts-
perspektive. 

Expertinnen und Experten bestätigen, dass einige 
Jugendliche im 8. Schuljahr, wenn ihnen die Aussichts- 
losigkeit der Situation und ihre Ohnmacht bewusst wird, 
ihr Verhalten ändern: Vorher gut integrierte und auf-
merksame Schüler können zu aufsässigen und desinte- 
ressierten Jugendlichen werden. Dabei spielt vor allem 
der Vergleich mit den Gleichaltrigen eine wichtige Rolle, 
wie dies ein Experte beschreibt:

«Sobald sich die Jugendlichen bewusst werden, dass 
sie irgendwie anders sind, was sich etwa beim Zugang zur 
beruflichen Ausbildung zeigt, dann werden grosse Unter-
schiede beim Verhalten und bei der schulischen Motiva-
tion beobachtet. Wenn sie nicht sehen, wie es weiterge-
hen soll, dann ziehen sie sich in sich selbst zurück, fehlen 
in der Schule, reissen aus, werden gewalttätig. Man sieht 
Kinder, die sich von einem Jahr zum anderen in ihrer Per-
sönlichkeit verändern (im allgemeinen während der ach-
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ten Klasse), was bei anderen jugendlichen Altersgruppen 
nicht beobachtet wird»

Während jugendliche Sans-Papiers genau wie ihre 
Schweizer Altersgenossen zur Schule gegangen sind und 
sozialisiert wurden, wird ihnen aufgrund der fehlenden 
Aufenthaltsbewilligung der Zugang zu einer postobliga-
torischen Ausbildung verwehrt. Nicht nur die Jugendli-
chen selbst, sondern auch die Schweiz würde laut Fach-
personen von einer postobligatorischen Ausbildung der 
Sans-Papiers profitieren: Die in langen Jahren in die Bil-
dung investierten Ausgaben würden sich so auszahlen. 
Mit dem Abschluss der Lehre oder einer weiterführenden 
Ausbildung wären die auf dem Arbeitsmarkt aktiven jun-
gen Erwachsenen nämlich der Schweizer Wirtschaft indi-
rekt durch ihre Produktivität und dem Staat direkt durch 
ihre Steuern und Sozialversicherungsabgaben nützlich. 
Ein Experte fasste dies kurz als Anlagerendite («un retour 
sur investissement») zusammen.

Weil Kinder und Jugendliche nicht dafür verant-
wortlich sind, dass sie ohne Aufenthaltsbewilligung in 
der Schweiz leben, sollte ihnen nach Aussagen von Fach-
personen besondere Aufmerksamkeit gewidmet wer-
den, um ihnen nicht zuletzt eine Zukunftsperspektive zu 
gewähren. Eine Lösung des Problems wird sich in der 
Zukunft aufdrängen, gehören doch immer mehr Sans-
Papiers der zweiten und teilweise gar dritten Generation 
an, die ausser der fehlenden Aufenthaltsberechtigung 
nichts mehr von ihren gleichaltrigen Kameraden oder 
Kameradinnen unterscheidet.
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7.3 gesundheit und gesundheitsversor-
gung 

Wie wichtig das Thema Gesundheit für alle Men-
schen ist, braucht nicht eigens betont zu werden. Für 
Sans-Papiers, die oft körperlich anstrengende Tätigkei-
ten verrichten und sich keine Unterbrechung ihrer Arbeit 
und einen damit verbundenen Verdienstausfall erlau-
ben können, ist gute Gesundheit geradezu existentiell. 
Migrierende allgemein und Sans-Papiers im Besonderen 
sind in der Regel jung und im Vergleich zur Herkunfts-
bevölkerung überdurchschnittlich gesund («healthy 
migrant effect»). Umgekehrt können prekäre Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse sowie die ständige Angst, ent-
deckt zu werden, den Gesundheitszustand massgeblich 
beeinträchtigen. 

Angesichts der Heterogenität der Personen ohne 
Aufenthaltserlaubnis und der Vielfalt ihrer Migrations-
hintergründe lassen sich keine allgemeingültigen Aus- 
sagen über ihren Gesundheitszustand machen, auch 
wenn inzwischen relativ zahlreiche Studien zu diesem 
Thema vorliegen. Diese zeigen zumindest, dass Sans-
Papiers generell ähnliche Gesundheitsprobleme haben 
wie die übrige Bevölkerung. Allerdings ist bei ihnen die 
Tuberkuloseprävalenz erhöht, was sich teilweise durch 
ihre äusserst prekären Lebensverhältnisse erklären lässt 
(Bodenmann et al. 2007). 

Zusammen mit den Expertenaussagen erlauben die 
vorhandenen Erkenntnisse, sich ein grobes Bild einiger – 
teilweise widersprüchlicher – Entwicklungstrends der 
letzten Jahre zu machen. Vorher soll aber kurz auf die 
rechtlichen Rahmenbedingungen der Gesundheitsver-
sorgung eingegangen werden.

7.3.1 recht auf gesundheitliche Versorgung

Das Recht auf grösstmögliche körperliche und 
geistige Gesundheit für alle Menschen ungeachtet ihres 
Aufenthaltsstatus ist in mehreren internationalen 
Abkommen und Verträgen festgehalten: Der Internati-
onale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte verpflichtet die Vertragsstaaten sämtliche Vor-
kehrungen zur vollen Verwirklichung dieses Rechts zu 
unternehmen (Art. 12). Aus diesen Bestimmungen las-
sen sich allerdings keine gerichtlich einforderbaren 
Ansprüche ableiten. 

Die schweizerische Bundesverfassung schreibt vor, 
dass sich Bund und Kantone dafür einsetzen sollen, dass 
alle Personen Anspruch auf die für ihre Gesundheit not-
wendige Pflege haben (Art. 41 lit b). 98 Dieser Anspruch 
gilt ungeachtet ihrer ausländerrechtlichen Stellung. Vor 
allem aber ist das Recht auf Nothilfe, das unter anderem 
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die entsprechende medizinische Versorgung umfasst, in 
der Bundesverfassung schriftlich festgehalten und 
begründet einen subjektiven Anspruch (Art. 12). In die-
sem Artikel wird zwar die medizinische Versorgung nicht 
explizit erwähnt; die Rechtsprechung erkennt jedoch 
mehrheitlich einen Anspruch auf rechtsgleichen und dis-
kriminierungsfreien Zugang zu grundlegender medizini-
scher Versorgung als Teil des Grundrechts auf Existenz- 
sicherung an. Laut Kiener und von Büren (2007) ergibt 
sich auch ausserhalb eines Notfalls auf der Grundlage  
des verfassungsrechtlichen Persönlichkeitsschutzes ein 
Anspruch auf medizinische Grundversorgung.

Spitäler und Ärzteschaft sind daher verpflichtet, 
zumindest in Notfällen Hilfe zu leisten. Da sie der beruf-
lichen Schweigepflicht unterstehen, dürfen sie die Behör-
den nicht über den Aufenthaltsstatus ihrer Patientinnen 
und Patienten informieren (Nideröst 2009). Eventuelle 
Meldungen können nur dann gemacht werden, wenn 
die Situation einer ausdrücklichen Anzeigepflicht vor-
liegt, beispielsweise bei schweren Straftaten der zu 
behandelnden Patienten oder Patientinnen (Davet 2008). 
Dieser Tatbestand steht allerdings nicht mit der Aufent-
haltssituation in Zusammenhang. 

7.3.2 Versicherungspflicht

Alle Personen, die einen zivilrechtlichen Wohnsitz 
in der Schweiz haben, sind verpflichtet, eine Krankenver-
sicherung abzuschliessen. Dieses Obligatorium wurde 
den Kantonen durch ein Kreisschreiben des Bundesamtes 
für Gesundheit (BAG) und des Bundesamtes für Sozial-
versicherung (BSV) vom 23. Dezember 2002 in Erinne-
rung gerufen, das ausdrücklich darauf hinweist, dass 
diese Verpflichtung auch für Sans-Papiers gilt und dass 
der Zugang von Sans-Papiers zur Gesundheitsversorgung 
«nicht zuletzt auch im Interesse der schweizerischen 
Bevölkerung liegt». In der Weisung ist zudem festgehal-
ten, dass es «nicht im Ermessen der Versicherer [liegt], zu 
entscheiden, wer sich versichern kann oder nicht». Laut 
Krankenversicherungsgesetz haben ferner auch Men-
schen ohne Papiere «in bescheidenen wirtschaftlichen 
Verhältnissen» ein Recht auf eine Herabsetzung der Prä-
mien, falls sie die kantonalen Anspruchsvoraussetzungen 
erfüllen (Art. 65) (Achermann 2003).

Seit der Einführung des Sozialhilfestopps ist die 
Situation von abgewiesenen Asylsuchenden insofern 
kompliziert, als dass viele Kantone den Ausschluss aus 
der Sozialhilfe mit einem Ausschluss aus der Krankenver-
sicherungspflicht gleich setzen und dahin gehend argu-
mentieren, dass die Nothilfe lediglich eine medizinische 
Notfallversorgung beinhalte. Die schweizerische Konfe-
renz der Sozialdirektorinnen und -direktoren (SODK) 
empfiehlt daher, ausreisepflichtige Personen, deren 

Rückführung absehbar sei, nicht zu versichern. Dieser 
Auslegung widersprechen verschiedene Juristinnen und 
Juristen (Achermann 2006; Amarelle 2010; Nideröst 2009; 
Trummer 2008). Amarelle (2010) und Nideröst (2009) wei-
sen ferner auf das Gleichbehandlungsgebot sämtlicher 
versicherungspflichtiger Personen bezüglich Leistungs-
umfang hin; eine Reduzierung des Leistungskatalogs 
nach Krankenversicherungsgesetz auf eine medizinische 
Notfallversorgung wäre mit dem verfassungsrechtlich 
verankerten Gebot der Rechtsgleichheit nicht vereinbar. 

7.3.3 entwicklung in der Praxis

Die Aussagen der befragten Fachpersonen sowie 
die Fachliteratur lassen insgesamt auf eine positive Ent-
wicklung in den letzten zehn Jahre schliessen. Dies zeigt 
sich unter anderem daran, dass die Angestellten im 
Gesundheitswesen inzwischen über Situation und Rechts-
lage der Sans-Papiers besser informiert sind, zahlreiche 
Weiterbildungen durchgeführt wurden und sich die Ver-
sorgungssituation in Regelinstitutionen und Privatpra-
xen verbessert hat. In vielen Städten wurden inzwischen 
Beratungs- und Vermittlungsstellen für Sans-Papiers ein-
gerichtet oder bestehende Dienste erweitert. Die ersten 
Ambulatorien, die zum grössten Teil Menschen ohne 
Aufenthaltspapiere gesundheitlich beraten oder behan-
deln, entstanden in der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre 
in den Kantonen Genf und Waadt in direkter Zusammen-
arbeit mit den Universitätsspitälern. 99 

Seit dem Jahr 2000 wurden auch in anderen Städ-
ten auf zivilgesellschaftliche Initiativen hin (Médecins du 
Monde, Médecins sans frontières, HEKS, SRK usw.) Ambu-
latorien oder Beratungsangebote geschaffen, die unter 
anderem Gesundheitsfragen abdecken. Beispiele dafür 
sind: Frisanté in Freiburg (2003), Meditrina in Zürich 
(2006), Gesundheitsversorgung für Sans-Papiers Bern 
(2007), Réseau Santé Migrants in La-Chaux-de-Fonds 
(2007) und Salute Nell’Ombra in Lugano (2008). Diese 
niederschwelligen Dienste funktionieren oft nach einem 
doppelten «gate keeping»-Prinzip: Eine Pflegefachper-
son berät den Patienten und leitet ihn, falls nötig, an 
eine Allgemeinärztin weiter, die ihn ihrerseits an einen 
Spezialisten oder Spitaldienst überweisen kann. Allge-
meine Anlaufstellen für Sans-Papiers, wie die in Basel 
(2001) oder in Aarau (2008), arbeiten mit Ärztenetzwer-
ken und Spitälern zusammen, an die sie ihre Klientel ver-
mitteln können. Wie aus einer gegenwärtig laufenden 
Studie hervorgeht, 100 ist Zusammenarbeit mit öffentli-
chen oder privaten Spitälern keine Westschweizer Exklu-
sivität, Transparenz über bestehende Verfahren und 
Abmachungen hingegen schon. 

Diese Dienste beraten Sans-Papiers über den 
Abschluss einer Krankenversicherung und unterstützen 
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sie, wenn Versicherer die Aufnahme verweigern. Aus 
mehreren Städten wird berichtet, dass es für Personen 
ohne Aufenthaltsbewilligung praktisch unmöglich ist, 
sich ohne fachliche Hilfestellung versichern zu lassen. 
Dies gilt in noch stärkerem Masse für die Einforderung 
einer Prämienverbilligung, wobei einzelne Kantone 
unterdessen besondere Verfahren für die Einreichung 
und Behandlung der Gesuche eingeführt haben. In ver-
schiedenen Städten funktionieren beide Schritte gut, 
auch wenn ab und zu über «Pannen» und Meldungen 
an die Migrationsbehörden berichtet wird. Einmal mehr 
sind in diesem Bereich die lokalen Rahmenbedingungen 
und folglich auch die Beratungsstrategien der Anlauf-
stellen sehr unterschiedlich. Die Einführung des BGSA 
und die neuen Vorkehrungen im Ausländerrecht, die 
erhöhte Sanktionen gegen Hilfeleistungen an Personen 
ohne Aufenthaltserlaubnis vorsehen (Kapitel 6.2.1), 
haben vor allem zu Beginn (2008) auch im Gesundheits-
wesen zu Verunsicherung geführt, obwohl die Melde-
pflicht die Krankenversicherung nicht tangiert.

Aussagen von Fachpersonen weisen ebenfalls auf 
eine sehr unterschiedliche Praxis bezüglich der Versiche-
rung von Personen, die Nothilfe beziehen: Einzelne Kan-
tone entscheiden prinzipiell nur von Fall zu Fall über den 
Abschluss einer Krankenversicherung für abgewiesene 
Asylsuchende, andere versichern prinzipiell all jene Perso-
nen, die Nothilfe beziehen (AG, LU, VD usw.) oder Nothilfe 
beziehen und noch von den Gemeinden betreut werden 101 
(BE), wiederum andere Kantone beschränken die Versiche-
rung auf besonders verletzliche Personen oder auf abge-
wiesene Asylsuchende im engeren Sinn. Das bedeutet, dass 
Personen mit NEE prinzipiell nicht versichert werden (GR, 
TI) (Trummer 2008). Manchmal wird eine Versicherung erst 
abgeschlossen, wenn bei schwerer Krankheit höhere Kos-
ten abzusehen sind. Es erstaunt daher nicht, dass Versiche-
rer diese Praxis kritisch betrachten.

Gesundheitskosten von Personen in der Nothilfe 
haben die Kantone zu übernehmen. Andere Sans-
Papiers, die nicht gemeldet sind, beteiligen sich teil-
weise an den Behandlungskosten in privatrechtlichen 
oder öffentlichen Diensten oder übernehmen je nach 
Möglichkeit die Kosten ganz. Die Praxis diesbezüglich 
ist sehr unterschiedlich, aber Fachpersonen haben eine 
Entwicklung in Richtung einer vermehrten Kostenbetei-
ligung der Klientel beobachtet, beispielsweise in Genf, 
wo die Betreuung weitgehend durch die öffentliche 
Hand finanziert wird. Bei grösseren Beträgen vereinba-
ren die Leistungserbringenden Möglichkeiten einer 
Ratenbezahlung. Leistungserbringende beklagen sich 
über die Weigerung der Versicherer, infolge einer Nicht-
bezahlung der Prämien die Gesundheitskosten zu über-
nehmen, was seit 2006 auch bei Sans-Papiers oft vor-
kommt.

7.3.4 bedeutung von gesundheit im alltag

Auch Menschen ohne Aufenthaltsbewilligung – 
besonders Frauen – sind sich durchaus bewusst, wie wichtig 
eine gute Gesundheit für sie ist. Solange sie keine Beschwer-
den haben, ist jedoch Prävention und aktive Gesundheits-
förderung angesichts dringenderer Probleme selten ein 
Thema. Um Kosten zu vermeiden und aus Angst, entdeckt 
zu werden, schieben sie Arztbesuche in der Regel auf, bis 
sich die Beschwerden zuspitzen und aufwändige Behand-
lungen erfordern (Achermann und Chimienti 2006a, 
2006b). Selbstmedikation und Hausmedizin sind besonders 
verbreitet. Die beiden Autorinnen zeigen auf, wie auch 
Sans-Papiers – genau wie andere Menschen – sehr unter-
schiedliche gesundheitsrelevante Handlungsstrategien 
entwickeln, die massgeblich von ihren eigenen Ressourcen 
(soziale Unterstützung, Wissen, finanzielle Mittel usw.), 
ihrem Alltag und den lokalen Rahmenbedingungen 
geprägt sind. Gleichzeitig sind sie besonderen Zwängen 
ausgesetzt, und Strategien zur Stressbewältigung spielen 
in ihrem Leben eine wichtige Rolle, da sie häufiger als 
andere Menschen mit unvorhersehbaren Situationen kon-
frontiert sind und beispielsweise im Krankheitsfall selten 
auf einen Erwerbsersatz zählen können. Die Erwerbstätig-
keit ist eine besonders wichtige Ressource, die nicht nur 
Einkünfte sichert, Orientierung bietet und Kontakte 
ermöglicht, sondern auch hilft, den Alltag zu strukturieren, 
und damit eine gewisse Normalität in eine nicht konforme 
Lebenslage bringt. Carbajal (2007) illustriert diese ständige 
Gratwanderung in einem prinzipiell unvorhersehbaren 
Lebenskontext in einem Artikel am Beispiel von lateiname-
rikanischen Frauen in der Schweiz. Sie zeigt auf, wie viele 
von ihnen abschnittweise einen beinahe «normalen» All-
tag verbringen, wobei sie jederzeit durch einen Zwischen-
fall auf ihre Illegalität zurückgeworfen werden können.

Normalität herzustellen ist hingegen für Sans-
Papiers ohne Erwerbstätigkeit, die vielfach aus dem Asyl-
bereich stammen, denkbar schwierig. Der ständige mit 
der Unsicherheit verbundene Stress wirkt sich deshalb 
auch direkt auf das psychische und physische Wohlbefin-
den aus. Nothilfebeziehende fühlen sich meist hilflos bis 
ohnmächtig, da sie in besonderem Masse auf Fremdhilfe 
angewiesen sind, wenig Perspektiven haben und immer 
wieder daran erinnert werden, dass sie unerwünscht 
sind. Mehrere Fachpersonen berichten von einer Ver-
schlechterung des psychischen und physischen Gesund-
heitszustands, bis hin zu psychotischen Reaktionen und 
einer Zunahme von Suchtverhalten – Alkohol und zuneh-
mend auch andere Drogen vor allem bei Männern – bei 
Personen, die über längere Zeit Nothilfe beziehen. 

Eine 45-jährige Interviewpartnerin, die seit bald 
zwei Jahren in einem Zivilschutzkeller im Kanton Bern 
lebt, nachdem sie vorher einer Arbeit nachgegangen 
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war und eine Wohnung gehabt hatte, umschreibt ihre 
Situation mit folgenden Worten:

«Wir sind im Untergeschoss, es gibt hier nicht einmal 
ein Fenster, es ist ein Keller, sechs bis sieben Personen in 
einem Zimmer. Alle Menschen hier haben Kopfschmerzen, 
denn es gibt weder Luft, noch hat es Licht oder ein Fenster. 
Und du hast nichts zu tun. Es geht mir nicht gut. (…) Ohne 
Medikamente [Schmerzmittel] kann ich nicht schlafen.»

Wie manche abgewiesene Asylsuchende, deren 
Zugang zum illegalen Arbeitsmarkt sich aus verschiedenen 
Gründen beinahe unmöglich gestaltet, hat diese Kongole-
sin ihre Bewältigungskompetenzen teilweise verloren und 
leidet seither unter depressiven Verstimmungen. In ähnli-
chen Lebenslagen wird es für die betreffenden Menschen 
ausserordentlich schwierig, (neue) Handlungsstrategien zu 
entwickeln und eine Rückkehr oder Weiterreise ins Auge 
zu fassen, wodurch sie sich zusätzlich dem Verdacht ausset-
zen, ihre Störungen zu simulieren, um sich einer Wegwei-
sung zu entziehen. Die Häufung von körperlichen und 
psychischen Störungen bis hin zu Stressreaktionen, die in 
(selbst)zerstörerische, aggressive und gewalttätige Verhal-
tensausbrüche münden können, haben beispielsweise im 
Kanton Waadt die für die Nothilfe zuständige Stelle 
(EVAM) dazu bewogen, psychosoziologisch spezialisiertes 
Personal zur Frühaufdeckung und Prävention von schwe-
ren Störungen und Vermeidung von folgenschweren Zwi-
schenfällen einzusetzen. Ausserdem werden seit Januar 
2009 alle Nothilfebeziehenden krankenversichert und 
wenn nötig medizinisch betreut. 

Unter gewissen Umständen ist eine Härtefallrege-
lung aufgrund schlechter Gesundheit möglich, insbeson-
dere wenn der Zugang zu medizinisch notwendiger 
Behandlung im Herkunftsland nachgewiesenermassen 
nicht gewährleistet ist. Auch diesbezüglich gibt es keinen 
Anspruch auf Aufenthaltsregelung, und eine Legalisie-
rung kommt nur nach einer eingehenden Prüfung ent-
sprechender Voraussetzungen und unter Berücksichti-
gung der Gesamtsituation zustande. 

7.3.5 einschätzungen und neueste  
entwicklungen

Wie hoch der Anteil der Personen ohne Aufent-
haltsbewilligung ist, die krankenversichert sind, kann nur 
spekuliert werden. In einer Informationsbroschüre des 
SRK wird für das Jahr 2007 von 80 bis 90 Prozent nicht-
versicherten Sans-Papiers ausgegangen. 102 Mehrere der 
von uns befragten Migrantinnen und Migranten sind 
zwar krankenversichert, es ist aber bekannt, dass vor 
allem Erwachsene aus Kosten- und Vertraulichkeitsgrün-
den auf den Beitritt zu einer Grundversicherung verzich-
ten. Für manche Sans-Papiers machen Krankenkassen-

prämien einen wesentlichen Einkommensanteil aus und 
sind ohne Prämienverbilligung beinahe unerschwinglich. 

In einzelnen Kantonen oder Städten werden Neu-
geborene oder Kinder praktisch systematisch versichert, 
was auch den Zugang zur Regelversorgung wesentlich 
erleichtert. Gewiss ist, dass ein funktionierendes Prämi-
enverbilligungsverfahren, bei dem die Verbilligung die 
ganze Prämie abdecken kann, den Versicherungsabschluss 
wesentlich erleichtert, da die Versicherten nicht riskieren 
müssen, infolge einer Betreibung wegen ausstehender 
Prämien den Behörden gemeldet zu werden.

Winizki (2009) moniert deshalb, dass die Gewähr-
leistung des obligatorischen Krankenversicherungsschut-
zes nur durch eine funktionierende Prämiensubventio-
nierung gewährleistet werden kann. Die Frage, was 
Kantone und Bund unternehmen sollen, um den Zugang 
zur Regelversorgung im Gesundheitswesen sicher zu stel-
len, ist Gegenstand des Postulats von Bea Heim von 2009, 
mit dem sie eine bessere Sicherstellung des Zugangs zur 
Krankenversicherung und zur Gesundheitsversorgung 
fordert. 103 In eine andere Richtung zielt der Motionsantrag 
Alex Ruprecht, 104 der einen Ausschluss der Sans-Papiers aus 
der Grundversicherung in Erwägung zieht, wie er teilweise 
auch von Versicherungskreisen gefordert wird. In seiner 
Antwort, die eine Ablehnung der Motion beantragt, hält 
der Bundesrat am 26.05.2010 Folgendes fest: 

«Der Bundesrat erachtet es als zentral, dass allen 
Personen, die in der Schweiz leben – unabhängig von 
ihrer Herkunft oder ihrem Aufenthaltsstatus – dieselbe 
medizinische Versorgung zur Verfügung gestellt wird. 
Zudem würde die Errichtung eines parallelen Gesund-
heitssystems, wie es der Motionär fordert, redundante 
Strukturen schaffen. (…) Allerdings besteht tatsächlich 
Bedarf nach Klärung bestimmter Fragen im Zusammen-
hang mit der Versicherung der Sans-Papiers, die im Übri-
gen keine genau definierte Gruppe bilden. Deshalb hat 
sich der Bundesrat in seiner Antwort auf das Postulat 
Heim (…) bereit erklärt, die Situation der Sans-Papiers in 
den einzelnen Kantonen zu untersuchen.»

Inwiefern sich der Sozialhilfestopp im Asylbereich 
auf den Umgang mit Sans-Papiers im Gesundheitswesen 
auswirken wird, bleibt abzuwarten. Die Tatsache, dass 
abgewiesene Asylsuchende nicht immer im zugeteilten 
Kanton Hilfe in Anspruch nehmen, kann insbesondere 
bei kostspieligen Behandlungen von Personen ohne 
Krankenversicherung zu Finanzierungskonflikten zwi-
schen einzelnen Kantonen führen. Ausserdem ergeben 
sich in diesem Zusammenhang neue Fragen im Umgang 
mit Niederschwelligkeit und Anonymität der Versor-
gung, wenn Sans-Papiers ihren Status als abgewiesene 
Asylsuchende nicht offen legen (mögen). 
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Zwischenfazit

Die Situation im Gesundheitswesen ist in mehr- 
facher Hinsicht ein Schulbeispiel für allgemeine Span-
nungsfelder, die der Sans-Papiers-Frage zugrunde liegen: 
Erstens besteht zwischen der relativ klaren Rechtslage 
und der konkreten Umsetzung eine massgebliche Kluft, 
die in vielen anderen Alltagsbereichen ebenfalls beob-
achtet wird. Zweitens sind die kantonalen und lokalen 
Unterschiede in der alltäglichen Versorgungspraxis 
beträchtlich. Inwieweit diesbezüglich spezifische Oppor-
tunitätsstrukturen, mangelnde Informationen oder auch 
die Handlungsstrategien der Sans-Papiers eine Rolle spie-
len, lässt sich allerdings nicht ohne Weiteres ausmachen. 
Drittens zeichnen sich angebotsseitig divergierende Ent-
wicklungen zwischen dem Asyl- und dem übrigen Aus-
länderbereich ab, die sich längerfristig wiederum gegen-
seitig beeinflussen dürften. 
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7.4 weitere brennpunkte

Im Leben von Sans-Papiers gibt es viele weitere 
Problembereiche. Einige davon wurden in Gesprächen 
sowohl mit direkt Betroffenen als auch mit Fachperso-
nen mehrmals erwähnt und sollen hier deshalb kurz 
erläutert werden. Dazu gehören ganz konkrete Hin-
dernisse im Alltag, wie beispielsweise die Unmöglich-
keit, seit Inkrafttreten des Geldwäschereigesetzes 
1998 ein Bankkonto zu eröffnen. Im Folgenden wer-
den vier Themenkomplexe diesbezüglich ausführlicher 
betrachtet. 

7.4.1 wohnen

Die Wohnsituation stellt für Sans-Papiers eines der 
grössten Probleme im Alltag dar. Erstens ist es für sie 
gerade in den von Wohnungsnot betroffenen grösse-
ren Städten – wie beispielsweise Genf und Zürich – 
besonders schwierig, überhaupt eine freie Wohnung zu 
finden, die auch mit einem geringen Einkommen 
bezahlbar ist. Zweitens ist es üblich, dass Vermietende 
eine Aufenthaltsbewilligung sowie Garantien verlan-
gen, da in der Schweiz neue Mietverhältnisse bei den 
Einwohnerkontrollen gemeldet werden müssen. Ver-
mieterinnen und Vermieter können sich strafbar machen, 
wenn sie Sans-Papiers ein Mietobjekt anbieten – ein 
Risiko, das kaum jemand eingehen mag, der unter 
mehreren Interessenten auswählen kann. Drittens 
besteht für Personen ohne Aufenthaltsberechtigung 
die Gefahr, von Vermieterinnen und Vermietern ausge-
nutzt zu werden, die sich an der Untermiete zu berei-
chern suchen. 

Aus diesen Gründen wohnen zahlreiche Sans-
Papiers entweder in Untermiete bei Verwandten oder 
Bekannten des Herkunftslandes oder bei Partnerinnen 
und Partnern mit Niederlassung in der Schweiz bezie-
hungsweise mit schweizerischer Staatsbürgerschaft. 
Andere teilen sich Wohnungen oder leben bei ihren 
Arbeitgebenden, was vor allem für Hausangestellte 
und Beschäftigte in der Landwirtschaft zutrifft. Diese 
Wohnform kann Vorteile wie Nachteile bergen. Für 
einige stellt sie eine praktische und eventuell auch kos-
tengünstige Lösung dar. Für andere Hausangestellte 
kann das so genannte «live in»-Modell – das Wohnen 
bei Arbeitgebenden – bedeuten, dass sie besonders 
leicht Ausbeutung und Erpressung ausgeliefert sind, 
sich nie zurückziehen können und rund um die Uhr 
verfügbar sein müssen. Somit trägt der Umzug in eine 
eigene, unabhängige Wohnung meist zu einer Verbes-
serung der Lebenssituation bei (Pfäffli 2009). Lutz 
schreibt dazu in einer Studie zu Hausangestellten in 
Deutschland:
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«Für Personen, welche nicht über ein Netzwerk vor 
Ort verfügen, mag ein «live in»-Arrangement wün-
schenswert sein. Auf lange Zeit gesehen, wünschen sich 
aber viele Hausangestellte eine eigene, von der Anstel-
lung unabhängige Unterkunft. Ist das «live in» jedoch an 
die Anstellung und somit auch an die Aufenthaltsbewil-
ligung gekoppelt, fällt die Entscheidung, den Arbeit- 
geber zu wechseln, nicht leicht.»

Viele Sans-Papiers teilen sich Wohnräume, was zu 
einem Problem werden kann, wenn beispielsweise die 
Anwesenheit einer Person bei einer polizeilichen Kon-
trolle aufgedeckt wird und daraufhin die Mitbewoh-
ner Gefahr laufen, ebenfalls entdeckt und ausgewie-
sen zu werden. Diejenigen Sans-Papiers, die zuvor 
legal in der Schweiz lebten und in dieser Situation eine 
Wohnung mieten konnten, befinden sich bezüglich 
der Unterkunft in der Regel in einer besseren Lage, 
falls sie diese Wohnung beibehalten konnten und in 
der Lage sind, die Miete weiterhin zu bezahlen (Acher-
mann und Efionayi-Mäder 2003:55). Andere Sans-
Papiers übernachten in öffentlichen Notunterkünften 
oder – im Falle von abgewiesenen Asylsuchenden – in 
Nothilfezentren. 

Die Wohnsituation der Sans-Papiers hat sich über 
die Jahre nicht merklich verändert, abgesehen von der 
konjunkturellen Wohnungsnot, die zwar die gesamte 
Bevölkerung, jedoch Papierlose in ausgeprägtem Masse 
betrifft. Es gibt vereinzelte Hinweise darauf, dass sich 
auch in Schweizer Städten, wie aus anderen Ländern 
bekannt ist, ein Parallelmarkt entwickelt, der unter ande-
rem auch von Sans-Papiers genutzt wird. Dieses Phäno-
men wurde in der Schweiz bisher jedoch noch nicht 
untersucht. 

7.4.2 Lebensbedingungen in der nothilfe

Als weiterer Brennpunkt wird von den Interview-
partnerinnen und Interviewpartnern immer wieder die 
kantonalen Nothilferegimes erwähnt. Die Einführung 
dieses neuen Dispositivs stellt ein einschneidendes 
Moment in der Ausgestaltung des Asylwesens dar. Wie 
bereits angedeutet, können seit dem Sozialhilfestopp 
Asylsuchende mit Nichteintretensentscheid (ab 2004) 
und andere abgewiesene Asylsuchende (ab 2008), falls 
sie nicht ausreisen, keine Sozialhilfe, sondern nur noch 
Nothilfe beziehen. Nur ein Teil dieser Personen regist-
riert sich jedoch jemals für den Bezug von Nothilfe. Es 
ist davon auszugehen, dass es sich dabei um Personen 
handelt, die keine Alternativen haben, weder über 
soziale Netze in der Schweiz verfügen, noch sich irgend-
wie sonst durchschlagen können. Im Unterschied zu 
den übrigen Sans-Papiers leben sie in besonders prekä-
ren Verhältnissen.

Die Nothilfe wird kantonal unterschiedlich ausge-
staltet, besteht aber in der Regel aus einem Schlafplatz in 
einem speziellen Nothilfezentrum (Zivilschutzanlagen, 
Notschlafstellen), so genannten «Sachabgabezentren» 
(Bezeichnung im Kanton Bern) oder «Minimalzentren», 
gelegentlich in Wohnungen, sowie in einer minimalen 
Unterstützung für Nahrungsmittel, meist nicht in Form 
von Bargeld, sondern von Migros-Gutscheinen. 105 Eine Ein-
zelperson erhält Leistungen im Gegenwert von 7,50 CHF 
bis 12 CHF pro Tag, Familien werden in der Regel degres-
sive Beiträge erstattet (Bolliger und Féraud 2010: 50). 

Die Minimalzentren dienen zur Abgabe von Nothil-
feleistungen, sind aber gleichzeitig dazu angelegt, die 
Bewohnerinnen und Bewohner zu einer baldigen Aus-
reise zu bewegen. Der Kanton Zürich wendet beispiels-
weise ein Rotationsverfahren an: Demnach werden die 
Nothilfebeziehenden jede Woche in ein anderes Zent-
rum verlegt, damit sie sich nicht etablieren und keine 
Beziehungsnetze aufbauen können. Im Kanton Bern 
wurden Nothilfebeziehende temporär in einer Zivil-
schutzanlage einquartiert, wo es kein Tageslicht gibt. 
Fehlende Privatsphäre, enge Räume, ungenügende 
Hygienemöglichkeiten usw. beschreiben die Verhält-
nisse. Hinzu kommen Perspektivenlosigkeit, anhaltende 
Untätigkeit, ständige Angst vor Zwangsausschaffung, 
Polizeikontrollen (wegen Drogenhandel), Konflikte zwi-
schen einzelnen Gruppen und Personen. 

Trotz – oder gerade wegen – der festgefahrenen 
Situation kommt eine Rückkehr ins Herkunftsland offen-
bar für viele nicht in Frage, sodass ein zunehmender Teil 
der Nothilfebeziehenden langfristig in diesen Minimal-
zentren verharrt, die höchstens für eine kurzfristige 
Überbrückungshilfe gedacht sind. Fachpersonen wie 
Betroffene bezeichnen die Lebensbedingungen in sol-
chen Minimalzentren als belastend, insbesondere wenn 
Personen über längere Zeit in diesen Strukturen verwei-
len (→ Kapitel 7.3.). Gemäss Bolliger und Féraud (2010) 
sehen auch kantonale Behörden die Lage kritisch: 

«Die verantwortlichen Behörden nehmen den 
Bezug von Nothilfe durch eine zahlenmässig bedeu-
tende Gruppe von Personen als Problem wahr. Sie 
bezeichnen das Nothilfesystem als insgesamt aufwän-
dige Parallelstruktur zur Sozialhilfe für Asylsuchende, 
welche Ressourcen bindet, was insbesondere bei Lang-
zeitbezügerinnen und -bezügern mit tiefer Wahrschein-
lichkeit einer baldigen Ausreise als teilweise demotivie-
rend und störend empfunden wird. Obwohl die 
Leistungen der Nothilfe geringer sind als in der Sozial-
hilfe, werden die Kosten als beträchtlich wahrgenom-
men. Auffallend ist die Häufung insbesondere psychi-
scher Erkrankungen unter den Nothilfebezügerinnen 
und -bezügern.»
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In mehreren Kantonen mussten bereits mehrfach 
Anpassungen des Nothilferegimes vorgenommen wer-
den, um beispielsweise Leistungen aufgrund der Auf-
enthaltsdauer anzupassen. Diesbezüglich ist zu berück-
sichtigen, dass bei Einführung des Sozialhilfestopps im 
April 2004 für Personen mit NEE die Asylgesuche in 
ganz Europa rückläufig waren, und nur eine Minder-
heit der betreffenden Personen (rund ein Drittel) Not-
hilfe beantragte. Seit der Ausdehnung des Sozialhilfe-
stopps im Januar 2008 hat sich die Situation im 
Asylwesen zugespitzt. Angesichts der Tatsache, dass 
abgewiesene Asylsuchende nach einem ordentlichen 
Verfahren häufiger Nothilfe beanspruchen als Perso-
nen mit NEE, ist eine Lageentspannung deshalb kaum 
abzusehen. 106

7.4.3 Sozialversicherung

Ein komplexer und in der Öffentlichkeit neuer-
dings kontrovers diskutierter Problembereich sind die 
Sozialversicherungen. In diesen Diskussionen wird viel-
fach ausgeblendet, dass die Papierlosen zwar in den 
Sozialversicherungen offiziell nicht vorkommen, aber in 
der Praxis aufgrund ihrer Erwerbstätigkeit oder ihres 
Wohnsitzes dennoch ins System der Sozialversicherun-
gen eingebunden sind.

Das Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) hat 
2003 die Ergebnisse einer Analyse zum sozialen Schutz 
von Papierlosen publiziert (Achermann und Efionayi 
2003). Inzwischen wurde diese Frage mehrfach vertieft 

Verónica G., Ecuador, 33 Jahre

«Ich habe acht Jahre meines Lebens verpasst! Aber ich bereue nichts…»

Verónica folgte 2001 dem Vater ihres eineinhalbjährigen Sohnes Maxim, verliebt und vom Familienglück zu dritt 
träumend, nach Lausanne. Sie stammt aus einer armen Familie und von dem, was sie in der Schweiz erwarten 
würde, hatte sie keine Ahnung. Sie sprach kein Wort französisch und war vollkommen abhängig von ihrem 
Partner, der nur Gelegenheitsjobs nachging. Nach einem Jahr verliess er Verónica, als sie zum zweiten Mal von 
ihm schwanger war. Sie verlor alles, auch das Dach über dem Kopf. Zwei Monate lang lebte sie auf der Strasse, 
übernachtete mit ihrem Sohn in Notschlafstellen. «Damals war ich praktisch eine Vagabundin – mit Kind». Eines 
Morgens machte die Polizei eine Personenkontrolle in der Notschlafstelle. Weil sie keine Aufenthaltsbewilligung 
vorweisen konnte, wurde sie mit ihrem weinenden Sohn ins Revier mitgenommen und in einen Raum einge-
schlossen. Eigentlich hätte sie weggewiesen werden sollen, doch da sie schon im fünften Monat schwanger war, 
liess sie die Polizei wieder frei. Verónica war orientierungslos, wusste nicht, wie weiter im Leben. Schliesslich traf 
sie zwei junge Frauen, die sie und ihren Sohn vorübergehend aufnahmen, und sie fand einen Gelegenheitsjob.

Einige Zeit später fand Verónica ein Dachzimmer, wo sie dann mehrere Jahre mit ihren beiden Kindern lebte. 
Durch die Arbeit als Babysitterin, später als als Laborhelferin und als Kellnerin, bringt sie ihre Familie alleine über 
die Runden. Einen unschätzbaren Wert hat für sie die moralische Unterstützung einer Beraterin, die sie während 
all der Jahre ermutigt, ihren eigenen Weg zu finden. Ihr Leben hat sich merklich verbessert: Die Kinder gehen 
zur Schule und sprechen fliessend französisch, sie arbeitet und lernt ihren jetzigen Partner kennen, mit dem und 
dessen Familie sie sich ausgezeichnet versteht. 

Dann wird Mitte 2009 ihr Gesuch für eine Aufenthaltsbewilligung wegen Härtefalls definitiv abgelehnt. Eine 
Welt bricht zusammen. Doch ihr Freund will sie nicht verlieren und schlägt vor, zu heiraten. Verónica zögert 
zuerst, da er noch jung ist und sie bereits zwei Kinder hat, aber vor allem weil sie nach all ihren Erfahrungen auf 
eigenen Füssen stehen möchte. Schliesslich willigt sie aber doch ein: Seit einem Jahr weiss sie nun, wie ein Leben 
in der Schweiz auch sein kann: «Für mich war das die Möglichkeit, wirklich zu leben». Nun absolviert sie eine 
Ausbildung im Gesundheitsbereich, um ihren gelernten Beruf als Pflegefachfrau in der Schweiz ausüben zu 
können, denn das ecuadorianische Diplom wird hier nicht anerkannt. Ihre Ausbildung ist ihr sehr wichtig, weil 
sie von ihrem Ehemann nicht abhängig sein will. 

Rückblickend auf ihr Dasein als Sans-Papiers meint sie mit stockender Stimme: «Ich habe acht Jahre meines Lebens 
verpasst (verstummt).» Und doch bereut sie es nicht, ihre Kinder in der Schweiz aufwachsen zu sehen. Nachdenk-
lich und betroffen fügt sie hinzu: «Glücklicherweise habe ich nie etwas getan, das ich für immer bereuen müsste. 
Es hätte wie bei anderen Frauen, die ich getroffen habe, auch ganz anders kommen können.»
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untersucht. Teilweise bleibt aber die Rechtslage auf-
grund fehlender Rechtsprechung noch wenig klar 
(Achermann 2008; Amarelle 2010; Caroni 2009; Nideröst 
2009). Im Sozialversicherungsrecht findet sich – wie 
bereits erwähnt – keine spezifische Norm für Sans-
Papiers. Grundsätzlich gilt jedoch, dass alle Erwerbstäti-
gen in der Schweiz Beiträge an die Alters- und Hinterlas-
senen-Versicherung (AHV), die Invalidenversicherung 
(IV), die Arbeitslosenversicherung (ALV) und die Unfall-
versicherung (UV) entrichten. Die Verantwortung für die 
regelmässige Entrichtung der Beiträge liegt bei den 
Arbeitgebenden, die die Anteile der Arbeitnehmenden 
vom Lohn abziehen (→ Kapitel 7.1.). 

Ausschlaggebend für den Leistungsbezug der UV, 
AHV und IV ist die Versicherungspflicht, und nicht die 
tatsächliche Bezahlung der Beiträge oder der Aufent-
haltsstatus. Erwerbstätige Sans-Papiers können somit 
grundsätzlich Leistungen der AHV, IV, UV (sowie Ergän-
zungsleistungen) beziehen, sei es in Form von Renten 
oder als Rückvergütung der einbezahlten Beiträge. Mit 
anderen Worten sind Erwerbstätige, unabhängig von 
ihrem Aufenthaltsstatus, grundsätzlich versichert und 
leistungsberechtigt. Anders verhält es sich, wie im Kapi-
tel 7.1. bereits ausgeführt wurde, bei der Arbeitslosen-
versicherung, da sich hier ein Widerspruch ergibt: 
Arbeitnehmende, die obligatorisch AHV-versichert sind, 
müssen zwar Beiträge an die ALV zahlen; für den Bezug 
von Leistungen gilt jedoch neben der Voraussetzung, in 
der Schweiz wohnhaft und beim regionalen Arbeitsamt 
angemeldet zu sein, dass die versicherte Person vermit-
telbar ist. Wegen der fehlenden Aufenthalts- und damit 
auch Arbeitsbewilligung sind Sans-Papiers jedoch grund-
sätzlich nicht vermittelbar (Achermann und Efionayi-
Mäder 2003).

Die mit der Interpellation von Nationalrat Ruedi 
Lustenberger 107 im März 2010 eröffnete Debatte um die 
AHV-Versicherung zeigt deutlich, dass die paradoxe 
Lage von Menschen ohne Aufenthaltsberechtigung, die 
jedoch als Erwerbstätige versicherungspflichtig sind, 
Verwirrung stiftet und teilweise auf Unverständnis 
stösst. 108 Auf die Frage Lustenbergers, weshalb der Bun-
desrat toleriere, dass Sans-Papiers AHV-Ausweise besäs- 
sen, reagierte der Bundesrat, indem er darauf hinwies, 
dass sich Ausgleichskassen nicht mit dem Aufenthaltssta-
tus der Versicherten zu befassen haben. Eine Änderung 
dieser Regelung sei nicht nur organisatorisch fragwür-
dig, sondern auch «ordnungspolitisch bedenklich». Der 
Bundesrat machte ferner geltend, dass sich der auslän-
derrechtliche Status einer Person im Verlaufe ihres Auf-
enthalts mehrmals ändern kann.

Dass Arbeitnehmende ohne Aufenthaltsberechti-
gung Beiträge an die Sozialversicherungen zahlen, ohne 

diese später je einfordern zu können, wurde bisher 
kaum thematisiert. Der Bezug von Sozialversicherungs-
leistungen ist für Sans-Papiers zwar grundsätzlich mög-
lich, dieses Recht ist in der Regel jedoch schwer einzufor-
dern (Nideröst 2009). Bei einer Ausreise aus der Schweiz 
stellt der Bezug von AHV- Renten in der Regel kein Prob- 
lem dar, eine Einforderung der Rechte während des Auf-
enthalts selber führt jedoch zur Offenlegung der Papier-
losigkeit. Dieses Risiko wollen Sans-Papiers in der Regel 
nicht eingehen. Dagegen ist der Bezug von Leistungen 
aus der Krankenkasse im Unterschied zu den anderen 
Sozialversicherungen im Allgemeinen unproblematisch 
(→ Kapitel 7.3.).

Im Zusammenhang mit den Sozialversicherungen 
ist ein Trend zu einem vermehrten, rechtlich abgestütz-
ten, Datenaustausch und einer Zusammenarbeit zwi-
schen den Behörden zu erwähnen. Das Bundesgesetz 
gegen Schwarzarbeit beispielsweise sieht in gewissen 
Fällen die gegenseitige Information zwischen Versiche-
rungen und Migrationsbehörden vor. 109 Allerdings sind 
das Verhältnismässigkeits-Gebot und der Schutz der Pri-
vatsphäre in diesem Zusammenhang angemessen zu 
berücksichtigen (SECO 2010). Ob und wie diese Vorga-
ben in der Praxis konkret umzusetzen sind, lässt sich 
nicht ohne Weiteres beantworten, aber selbst versierte 
Juristen zeigen sich skeptisch und fordern eine Klärung 
des Datenschutzes. Zudem wird mit der Einführung der 
neuen Sozialversicherungsnummer 2008/2009, welche 
die alte AHV-Nummer ersetzt, der Datenaustausch zwi-
schen verschiedenen Versicherungs- und Behördenstel-
len vereinfacht. Eine systematische Datenverknüpfung 
im Rahmen des BGSA wurde aus organisationsprakti-
schen Gründen in vielen Kantonen noch nicht (vollstän-
dig) implementiert.

Wenn allerdings der Beitritt zu Sozialversicherun-
gen oder die Einforderung von Rechten mit dem Risiko 
verbunden ist, den Ausländerbehörden gemeldet zu 
werden, wird dies Arbeitgebende wie Arbeitnehmende 
im Fall von Papierlosigkeit bewegen, jeden Kontakt 
mit den Sozialversicherungsbehörden zu meiden bezie-
hungsweise Grauarbeit in Schwarzarbeit umzuwan-
deln. Dass die entsprechenden Einsparungen beson-
ders für die Arbeitgebenden ins Gewicht fallen, wurde 
bereits ausgeführt (→ Kapitel 7.1.5.). Mehrere Exper-
tinnen und Experten sprachen in diesem Zusammen-
hang die Befürchtung aus, dass der vereinfachte Aus-
tausch von Datenbanken längerfristig dazu führen 
wird, dass sich weniger Sans-Papiers – beziehungsweise 
deren Arbeitgebende – aus Angst vor Aufdeckung des 
unbewilligten Aufenthalts bei den Sozialversicherun-
gen anmelden, womit sowohl der soziale Schutz als 
auch die Beiträge für den Versicherungsfond gefähr-
det sind. 
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Ansätze einer Entwicklung in diese Richtung wur-
den bereits festgestellt und entsprechen einem Trend, 
der in mehreren EU-Staaten zu beobachten ist. Aller-
dings werden zunehmend auch die unbeabsichtigten 
Folgen dieser Form von Politik offenbar, die sich in einer 
vermehrten Marginalisierung und Kriminalisierung der 
Sans-Papiers äussern, wohingegen die Wirksamkeit der 
entsprechenden Massnahmen (dieser «discouragement 
policy») zur Bekämpfung der irregulären Migration bis-
her noch nicht belegt werden konnte (Van der Leun 
2007). 

7.4.4 Mobilität

Ein von den Sans-Papiers mehrmals erwähntes Prob- 
lem ist die eingeschränkte Mobilität. Die Bewegungs-
freiheit – sowohl über die Landesgrenzen hinweg als 
auch innerhalb der Schweiz selbst – wird von dieser 
Gruppe ganz unterschiedlich genutzt. So gibt es Sans-
Papiers, die wie andere Migrierende mobil sind, und 
zwischen Herkunftsland, Drittländern und der Schweiz 
hin und her pendeln. Vor allem jene, die kein Aufent-
haltsvisum benötigen, können relativ einfach hin und 
her reisen und beispielsweise für kurzfristige Arbeitsein-
sätze wie Frühlingsputz oder zeitweiliges Babysitting bei 
Bekannten in die Schweiz kommen.

Mehrheitlich scheint jedoch der Bewegungsraum 
für Sans-Papiers begrenzt zu sein, was verschiedene 
Gründe haben kann. Die Möglichkeit, vor allem auch in 
Notfällen ins Herkunftsland zu reisen, bleibt vielen ver-
wehrt, da sie bei einer Grenzüberschreitung das Risiko 
eingehen, entdeckt zu werden oder nicht mehr in die 
Schweiz einreisen zu können. Zudem sind die finanziel-
len Mittel dieser Gruppe oft beschränkt, und die meisten 
können sich die hohen Reisekosten nicht leisten. Viele 
Sans-Papiers können deshalb viele Jahre lang die Schweiz 
nicht verlassen. Eine Expertin beschrieb das Problem der 
eingeschränkten Mobilität und Bewegungsfreiheit fol-
gendermassen:

«Ein grosses Problem für Menschen ohne Aufent-
haltsbewilligung ist eigentlich das Eingeschlossensein. 
Ein- und Ausreise sind sehr kostspielig. Die bei der Ein-
reise gemachten Schulden müssen zurückbezahlt wer-
den, es wird gespart, um schliesslich das Ersparte wieder 
für die Ausreise und vielleicht auch für eine erneute 
Einreise auszugeben.»

Eine Frau aus Honduras berichtet von ihrer Mutter, 
die mit 80 Jahren ihre Tochter in der Schweiz besuchte 
und – auch sie ohne die nötigen Aufenthaltspapiere – 
ein Jahr in der Schweiz verbrachte. Als sie wegen einer 
schweren Arthrose wieder in die Wärme ihres Landes 
zurückreisen wollte, wurde ihr illegaler Aufenthalt bei 

der Ausreise an der Passkontrolle am Flughafen ent-
deckt und eine Einreisesperre von drei Jahren verfügt. 
Die Tochter will daher kein ähnliches Risiko eingehen. 
Generell lässt sich also sagen, dass der unbewilligte Auf-
enthalt in einem Land, wie auch internationale Studien 
bestätigen, oft dazu führt, dass Papierlose so lange wie 
möglich im Zielland verharren und ihre Beziehungen 
zum Herkunftsland und zu Verwandten auf virtuelle 
und telefonische Kontakte beschränken (Cornelius 
2005). 

Doch ist für Sans-Papiers in der Regel auch die 
Mobilität innerhalb der Schweizer Grenzen einge-
schränkt. Laut Fachleuten haben in einigen Kantonen 
seit dem Schengener-Abkommen die Polizei- und 
Grenzwachtkontrollen im grenznahen Landesinnern 
zugenommen. Aus der Furcht heraus, bei Ausweiskont-
rollen entdeckt zu werden, trauen sich viele Sans-
Papiers nur selten aus der bekannten Umgebung her-
aus; sie meiden öffentliche Transportmittel und gehen 
kaum aus. Dieses Risiko und die Angst vor der Polizei 
werden allerdings sehr unterschiedlich wahrgenom-
men, was mit früheren Erfahrungen, der gegenwärti-
gen Lebenssituation und den über das Hörensagen 
erlangten Informationen zusammenhängt. Einzelne 
Sans-Papiers berichteten von der Angst, sich überhaupt 
auf die Strasse zu wagen. Umgekehrt erzählt ein ehe-
maliger «Overstayer», dass er jahrelang im Rahmen sei-
ner Erwerbstätigkeit durch die Schweiz gereist sei, ohne 
je entdeckt worden zu sein. Wie aus Gesprächen deut-
lich hervorgeht, hängt die Angst, entdeckt zu werden 
massgeblich mit der Verantwortung für Angehörige 
und den antizipierten Konsequenzen für andere zusam-
men. Uns wurde von einer Frau berichtet, deren Kinder 
alleine zu Hause waren, während sie von der Polizei aus 
dem Land ausgewiesen wurde.

Eine besondere Belastung stellt die beschränkte 
Mobilität für die Menschen in den Nothilfestrukturen 
dar. Sie werden einem Kanton oder einer Gemeinde 
zugeteilt, wo sie unter Umständen niemanden kennen. 
Auf diese Weise verlieren sie den Kontakt zu den Netz-
werken, die sie während dem oft über mehrere Jahre 
dauernden Asylverfahren aufgebaut haben, wodurch 
sie sozial vollkommen isoliert sind. Zudem reicht die 
Nothilfe knapp fürs Essen, nicht aber für ein Bus- oder 
Zugticket, sodass insbesondere Personen in abgelege-
nen Gegenden unter der fehlenden Bewegungsfreiheit 
leiden und es ihnen unmöglich ist, Freunde oder 
Bekannte zu treffen oder Anlaufstellen aufzusuchen. 
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8  
Fazit und Ausblick

In diesem Kapitel werden die wichtigsten Ergebnisse 
des Berichts rekapituliert und zentrale Spannungsfelder 
kommentiert. Zu Beginn werden kurz Profil und Situation 
von Sans-Papiers in der Schweiz präsentiert und die Ent-
wicklungen in wichtigen Lebensbereichen während der 
letzten zehn Jahre beleuchtet. Anschliessend gehen wir 
der Frage nach, wie sich die Politikgestaltung in diesem 
Zeitraum verändert hat und wo heute die wichtigsten Prob- 
leme im Umgang mit ausländerrechtlich unbewilligtem 
Aufenthalt liegen. Dabei fliessen auch subjektive Einschät-
zungen und Reflexionen über die Resultate der Studie ein. 

Zahllose Fragen, die sich im Verlauf der Lektüren 
und Gespräche stellten, konnten leider nicht weiter ver-
folgt werden, da ihre Abklärung zusätzliche Unter- 
suchungen erfordert und somit den Rahmen des vorlie-
genden Projektes gesprengt hätten. Zusammenfassende 
Überlegungen zum Forschungsbedarf können jederzeit 
beim SFM angefordert werden.

Die individuellen Lebenslagen und Profile von 
Sans-Papiers in der Schweiz sind ebenso vielfältig wie die 
Hintergründe, die zu ausländerrechtlicher Illegalität füh-
ren. Daran hat sich in den letzten zehn Jahren kaum 
etwas geändert. Nach wie vor sind auch die Rahmenbe-
dingungen des Aufenthalts sehr unterschiedlich. Dies 
hängt damit zusammen, dass die zuständigen Akteure 
über einen grossen Ermessensspielraum in diesem spezi-
ellen Bereich verfügen, da die Sans-Papiers in offiziellen 
Bestimmungen prinzipiell nicht vorgesehen sind und es 
dementsprechend relativ wenige Vorgaben für den 
Umgang mit dieser Gruppe gibt. Somit begegnen Ver-
waltung, Politik und Zivilgesellschaft dem Phänomen in 
verschiedenen Landesteilen und gesellschaftlichen Berei-
chen auf unterschiedliche Weise. Dabei lässt sich kaum 
beurteilen, ob sich diese Differenzen im letzten Jahr-
zehnt insgesamt vergrössert haben oder ob ein solcher 
Eindruck eher dadurch entsteht, dass die inzwischen vor-
liegende Fachliteratur eine differenziertere Wahrneh-
mung der vielfältigen Rahmenbedingungen ermöglicht, 
die vorher unbekannt waren. 

Selbstverständlich lassen sich auch Konstanten ins-
besondere bei den Grundrechten und aufenthaltsrecht-
lichen Zulassungsmöglichkeiten feststellen. Diese haben 
sich nicht grundsätzlich verändert, 110 wenn man von den 

verstärkten Sanktionen bei den Verstössen gegen das 
Ausländerrecht einmal absieht. 

8.1 allgemeine tendenzen und kontext

Was die Wahrnehmung des Phänomens Sans-Papiers 
angeht, zeichnen sich relativ klar zwei zusammenhän-
gende Tendenzen ab: Zum einen verstecken sich Sans-
Papiers nicht mehr generell, sondern treten sporadisch 
an die Öffentlichkeit, und wenden sich als Gruppe oder 
Einzelpersonen an Medien und Politik. Zum anderen wird 
ihre Aufenthaltssituation inzwischen auch von breiten 
Kreisen der Öffentlichkeit zur Kenntnis genommen. 
Diese Wahrnehmung ist zum Teil mit Empörung über den 
Missstand der fehlenden Zuwanderungskontrolle, zum 
Teil mit Verständnis für die Lebenslage der Betroffenen 
oder auch mit einer gewissen Indifferenz verbunden. 

geteilte reaktionen in der bevölkerung

Während sich bei Teilen der Bevölkerung eine Aus-
grenzung von abgewiesenen Asylsuchenden und der 
Gruppe der Sans-Papiers insgesamt abzeichnet, lassen sich 
gleichzeitig auch gegenläufige Tendenzen feststellen. 
Fachleute berichten, dass unter solidarischen Einheimi-
schen auch niedergelassene Personen mit Migrationshin-
tergrund aufgrund ihrer eigenen Erfahrungen dazu bereit 
sind, den Sans-Papiers wenigstens vorübergehend zu hel-
fen, obwohl auch sie sich selbst teilweise in schwierigen 
Lebensverhältnissen befinden und sich strafbar machen 
können. So gesehen ist für die Zukunft mit einer weiteren 
Zunahme dieser Polarisierung bei der ansässigen Bevölke-
rung zu rechnen. Dies zeigt sich auch in den Reaktionen 
auf die Mobilisierung, die sich für Einzelpersonen oder 
Familien einsetzt und engagierten Bürgern Anlass zu 
öffentlichen Forderungen nach einer kollektiven Regula-
risierung gibt. Zwei befragte Experten betonen, dass man-
che Bürger oder Bürgerinnen durchaus heute für ein 
repressiveres Ausländergesetz stimmen und morgen eine 
Petition gegen die Wegweisung ihrer Nachbarn ohne Auf-
enthaltserlaubnis unterschreiben können, wenn ihnen die 
Auswirkungen einer abstrakten Politik an einem konkre-
ten Einzelschicksal vor Augen geführt werden.

Immerhin kommt es heute nur noch selten vor, dass 
Entscheidungsträgerinnen oder Behördenvertreter aus 
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allen Wolken fallen, wenn sie vernehmen, dass auch in 
der Schweiz Menschen ohne Aufenthaltserlaubnis leben. 
Das bedeutet allerdings nicht, dass die Frage auf der poli-
tischen Agenda von Vorrang wäre. Ausserdem bleibt die 
Auseinandersetzung oft oberflächlich oder wird vertagt. 
Kurz: Die Anwesenheit von Sans-Papiers wird inzwischen 
in der Regel zwar wahrgenommen, aber nicht als rele-
vantes soziales Problem 111 verstanden. 

ungewisse bevölkerungsentwicklung

Dank des Freizügigkeitsabkommens mit der EU 
konnte Mitte der 2000er-Jahre der Aufenthalt einer Reihe 
portugiesischer und anderer EU-Angehöriger legalisiert 
werden, was zu einem leichten Rückgang der Bevölke-
rungsgruppe ohne Aufenthaltserlaubnis beitrug. Ansons-
ten sind die Meinungen der befragten Fachleute bezüg-
lich der zahlenmässigen Entwicklung geteilt. Eine 
Zunahme wird allerdings übereinstimmend im Asylbereich 
festgestellt, und zwar sowohl bei abgewiesenen Asyl- 
suchenden als auch bei Schutzsuchenden, die kein Asyl- 
gesuch stellen (und somit administrativ nicht in den Asyl-
bereich fallen). Insgesamt stellt diese Gruppe aber eine 
Minderheit gegenüber den Migrantinnen und Migranten 
dar, die im Rahmen der Erwerbsmigration in die Schweiz 
kommen. Sämtliche Befragten teilen die Ansicht, dass in 
diesem Fall die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt für die 
zahlenmässige Entwicklung ausschlaggebend ist: Zurzeit 
wird diesbezüglich von einer Stabilisierung ausgegangen. 

Es gibt in der Literatur kaum Hinweise auf eine 
grundlegende Veränderung des sozio-demographischen 
Profils der Sans-Papiers. Allerdings wurden Verschiebun-
gen bezüglich einzelner Herkunftsstaaten beobachtet, 
beispielsweise ein Rückgang der ecuadorianischen bei 
gleichzeitiger Zunahme der brasilianischen Staatsangehö-
rigen. Verschiedene Anhaltspunkte lassen ferner auf einen 
leichten Zuwachs der Migrantinnen schliessen, was sich 
durch die stetig wachsende Nachfrage in Haushalten und 
in der Versorgungsarbeit erklären lässt. Ferner lässt sich 
ein Trend zu Langzeitaufenthalten feststellen, und die 
Zahl heranwachsender Kinder und Jugendlicher, die in der 
Schweiz geboren sind, nimmt tendenziell zu. Relativ uner-
forscht ist die Entwicklung der so genannten Overstayers 
und anderer verhältnismässig «gut integrierter» Sans-
Papiers, die nur selten öffentlich in Erscheinung treten.

8.2 entwicklungen in einzelnen Lebens-
bereichen

Als ökonomisch benachteiligte Gruppe mit 
beschränktem sozialen Schutz sind Menschen ohne Auf-
enthaltserlaubnis von Konjunkturschwankungen und 
der Verschlechterung wirtschaftlicher Bedingungen oft 
noch stärker betroffen als die übrige Bevölkerung. Bei-

spielsweise wirkt sich die grassierende Wohnungsnot bei 
Sans-Papiers umso mehr aus, als die Unterbringung allge-
mein eines ihrer grössten Alltagsprobleme darstellt. 
Auch die Krise auf dem Arbeitsmarkt trifft sie ebenso wie 
andere Erwerbstätige, obwohl die Auswirkungen je nach 
Tätigkeitsbranche unterschiedlich stark spürbar sind.

Verschlechterung der arbeitsbedingungen 

Alle befragten Personen sind der Ansicht, dass die 
Wirtschaftskrise in vielen Branchen auch die ausländer-
rechtlich unbewilligten Arbeitsmöglichkeiten einge-
schränkt oder verschlechtert hat. So müssen Haushalts- 
angestellte manchmal eine Reduzierung des Arbeits- 
pensums oder sogar eine fristlose Entlassung hinnehmen, 
weil ihre Arbeitgeberin oder ihr Arbeitgeber die Stelle 
verloren hat.

Ferner hat die Einführung des Bundesgesetzes 
gegen Schwarzarbeit (BGSA) im Jahr 2008 zumindest 
vorübergehend eine Reduzierung der illegalen Arbeits-
verhältnisse bewirkt. Vielfach ist es dabei aber bloss zu 
einer Verschlechterung der Erwerbsbedingungen gekom-
men: Beispielsweise werden Löhne mit dem ausdrückli-
chen Hinweis auf das erhöhte Risiko einer Kontrolle 
gesenkt und (sozialrechtlich deklarierte, ausländerrecht-
lich unbewilligte) «Grauarbeit» wird zugunsten von 
Schwarzarbeit aufgekündigt. Der zur Verhinderung von 
Schwarzarbeit verstärkte Informationsaustausch zwi-
schen den Behörden verunsichert viele Arbeitgebende 
und Sans-Papiers, obwohl die Sozialversicherungsbehör-
den im Prinzip nicht dazu verpflichtet sind, Personen 
ohne ausländerrechtliche Bewilligung zu melden, sofern 
Sozialabgaben entrichtet werden. Angesichts dieser 
Zusammenhänge stellt sich die Frage, ob die Grauarbeit 
gegenüber der Schwarzarbeit nicht das geringere Übel 
darstellt, das geduldet anstatt verhindert werden sollte 
(wobei eine Bejahung einem Eingeständnis des Beste-
hens von illegaler Erwerbstätigkeit gleichkommt).  

Insgesamt gesehen haben sich die Arbeits- und ins-
besondere die Neueinstellungsbedingungen für Sans-
Papiers tendenziell verschlechtert. Allerdings wird in die-
sem Zusammenhang auch immer wieder auf erhebliche 
regionale und branchenspezifische Unterschiede hinge-
wiesen. Beispielsweise erzielten vereinfachte Abrech-
nungsmethoden im Kanton Genf einen bemerkenswerten 
Erfolg, der sich in einer bedeutenden Zunahme der versi-
cherten Lohnmasse im Haushalts- und Care-Sektor nieder-
geschlagen hat. Dieser Erfolg beschränkt sich allerdings auf 
die Kantone in der Romandie, in der Deutschschweiz lassen 
sich keine ähnlichen Trends beobachten. 

Hinweise aus der Fachliteratur lassen darauf schlies- 
sen, dass die illegale Erwerbstätigkeit nicht nur in Haus-
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halten und in der Versorgungsarbeit (Care), sondern auch 
in der Sexindustrie zugenommen hat. Im Bau- und Gast-
gewerbe ist dagegen kein eindeutiger Trend auszuma-
chen: Einerseits lässt sich infolge der fortschreitenden 
Deregulierung und verschachtelten Auftragsvergabe auf 
dem Bau eine mittelfristige Zunahme der unbewilligten 
Erwerbstätigkeit feststellen. Andererseits wird aus einzel-
nen Kantonen über einen rückläufigen Trend berichtet, 
was mit der – tatsächlichen oder antizipierten – Verschär-
fung der Arbeitsmarktkontrollen erklärt werden könnte. 

Anders als auf dem Arbeitsmarkt sind in zwei ande-
ren Bereichen weitgehend fortschrittliche Entwicklun-
gen für die Betroffenen festzustellen, nämlich in der 
obligatorischen Schulbildung von Kindern und Jugend- 
lichen sowie in der Gesundheitsversorgung und Alltags-
beratung von Sans-Papiers.

Zunehmende berücksichtigung des kindeswohls

Im Verlauf des letzten Jahrzehnts hat sich im Umgang 
der Behörden mit minderjährigen Sans-Papiers eine Ver-
besserung abgezeichnet. Nach übereinstimmenden Aus- 
sagen von Fachleuten funktioniert der Zugang zum obli-
gatorischen Schulbesuch bis auf wenige Ausnahmen 
mittlerweile in der ganzen Schweiz gut. Etwas schwieriger 
ist die Lage bei der postobligatorischen Schulbildung, 
obwohl sich auch hier zahlreiche Schulen entgegenkom-
mend zeigen und Jugendliche ohne Aufenthaltspapiere 
aufnehmen. Der Datenschutz ist zumindest in grösseren 
Städten weitgehend gewährleistet. Übrigens gilt dies 
zunehmend auch bei der Eintragung von Neugeborenen 
ins Zivilstandsregister und bei der Anerkennung der Vater-
schaft, obwohl hier in der Praxis einzelner Kantone nach 
wie vor Probleme bestehen. Im Allgemeinen sind aber 
Schul- und Zivilstandsbehörden heute besser informiert. 
Zudem wurden Weisungen zur Wahrung des «vorrangigen 
Interesses des Kindes» (Kinderrechtskonvention) verfügt, 
die sich im Allgemeinen positiv auf die Situation der Kinder 
aus Sans-Papiers-Familien auswirken. Allerdings ergaben 
sich infolge des Sozialhilfestopps neue Schwierigkeiten: So 
weigern sich einige Gemeinden weiterhin, Kinder aus 
Familien mit abgewiesenem Asylgesuch einzuschulen. 

Einen anderen Brennpunkt, den inzwischen auch 
die Bundespolitik und einzelne Städte aufgenommen 
haben, stellt der Zugang zur postobligatorischen Ausbil-
dung dar. Im Mittelpunkt steht dabei die Frage nach der 
Möglichkeit, eine Lehre oder ein Praktikum abzuschlies- 
sen. Versierte Juristen und namhafte Politikerinnen sind 
der Ansicht, dass die Verweigerung gewisser Grund-
rechte wie der Ausbildung, übrigens auch der Sozialhilfe, 
im Widerspruch zur Kinderrechtskonvention steht, die 
«das Kind vor allen Formen der Diskriminierung oder 
Bestrafung wegen des Status, der Tätigkeiten, der Mei-

nungsäusserungen oder der Weltanschauung seiner 
Eltern schützt» (Art.2 Abs.2).

erleichterte gesundheitsversorgung und beratung

Obwohl auch im Gesundheitswesen teilweise 
widersprüchliche Tendenzen festzustellen sind, verwei-
sen die befragten Fachleute auf eine insgesamt positive 
Entwicklung, die sich in einem angemessenen und sach-
lichen Umgang mit Menschen ohne Aufenthaltsberech-
tigung zeigt. Dies hat vermutlich damit zu tun, dass sich 
Leistungserbringende schon seit einiger Zeit mit der The-
matik befasst haben, da eine Auseinandersetzung damit 
aufgrund des direkten Handlungsdrucks oft nicht zu 
umgehen ist. Dieser hat auch die zuständigen Bundesbe-
hörden – Bundesämter für Gesundheit und für Sozialver-
sicherungen – veranlasst, sich des Themas anzunehmen, 
Weisungen zu erlassen und weitere Schritte in Richtung 
Information, Forschung und Weiterbildung des Personals 
im Gesundheitswesen zu unternehmen. 

Auch verschiedene NGO haben sich im Gesundheits-
wesen engagiert, rechtliche Rahmenbedingungen für 
Unterstützung abgeklärt und entsprechende Versor-
gungsangebote geschaffen: Praktisch in allen grösseren 
Städten wurden Ambulatorien und Anlaufstellen einge-
richtet, die gesundheitliche Versorgung anbieten oder 
vermitteln und mit Spitälern zusammenarbeiten. Diese 
Dienste beraten Sans-Papiers unter anderem im Hinblick 
auf den Abschluss einer Krankenversicherung und der 
Beantragung von Prämienverbilligungen. Dieser Schritt 
stellt in weiten Landesteilen noch ein grosses Problem 
dar und ist ohne fachliche Unterstützung praktisch 
unmöglich. In mehreren Städten werden inzwischen 
Neugeborene oder sogar alle Kinder krankenversichert. 
Gleichzeitig bieten zahlreiche Dienste auch allgemeine 
Beratungen in anderen rechtlichen Belangen oder zu All-
tagsfragen an. 

Während Menschen ohne Aufenthaltserlaubnis 
tendenziell ähnliche Gesundheitsprobleme haben wie 
die übrige Bevölkerung im gleichen Alter, gibt es konver-
gierende Hinweise auf eine erhebliche Verschlechterung 
des Gesundheitszustands von Personen, die während 
eines längeren Zeitraums Nothilfe beziehen. Deshalb 
haben einzelne Kantone inzwischen beschlossen, Nothil-
febeziehende (wieder) zu versichern, nachdem sie sie 
ursprünglich auf Empfehlung der SKOS aus der Kranken-
versicherung ausgeschlossen hatten. 

Obwohl es in der alltäglichen Versorgungspraxis 
beträchtliche kantonale und lokale Unterschiede gibt 
und infolge des Sozialhilfestopps neue Spannungsfelder 
entstanden sind, zeichnen sich im Gesundheitswesen 
pragmatische, sachlich fundierte Lösungsansätze ab, die 
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eine ideologisch geprägte Herangehensweise überwin-
den. Allerdings dürften in Zukunft insbesondere Fragen 
der Finanzierung Stoff für weitere Debatten und Interes-
senskonflikte liefern.

widersprüchliche Lage in der nothilfe

Die Einführung des Sozialhilfestopps stellt nicht nur 
für die abgewiesenen Asylsuchenden ein einschneiden-
des Moment dar, sondern auch für die Behörden und 
NGO, die in diesem Bereich tätig sind. Obwohl die Not-
hilfe als letztes Auffangnetz für ausserordentliche Not- 
situationen gedacht ist und zur Abschreckung dienen 
soll, sind Langzeitbezüge inzwischen keineswegs mehr 
eine Seltenheit. Nothilfe beziehen ausschliesslich Perso-
nen, die weder über ein soziales Netz, noch über eine 
Erwerbsmöglichkeit verfügen und im Unterschied zu 
anderen Sans-Papiers in ausgesprochen prekären Ver-
hältnissen leben. Laut zahlreichen Aussagen von Fachleu-
ten und neueren Studien hat sich die Nothilfe auf Dauer 
für alle Beteiligten, das heisst die Nothilfebeziehenden 
selbst, die Betreuenden und die Behörden, als aufrei-
bend und aufwändig erwiesen. 

Die Ausgestaltung der Nothilferegimes kann als 
Vorzeigebeispiel für die Praxisvielfalt im Vollzugsfödera-
lismus gelten und hat in grösseren Kantonen zur Errich-
tung von Parallelstrukturen zur Sozialhilfe geführt. In 
der Praxis müssen bereits bestehende Hilfsangebote 
(Hygienemöglichkeiten, Mahlzeiten, Gesundheitsbera-
tung, Notunterkünfte) für hilfsbedürftige Menschen und 
Sans-Papiers, die üblicherweise die Anonymität der 
Betroffenen garantieren, und solche für abgewiesene 
Asylsuchende, die einem finanziell zuständigen Kanton 
zugeteilt werden, neu konzipiert und koordiniert wer-
den. Dies gilt sowohl für öffentlich subventionierte wie 
auch für private Angebote von NGO, die meist in Städten 
und Agglomerationen zu finden sind. In ländlichen 
Gegenden nimmt die Unterstützung oft weniger organi-
sierte Formen an und ist stärker auf Initiativen von Pri-
vatpersonen angewiesen.

Die längerfristigen Auswirkungen dieser Entwick-
lungen im Asylbereich sind noch schwer abzuschätzen, 
und es ist nicht ausgeschlossen, dass die Zuspitzung haus-
gemachter Probleme einer wachsenden Marginalisie-
rung breiterer Bevölkerungsgruppen und der Bildung 
rechtsfreier Räume Vorschub leisten wird.

8.3 Politikgestaltung in Sachen  
Sans-Papiers und ausblick

In Gesetzgebung und Bundespolitik wurde in den 
vergangenen Jahren die Frage der ausländerrechtlichen 
Illegalität hauptsächlich unter dem Blickwinkel der 

Bekämpfung der illegalen Einwanderung behandelt. Das 
Massnahmenpaket «Missbrauchsbekämpfung, Schutz 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung» (Botschaft) 
gehört neben dem dualen Zulassungssystem und der ver-
besserten Integration zu den wichtigsten Neuerungen 
des Ausländergesetzes, das 2008 in Kraft trat. Es umfasst 
unter anderem verstärkte Personenkontrollen an den 
EU-Aussengrenzen und im Inland, verschärfte Sanktio-
nen bei der Erleichterung rechtswidrigen Aufenthalts, 
vermehrten Datenaustausch zwischen Behörden und 
Verbesserungen des Wegweisungsvollzugs. Ähnliche 
bereits bestehende oder neu eingeführte Regelungen 
sind in anderen Rechtsgrundlagen enthalten (AsylG, 
BGSA, FZA, SAA usw.). 

Die kantonale Praxis (gegenüber Drittstaatsange-
hörigen) gestaltet sich differenzierter, obwohl auch hier 
ein Trend zu vermehrter Repression und Kriminalisierung 
festzustellen ist. Denn heute wird die illegale Einreise in 
mehreren Kantonen systematisch sanktioniert und bei 
Zuwiderhandlung Ausschaffungshaft verhängt. Ebenso 
lässt sich eine Verlagerung des repressiven Umgangs von 
den erwerbstätigen Sans-Papiers aus dem Ausländer - 
bereich hin zu Personen aus dem Asylbereich beobach-
ten. Allerdings gibt es auch gegenläufige Tendenzen und 
einzelne Kantone sehen inzwischen vom Vollzug einer 
Wegweisung ab, bis die Situation der aufgegriffenen 
Sans-Papiers geklärt ist.

gegensätzliche Perspektiven im umgang mit  
illegalität

Somit hat sich die Schweiz, wie übrigens auch die EU 
in ihrer gemeinschaftlichen Migrationspolitik, in erster 
Linie für ein repressives Vorgehen entschieden, um illega-
len Aufenthalt zu verhindern. Dieser ordnungspolitische 
Standpunkt, der auch in den jüngsten parlamentarischen 
Debatten immer wieder zum Ausdruck kam, ist insofern 
nachvollziehbar, als der Staat bemüht sein muss, die Rechts-
ordnung durchzusetzen und ihre Widerspruchsfreiheit zu 
garantieren. Ausserdem sind Regierungen geneigt, der 
Bevölkerung zu demonstrieren, dass sie die Kontrolle über 
die Zuwanderung nicht verloren haben. Im Gegensatz zu 
dieser Politikoption machen die Befürworterinnen und 
Befürworter einer Perspektive, die die Problemlage der 
Sans-Papiers in den Vordergrund rückt, die Bedingungs- 
losigkeit von Grundrechten geltend, die nicht an bestimmte 
Voraussetzungen gebunden sein dürfen. Dadurch relati-
vieren sie den Anspruch auf eine vollkommene Kontrolle 
der Zuwanderung und Kohärenz des Rechts und verweisen 
auf die gesamtgesellschaftliche Verantwortung für die 
Anwesenheit von Sans-Papiers.

Beide Positionen sind in sich kohärent und legitim, 
aber zumindest auf den ersten Blick schwer miteinander 

fazit und ausblick



Leben als Sans-Papiers in der Schweiz.78

vereinbar. Es darf daher nicht erstaunen, dass kaum eine 
öffentliche Instanz ohne Weiteres dazu bereit ist, Zuge-
ständnisse an die Gegenpartei zu machen und zwar umso 
weniger, als die Ausübung nationalstaatlicher Souveräni-
tät bei Fragen der Zuwanderung als identitätsstiftendes 
Moment politisch stark beladen ist. Offizielle Akteure 
und die Politik lassen sich deshalb erst dann auf eine 
Diskussion ein, wenn dringender Handlungsbedarf 
besteht; dieser besteht in erster Linie auf lokaler Ebene 
oder in direktem Kontakt mit den Papierlosen. Erst wenn 
die Probleme ein gewisses Ausmass erreicht haben und 
nicht mehr von Fall zu Fall lösbar sind, werden sie der 
nächsthöheren Instanz einer Institution oder einer Politik- 
ebene zugewiesen. 

In diesem Sinn zeigt insbesondere die Entwicklung 
im Bildungs- und Gesundheitswesen, dass sich während 
der letzten zehn Jahre vielerorts eine Art Politik der «Scha-
densbegrenzung» oder, um es positiv zu formulieren, eine 
Praxis zur Einhaltung menschenrechtlicher Standards 
herausgebildet hat, an der sowohl öffentliche wie auch 
private Akteure beteiligt sind. Es bedürfte vertiefender 
Analysen, um zu eruieren, ob es sich dabei im Einzelfall um 
fundierte öffentliche Politiken (im Sinn von «policy») oder, 
was vermutlich häufiger zutrifft, um wenig formalisierte 
Ad-hoc-Vorkehrungen handelt. Jedenfalls hängt die Mög-
lichkeit, verbindliche Regelungen zu treffen und offen zu 
kommunizieren, unter anderem vom institutionellen 
Umfeld und politischen Klima im jeweiligen Kontext ab. 112

Manche Abmachungen funktionieren zwar gut, sind aber 
vom Engagement einzelner Akteure abhängig, und dies-
bezügliche Informationen sind nur einer Minderheit von 
eingeweihten Personen zugänglich. 

Auf interkantonaler Ebene oder Bundesebene 
sahen sich bisher vor allem die Schul- und Sozialversiche-
rungsbehörden vor die Aufgabe gestellt, umfassend über 
die Rechte von Sans-Papiers zu informieren, um Pannen 
zu vermeiden und den Zugang zu Rechten sicherzustel-
len. Auch das Bundesamt für Migration wendet sich in 
einer Broschüre über Sozialversicherungen an «Personen 
ohne geregelten Aufenthalt», 113 obwohl explizite Hin-
weise auf eine Bevölkerungsgruppe, die es offiziell nicht 
geben sollte, ansonsten in der Regel vermieden werden. 
Doch angesichts kontrovers geführter Debatten über die 
Frage, ob Jungendlichen ohne Aufenthaltserlaubnis 
Zugang zu Lehrstellen gewährt und Erwerbstätigen 
AHV-Ausweise ausgestellt werden sollten, zeigt sich 
deutlich, dass bei grossen Teilen der Bevölkerung Infor-
mationsbedarf besteht. 

härtefallregelung als Lotterie?

Sämtliche Fachleute kommen hinsichtlich der Lega-
lisierung bei schwerwiegenden persönlichen Härtefällen 

zum gleichen Schluss: Der Umgang mit den Härtefall-
Gesuchen sowie die Rechtsprechung in den vergangenen 
Jahren sind zunehmend restriktiver geworden. Voraus-
sehbare Chancen auf Gewährung einer Bewilligung aus 
humanitären Gründen beobachten die Gesprächspartne-
rinnen und -partner praktisch nur noch bei Menschen mit 
schweren, im Herkunftsland nicht behandelbaren Krank-
heiten und bei Jugendlichen und ihren Angehörigen, die 
bereits lange in der Schweiz leben. Oft ist schwer nach-
vollziehbar, nach welchen Kriterien die Anträge beurteilt 
werden. Da bei der Einreichung eines Härtefallantrags 
die frühere Lebenslage, Wohnsituation und Erwerbs- 
tätigkeit der Gesuchstellenden untersucht werden, lau-
fen die in dieser Unterstützungsarbeit engagierten Per-
sonen Gefahr, wegen Beihilfe zu illegalem Aufenthalt 
bestraft zu werden (und ihre Tätigkeit einstellen zu müs-
sen). Aus diesem Grund und weil bei einem abschlägigen 
Entscheid den Gesuchstellenden eine Wegweisung droht, 
raten gewisse Anlaufstellen, erst im Falle einer drohen-
den Wegweisung Schritte für eine Regularisierung zu 
unternehmen. In Genf und Basel-Stadt wurden zu diesem 
Zweck Nothilfetelefons eingerichtet, die es den Sans-
Papiers im Falle einer Verhaftung erlauben, die Rechts-
beratung zu benachrichtigen, bevor es zu einer Ausschaf-
fung kommt.

Die grossen kantonalen Unterschiede im Umgang 
mit Härtefällen sind zahlenmässig dokumentiert. 114 Je 
restriktiver ein Kanton mit den Gesuchen umgeht, desto 
weniger werden eingereicht und desto geringer erscheint 
der Handlungsbedarf. Im Ausländerbereich haben seit 
2001 zehn Kantone kein einziges und manche nur sehr 
wenige Gesuche 115 an die Bundesbehörden weiter gelei-
tet (Zürich: 10; St. Gallen: 1; Genf 1201). Im Asylwesen 
sind die kantonalen Differenzen etwas geringer. Ausser-
dem werden hier im Vergleich zum Ausländerbereich 
ungefähr siebenmal öfter humanitäre Bewilligungen 116 
gewährt, obwohl die abgewiesenen Asylsuchenden nur 
eine Minderheit aller Sans-Papiers bilden. Das mag auf 
den ersten Blick umso erstaunlicher erscheinen, als die 
abgewiesenen Asylsuchenden stärker kontrolliert und 
konsequenter weggewiesen werden als andere Sans-
Papiers. Allerdings können erstere häufiger einen lega-
len beziehungsweise registrierten Aufenthalt nachwei-
sen, was ein wichtiges Element für die Gutheissung eines 
Gesuchs darstellt. Ausserdem beziehen praktisch nur 
Asylsuchende Nothilfe und befinden sich häufiger in 
dringlichen Notlagen als erwerbstätige Sans-Papiers, was 
den Handlungsdruck auf die Behörden gegenüber der 
Bevölkerung verstärkt. 

Verschiedene Aussagen von Fachleuten vermitteln 
den Eindruck, dass die gesamte Handhabung der Härte-
fallregelung stark vom politischen Klima bestimmt wird, 
und dass selbst Gerichte restriktive Absichten des Gesetz-
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gebers in ihren Entscheiden als wichtige Orientierungs-
punkte betrachten. Umgekehrt hat in den vergangenen 
Jahren eine ordnungsrechtlich orientierte Sichtweise, 
die aus juristischer Perspektive durchaus nachvollziehbar 
ist, die Politikdiskurse stark geprägt: Ihre Vertreterinnen 
und Vertreter machen ausschliesslich die Sans-Papiers 
selbst für ihren illegalen Aufenthalt verantwortlich und 
wollen diese keinesfalls mit einer Aufenthaltsbewilli-
gung für ihre Rechtsverletzung «belohnen». Diese 
Standpunkte bestärken sich gegenseitig und lassen nur 
wenig Spielraum für eine kritische Reflexion. Inwiefern 
unter diesen Umständen eine unabhängige Behandlung 
der Härtefall-Gesuche nicht dem Anspruch einer mög-
lichst konsequenten Bekämpfung der irregulären Migra-
tion unterstellt wird, müsste unbedingt näher unter-
sucht werden. 

Dass die gegenwärtige Härtefallpraxis keine wirk-
same Antwort auf ausländerrechtliche Illegalität als 
soziales Problem ist, geht allein schon aus den Statisti-
ken hervor. Als solches wird sie in engagierten Kreisen 
und erst allmählich aus sozialwissenschaftlicher Perspek-
tive identifiziert – wie der wachsende Literaturkorpus 
zeigt –, während illegaler Aufenthalt in Politik und 
Öffentlichkeit weiterhin als sicherheits- und ordnungs-
politisches Problem wahrgenommen wird. In den Fokus-
gruppen-Diskussionen wurde diesbezüglich auf die 
wachsende Meinungskluft zwischen den verschiedenen 
Akteuren hingewiesen, die zum einen die konkrete, 
soziale Realität der irregulären Migration ins Auge fas-
sen und zum anderen auf einer abstrakten Ebene argu-
mentieren und eine konsequente Durchsetzung auslän-
derrechtlicher Bestimmungen propagieren. Während 
sich diese beiden Perspektiven in allgemeinen Debatten 
meist noch radikalisieren, können gelegentlich anhand 
von konkreten Problemsituationen pragmatische 
Lösungsansätze gefunden werden. Wenn nicht anschlies- 
send eine öffentliche Auseinandersetzung mit dem 
Thema stattfindet, münden solche Vorkommnisse aller-
dings selten in eine kritische Reflexion der Ausgangs- 
positionen. 

überlegungen zu Lösungsansätzen und ausblick 

Eine grundlegende Beschäftigung mit der Materie 
legt den Schluss nahe, dass der komplexe Umgang mit 
konfligierenden Rechtsgütern in verschiedenen Politik-
feldern längerfristig nicht mehr (allein) dem Ermessen 
der zuständigen Akteure überlassen werden kann, son-
dern einer demokratischen Debatte und kollektiv ausge-
handelten Lösungen Platz machen muss. Gerade in 
einem so brisanten Politikfeld ist es unumgänglich, 
gegensätzliche und selbst marginale Positionen zu dis-
kutieren, ohne diese auszugrenzen, auch wenn sie 
(gegenwärtig) nicht mehrheitsfähig sind. 

Auch bei der Härtefallregelung stellt sich die Frage, 
ob es sinnvoll ist, eine angemessene Berücksichtigung 
von Einzelschicksalen und menschenrechtlichen Geboten 
ordnungspolitischen Interessen unterzuordnen und 
dadurch in Kauf zu nehmen, dass selbst für Menschen, 
die schon seit Jahrzehnten in der Schweiz leben und 
arbeiten, kaum eine realistische Aussicht auf Legalisie-
rung besteht. Allerdings dürfte erst die Einsicht in die 
gesamtgesellschaftliche Dimension der irregulären Mig-
ration und die politische Akzeptanz der Migrationsreali-
tät eine Akzentverschiebung im Umgang mit ausländer-
rechtlicher Illegalität bewirken. Wie die Durchführung 
kollektiver Regularisierungen in Südeuropa zeigt, wird 
dieser Anknüpfungspunkt in Ländern mit einer weniger 
konsolidierten Zuwanderungspolitik eher erreicht als in 
Ländern mit stark ausdifferenzierten Zulassungssyste-
men wie der Schweiz. Ein unvoreingenommener Ver-
gleich andersartiger Migrationsregimes, die zweifellos 
alle ihre Schattenseiten haben, aber auch Potentiale ber-
gen, dürfte für die Konzeption alternativer Umgangs-
weisen mit Illegalität durchaus gewinnbringend sein 
(siehe beispielsweise Finotelli 2007).

Letztlich geht es in allen Politikfeldern immer wie-
der um die Frage, inwieweit es verhältnismässig und von 
öffentlichem Interesse ist, soziale Rechte zum Zweck der 
Zuwanderungssteuerung zu beschränken und daraus 
erwachsene Missstände hinzunehmen. Die Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt legt zumindest den Schluss nahe, 
dass möglicherweise gerade eine Stärkung der Grund-
rechte von Sans-Papiers einen Beitrag dazu leisten 
könnte, die Schattenwirtschaft und die Bildung rechts-
freier Räume zu begrenzen und so längerfristig illegale 
Migration wirksamer zu bekämpfen als mit repressiven 
Massnahmen allein. 117 In diesem Sinn lässt sich durchaus 
an eine alternative Handlungsorientierung denken, die 
sich weder ausschliesslich ausländerrechtlichen Zielen 
verschreibt, noch eine radikal ordnungskritische Position 
des «Laisser-faire» bei der Zulassung vertritt. 

Voraussetzung für einen Perspektivenwechsel ist 
der Verzicht auf das unrealistische Ziel einer hundertpro-
zentigen Durchsetzung ausländerrechtlicher Bestimmun-
gen und die Einsicht, dass die Anwesenheit von Sans-
Papiers strukturell bedingt ist und somit ein bleibendes 
Problem demokratisch verfasster Nationalstaaten im 
Zeitalter der Globalisierung darstellt. Es versteht sich, 
dass diese Position politisch schwerer zu kommunizieren 
ist als die Idealvorstellung einer lückenlosen Kontrolle. 
Erfahrungsgemäss leistet aber ein wachsendes Auseinan-
derklaffen zwischen (migrations-)politischen Ansprü-
chen und der Realität einer Polarisierung der politischen 
Positionen Vorschub und ist einer sozialverträglichen, 
sachgerechten Politikgestaltung, die in weiten Teilen der 
Bevölkerung Akzeptanz findet, wenig förderlich. Des-
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halb muss auch einer breiteren Öffentlichkeit die Einsicht 
vermittelt werden, dass sich die Strategien möglicher 
Migrationssteuerung, wie die der staatlichen Einfluss-
nahme in den letzten Jahrzehnten, fundamental ge- 
ändert haben.

Wie mehrere Beispiele verdeutlichen, existieren in 
verschiedenen Kantonen und Politikfeldern bereits trag-
fähige Ansätze des konstruktiven Umgangs mit Sans-
Papiers. Von diesen kann sich eine sachlich geleitete Dis-
kussion zu möglichen Antworten auf die Probleme 
illegalen Aufenthalts inspirieren lassen. Eine offene Aus-
einandersetzung mit realistischen Möglichkeiten, irregu-
läre Migration wirksam einzudämmen, ohne den Blick 
für Menschrechtsverletzungen und soziale Härten zu ver-
schliessen, wird vermutlich die Vorteile einer pragmati-
schen Kombination unterschiedlicher Teillösungen auf-
zeigen. Ausserdem ist zu hoffen, dass eine konstruktive 
Debatte den Blick für Analyse- und Handlungsperspekti-
ven öffnet, die über die Grenzen der Schweiz hinausrei-
chen, und Berührungspunkte mit der Aussenpolitik und 
Entwicklungszusammenarbeit stärker in den Vorder-
grund rückt. 
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9  
Anmerkungen

1  Diese Zahlen beruhen auf Schätzungen aus Regularisie-
rungsprogrammen in südeuropäischen Ländern. 

2 Der Sozialhilfestopp und die damit verbundene Entlassung 
in die Illegalität gelten seit April 2004 für Personen mit 
Nichteintretensentscheid (NEE) und ab Januar 2008 auch 
für abgewiesene Asylsuchende.

3 Selbstverständlich widerspiegeln die verschiedenen  
Beschreibungen irregulärer Formen der Migration (illegale, 
klandestine oder undokumentierte Migration) die gesell-
schaftliche Perspektive, mit der staatlich nicht legimitierte 
Einwanderung beurteilt wird (vgl. Ghosh 1998).

4 Mona (2007) verficht in seinem rechtsphilosophischen Werk 
«Das Recht auf Immigration», dass ein liberal verfasster 
Staat nicht bloss verpflichtet sei, bedrohten Menschen auf 
der Flucht Asyl und Rechtsschutz zu gewähren, sondern er 
müsste grundsätzlich alle Zuwandernden aufnehmen. 

5 www.dhs.gov/xlibrary/assets/statistics/publications/
ois_ill_pe_2009.pdf, 16.06.2010. 

6 Siehe dazu den Artikel in Le Monde Diplomatique Juni 
2010: www.monde-diplomatique.de/pm/2010/06/11. 
mondeText1.artikel,a0009.idx,1, 16.06.2010.+

7 eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:1
68:0024:0032:EN:PDF, 16.06.2010.

8 Die Mitteilung besagt u.a.: «Illegal entry, transit and stay of 
third-country nationals who are not in need of international 
protection undermine the credibility of the common immig-
ration policy. Without reinforced Community action, the 
crisis as already seen and perceived today would increase 
both in qualitative and quantitative terms.»: eur-lex.europa.
eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2006:0402:FIN:DE:P
DF, 15.06.2010.

9 www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf, 
16.06.2010.

10 Europäischer Pakt zu Einwanderung und Asyl: www.immig-
ration.gouv.fr/IMG/pdf/Plaquette_DE.pdf, 14.06.2010.

11 www.sans-papiers.ch/site/index.php?id=180, 22.06.2010.

12 Diese Feststellung bestärkte letzthin eine Debatte im Parla-
ment: Nationalräte konnten sich schlicht nicht vorstellen, 
dass Zugewanderte ohne Aufenthaltsbewilligung gelegent-
lich Sozialversicherungsbeiträge und Quellensteuern ent-
richten.

13 GE, VD, BS, TI, eventuell ZH.

14 Ecuador gehört mit 14 Millionen Einwohnern zu den mittel-
grossen Staaten Südamerikas und ist gemessen am Brutto-
sozialprodukt pro Kopf nach Kaufkraftparitäten das zweit-
ärmste Land Südamerikas. Wie in den meisten lateinameri-
kanischen Ländern ist die wirtschaftliche Ungleichheit hoch. 
Das Land kannte 1999-2000 eine schwere Banken- und 
Währungskrise. Eine Folge der permanenten Wirtschaftskri-
sen war, dass im Jahre 2000 das Pro-Kopf-Einkommen unter 
dem Niveau von 1980 lag. Ein beträchtlicher Anteil der 
Ecuadorianer und Ecuadorianerinnen leben im Ausland, vor 

allem in den USA und Spanien. Nach offiziellen Aus- und 
Einreise-Statistiken sollen zwischen 1999 und 2004 rund 
eine Million ecuadorianische Staatsangehörige netto das 
Land verlassen haben (www.migrationinformation.org/
Profiles/print.cfm?ID=575, 20.06.2010). 

15 In Spanien fand eine Regularisierung 2001 und eine beson-
ders umfangreiche 2005 statt, wobei Ecuador das wichtigs-
te Herkunftsland der Gesuchsstellenden war. Italien führte 
2002 eine kollektive Arbeitsregularisierung durch.

16 www.bfm.admin.ch/content/dam/data/migration/
statistik/asylstatistik/uebersichten/asyl-jahre-total-d.pdf, 
22.06.2010

17 Kommentierte Asylstatistik 2009, BFM (S.7). 

18 Ausschliesslich der rund 4990 sogenannten Übergangs- 
fälle, deren NEE vor dem 01.04.2010 rechtskräftig wurde. 
Monitoring Nichteintretensentscheide, BFM.

19 Ebenfalls ohne Übergangsfälle, d.h. jene, deren Asylgesuch 
vor dem 01.01.2008 rechtskräftig abgelehnt wurde. Bericht 
Monitoring Sozialhilfestopp von Juli 2010 (Berichtsperiode 
2009)

20 In einem Artikel von 2002 erwähnten Efionayi-Mäder und 
Cattacin sämtliche Schätzungen, die regelmässig in den 
Medien auftauchten und damals von 50 000 (Behörden) bis 
zu 300 000 reichten, die von verschiedenen Aktivistenkrei-
sen genannte Schätzung. Diese Zahlen wurden im Artikel 
kritisch diskutiert, aber in der Folge mehrfach als Eigen-
schätzungen der Autoren präsentiert.

21 Wenn von der weltweiten Feminisierung der Migration die 
Rede ist, erweckt dies oft die Vorstellung von einer starken 
und schnellen Zunahme der Migration der Frauen. In Wahr-
heit haben sich vor allem die Wanderungsformen geändert, 
und die Zunahme bleibt insgesamt moderat.

22 www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/01/22/
publ.Document.119166.pdf www.bfs.admin.ch/bfs/portal/
de/index/themen/01/22/publ.Document.119166.pdf.

23 Siehe beispielsweise die ausführliche Berichterstattung von 
François Modoux in Le Temps vom 7. Juli 2006: Les «523», 
une histoire vaudoise über die Aktionen für die 523 Härte-
fälle aus dem Asylbereich – kurz als «les 523» bezeichnet.

24 Der Sozialhilfestopp und seine Folgen werden in Kapitel  
5.4 näher beschrieben.

25 Bericht Monitoring Sozialhilfestopp von Juli 2010 (Berichts-
periode 2009).

26 Der genaue Studientitel lautet: Sans Papiers in der Schweiz: 
Arbeitsmarkt, nicht Asylpolitik ist entscheidend (Longchamp 
et al. 2005).

27 Der gesamtschweizerische Durchschnitt läge 2005 bei  
1.2 Prozent resp. 5.8 Prozent für die Gesamt- resp. auslän-
dische Bevölkerung. GE: 2.8 Prozent resp. 7.4 Prozent, BS: 
2.7 Prozent resp. 9.1 Prozent, ZH 1.6 Prozent resp.  
7.0 Prozent, TG 1.7 Prozent resp.8.8 Prozent, TI 0.6 Pro-
zent, 5.5 Prozent und VD 2.3 Prozent resp. 8.0 Prozent. 
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Aber nochmals, es handelt sich lediglich um Schätzungen 
von befragten Personen, die sich gegenseitig beeinflussen 
können.

28 In der Rangfolge der Agglomerationen liegt Zürich mit einer 
Bevölkerung von 1,08 Mio. weiterhin deutlich vor Basel 
(480 000 Einwohner) und Genf (470 000 Einwohner) im 
Schweizer Teil. Zusammen mit dem ausländischen Teil er-
reicht Basel 690 000 Einwohner und Genf 640 000.  
www.statistik.zh.ch/raum/agglomerationen.php?p=3), 
07.07.2010.

29 Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft einerseits und der Europäischen 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits über 
die Freizügigkeit: www.admin.ch/ch/d/sr/i1/0.142.112.681.
de.pdf, 26.06.2010.

30 Siehe dazu: www.admin.ch/ch/d/sr/362_0/app1.html, 
07.07.2010.

31 Das Zweikreisemodell ist als Fortsetzung des anfangs der 
1990er-Jahre etablierten Dreikreisemodells zu verstehen. 

32 Siehe Freizügigkeitsabkommen: www.admin.ch/ch/d/sr/
i1/0.142.112.681.de.pdf, 16.06.2010.

33 Siehe dazu die stetig aktualisierte Liste der Visumsvorschrif-
ten beim BFM: www.bfm.admin.ch/content/dam/data/
migration/rechtsgrundlagen/weisungen_und_kreisschreiben/
weisungen_visa/anh1-liste1_vorschriften-nach-staat-d.pdf, 
07.07.2010.

34 Siehe dazu Artikel im Tagesanzeiger vom 01.07.2010 «Phi- 
lippinerin darf keine Ferien bei Schweizer Verwandten  
machen», www.lexisnexis.de/e-solutions/KSH/en/index.html, 
07.07.2010.

35 Seit 2008 ist ein Übergangssystem «SISone4ALL» operatio-
nell in Betrieb, 2011 wird es durch SIS II ersetzt.  
www.ejpd.admin.ch/ejpd/de/home/themen/sicherheit/ 
ref_polizeizusammenarbeit/ref_schengen/ref_sis.html, 
07.07.2010.

36 Siehe dazu Art. 92 und 93 AuG zu den Sorgfaltspflichten 
und Art. 104 AuG zu den Meldepflichten der Transportun-
ternehmen sowie Art. 120a bis 120c AuG zu den damit 
verbundenen Strafbestimmungen.

37 Zur Erklärung, siehe die Weisungen zum Freizügigkeits- 
abkommen unter: 
www.bfm.admin.ch/content/dam/data/migration/ 
rechtsgrundlagen/weisungen_und_kreisschreiben/ 
weisungen_fza/20090601-weisungen-fza-d.pdf, 
07.07.2010.

38 Aufgrund der Anpassung des AuG an die EU-Rückfüh- 
rungsrichtlinie wird sich dies bald ändern, die formlose 
Wegweisung wird abgeschafft und in der Regel eine  
Wegweisungsverfügung erlassen, gegen die Beschwerde  
erhoben werden kann. Siehe dazu: www.bfm.admin.ch/
bfm/de/home/dokumentation/rechtsgrundlagen/laufende_ 
gesetzgebungsprojekte/uebernahme_ 
rueckfuehrungsrichtlinie.html, 07.07.2010.

39 Das Konzept des Nichteintretensentscheids tauchte 1983 
erstmals auf. Die Gründe des Nichteintretens auf Asyl- 
gesuche haben sich jedoch über die Jahre hinweg verviel- 
fältigt (Sanchez-Mazas et al. forthcoming: 17).

40 Auch in Bezug auf NEE ist ein Gesetzgebungsprozess im 
Gange. Ein neuer Gesetzentwurf sieht unter anderem vor, 
dass Nichteintretensverfahren nur noch bei Dublin-Verfah-
ren und bei Wegweisungen in einen sicheren Drittstaat 
erfolgen sollen sowie in Fällen, in denen Asylsuchende 

keine Asylgründe vorbringen (z. B. nur medizinische oder 
wirtschaftliche Gründe). In den übrigen Fällen soll ein  
rasches und einheitliches materielles Verfahren mit einer 
Beschwerdefrist von neu 15 Tagen (bisher 30 Tage) durch-
geführt werden. Siehe dazu: www.bfm.admin.ch/bfm/de/
home/dokumentation/rechtsgrundlagen/laufende_ 
gesetzgebungsprojekte/asyl-_und_auslaendergesetz.html, 
07.07.2010.

41 Laut GfS-Studie von 2005 gibt es keinen systematischen 
Zusammenhang zwischen der Asylpolitik (der Zahl abgewie-
sener Asylsuchenden) und dem Vorkommen von Sans- 
Papiers in den Kantonen. Gleichzeitig erfasste die Studie 
auch die Einschätzung von Expertinnen und Experten,  
«dass eine restriktive Asylpolitik, wie sie sich in Zukunft 
abzeichnet, das Anwachsen illegal anwesender Personen 
begünstigen könne» (Longchamp et al. 2005: 43).

42 Dabei ist der Anteil von Langzeitbezügerinnen und -bezü-
gern bei Personen mit einem negativen Asylentscheid nach 
durchlaufenem Asylverfahren besonders hoch (Bolliger und 
Féraud 2010: 93)

43 Siehe dazu www.sosf.ch/cms/front_content.php?idcat=244, 
16.06.2010.

44 Siehe dazu «Les» 523”, une histoire vaudoise», Le Temps,  
7 juillet 2006.

45 Siehe dazu den Artikel unter www.sans-papiers.ch/site/
uploads/media/Vorschlag_Staatsrat_GE_01.pdf, 
16.06.2010.

46 Siehe Artikel in Le Courrier vom 16.03.2002: www. 
lecourrier.ch/index.php?name=NewsPaper&file=article&sid= 
307, 25.06.2010.

47 Siehe dazu Bundesbeschluss im Rahmen der Weiterent- 
wicklung des Schengen Besitzbestandes vom November 
2009: www.admin.ch/ch/d/ff/2009/8915.pdf.

48 Siehe dazu die Liste der Rückübernahmeabkommen auf der 
Website des BFM: www.bfm.admin.ch/bfm/de/home/doku-
mentation/rechtsgrundlagen/internationale_rechtsquellen/
internat_vertraege/rueckuebernahme.html, 22.06.2010.

49 www.bfm.admin.ch/bfm/de/home/dokumentation/ 
rechtsgrundlagen/internationale_rechtsquellen/internat_ 
vertraege/rueckuebernahme.html, 22.06.2010.

50 Das SIS ist in der Schweiz seit August 2008 in Kraft. Siehe 
dazu Notenaustausch betreffend VIS vom August 2008: 
www.admin.ch/ch/d/ff/2009/4289.pdf, 22.06.2010.

51 Dasselbe gilt für eingetragene Partnerschaften.

52 Zu «Scheinehe» und der Rechtsgrundlagen der Ehe siehe 
(Spescha 2007: 121).

53 www.bfm.admin.ch/content/dam/data/migration/ 
rechtsgrundlagen/weisungen_und_kreisschreiben/ 
weitere_ weisungen/2005/20051222-rs-scheinehen-d.pdf, 
22.06.2010.

54 www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&print_
style=yes&msg-id=33439, 08.06.2010.

55 Betreffend grundrechtliche Probleme in Bezug auf diese 
neuen Gesetzesbestimmungen siehe die Diskussion von Prof. 
Dr. Paul Müller: www.sans-papiers-contact.ch/documents/ 
091030ArtikelJPMullerzugesBestimmungenbetrEhedef.pdf, 
15.07.2010.

56 www.parlament.ch/D/Suche/Seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20050463, 13.07.2010.
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57 Stellungnahme des Bundesrates zur Motion Fankhauser 
vom 15. Juni 1998.

58 Rundschreiben «Praxis der Bundesbehörden bei der An- 
wesenheitsregelung von Ausländerinnen und Ausländern in 
schwerwiegenden persönlichen Härtefällen».

59 «Aufgrund der Ausschliesslichkeit des Asylverfahrens hat 
ein abgewiesener Asylbewerber grundsätzlich keinen  
Anspruch auf Einleitung eines Verfahrens nach dem Auslän-
dergesetz um Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung»  
(Verwaltungsgericht, B 2009/189).

60 Bis März 2003 wurden 480 Gesuche gut geheissen (Acher-
mann und Efionayi-Mäder 2003: 8), das heisst, in diesem 
Zeitraum wurden rund doppelt so viele Härtefälle gut  
geheissen als in den Jahren danach. 

61 Siehe BGE 130 II 42, in Nideröst (2009: 379)

62 Das Bundesgericht zog in seinen Beurteilungen aus juristi-
schen Gründen die in den Weisungen erarbeiteten Kriterien 
nicht bei (Alberto Achermann 2009).

63 Weisung vom 1.7. 2009 zu Aufenthalt ohne Erwerbstätig-
keit, aus wichtigen öffentlichen Interessen und als schwer-
wiegender persönlicher Härtefall: www.bfm.admin.ch/etc/
medialib/data/migration/rechtsgrundlagen/weisungen_und_
kreisschreiben/weisungen_auslaenderbereich/aufenthalt_
ohne_erwerbstaetigkeit.Par.0001.File.tmp/5-aufenthalt-
ohne-erwerb-d.pdf, 11.06.2010. 

64 Siehe dazu die Interpellation 07.3207 Sans-Papiers – ste-
cken wir in einer Sackgasse? www.parlament.ch/d/suche/
seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20073207, 22.06.2010.

65 Diese Daten stammen aus der Härtefallstatistik auf der BFM- 
Website: www.bfm.admin.ch/content/bfm/de/home/ 
dokumentation/zahlen_und_fakten/asylstatistik/haertefaelle.
html, 26.06.2010.

66 Siehe dazu Statistiken des BFM. 

67 Entsprechende informelle Deklarationen von Entscheidungs-
tragenden sind einzelnen Fachpersonen bekannt, können 
aber nicht dokumentiert werden. 

68 Die Bewegung «En quatre ans on prend racines»:  
www.refuge-kosovo.ch/accueil.html, 22.06.2010.

69 Die «Plattform zu den Sans-Papiers» wurde 2002 mit dem 
Ziel gegründet, Regularisierungen für die Sans-Papiers zu 
erreichen oder zumindest die Härtefallregelung zu verbes-
sern. Siehe: www.sans-papiers.ch/site/index.php?id=81, 
22.06.2010.

70 www.bleiberecht.ch, 13.07.2010.

71 Siehe dazu Artikel im Tagesanzeiger vom 29.12.2009: 
www.tagesanzeiger.ch/zuerich/stadt/Kirchenbesetzung-
Sanspapiers-wollen-Druck-verstaerken/story/25513697, 
22.06.2010.

72 Sendung «Kontext» des Schweizer Radio DRS vom 
07.06.2010: www.drs.ch/www/de/drs/sendungen/ 
kontext/5005.sh10138874.html, 22.06.2010.

73 BGE 114 II 279 ff. und 122 III 110 ff.

74 Das bedeutet etwa, dass sie im Falle einer Ausreise die 
ihnen zustehenden AHV-Beiträge zurückfordern können. 
Unfälle und Berufskrankheiten sind versichert, ebenso Inva-
lidität unter gewissen Fristbedingungen. Auch bezüglich 
Mutterschaft, Kinder- und Familienzulagen besteht prinzi- 
piell eine Leistungsberechtigung.  

75 Der Entscheid, ob die Sozialversicherungsbeiträge und die 
Quellensteuer vom Lohn abgezogen werden, liegt demnach 
letztlich bei den Arbeitgebenden.

76 BGE 118 V 79 vom 11. Mai 1992.

77 Es handelt sich um eine vereinfachte Form der Gehalts-
abrechnung unter Berücksichtigung der Formalitäten im 
Zusammenhang mit Sozialversicherungen und Quellen- 
steuern für Beschäftigungsverhältnisse in Privathaushalten. 
www.cheque-emploi.ch 

78 Aspasie in Genf, Fleur de pavé im Kanton Waadt, das Frau-
eninformationszentrum in Zürich, Fri-santé usw.

79 Motion 00.3039.

80 Da die Konsequenzen einer Denunziation des Schwarz- 
arbeitsverhältnisses für Arbeitgebende weit milder und 
kalkulierbar (Busse) sind als für die Sans-Papiers, sind solche 
Drohungen durchaus wirksam. 

81 Soziales Kapital umfasst alle Ressourcen, die auf einer Grup-
penzugehörigkeit beruhen, wie Familienhintergrund, beruf-
liche Verbindungen, Beziehungsnetz usw. Kulturelles Kapital 
die Bildung, Kenntnisse Diplome, Titel, kulturelle Güter, 
Bilder, Bücher.

82 Eine juristische Definition von Schwarzarbeit gibt es nicht. 
Unter Schwarzarbeit wird eine entlöhnte, selbständige oder 
unselbständige Arbeit verstanden, die als Tätigkeit an sich 
legal ist, bei deren Ausübung aber gegen Rechtsvorschriften 
verstossen wird. Sie umfasst Tatbestände von der Beschäfti-
gung von Angestellten, die den obligatorischen Sozialversi-
cherungen nicht gemeldet sind, ferner nicht gemeldete 
Erwerbstätigkeit von Personen, die Leistungen einer Sozial-
versicherung beziehen und die Beschäftigung von Auslän-
derinnen und Ausländern ohne gültige Arbeitsbewilligung 
usw. (siehe factsheet keine Schwarzarbeit auf www.keine-
schwarzarbeit.ch)

83 Friedrich Schneider schätzt in einem Zeitungsartikel von 
Cash vom 06.12.2002 den Anteil der von Ausländern mit 
oder ohne legalen Status verrichtete Arbeit auf 16 Prozent; 
Schätzungen aus den 1980er-Jahren liegen höher, sind aber 
nicht mehr aktuell.

84 Eine ausführliche Diskussion der Massnahmen im Vorfeld 
der Einführung des Gesetzes ist bei (Achermann und Efio-
nayi-Mäder 2003: 125) nachzulesen.

85 7.3 Stellenprozent bei einem Durchschnitt von 2.6 für die 
Schweiz (SECO 2010).

86 Angesichts des Erfolgs im Kanton Genf wurden inzwischen 
Stimmen laut, die forderten, dass die Angaben systematisch 
an die Migrationsbehörden weitergeleitet würden. Proposi-
tion de motion 25.03.2010 M1943.

87 Was eigentlich nicht hätte geschehen sollen, aber eben  
nicht immer zu verhindern ist. Auf die Frage, ob Sans-  
Papiers verfolgt würden, antwortet Serge Gaillard vom SECO 
folgendes: Nein, das Gesetz will keine Menschen, sondern 
die Schwarzarbeit bekämpfen. Zudem dürfen die Sozialver- 
sicherungsbehörden nur dann mit den Ausländerbehörden 
Kontakt aufnehmen, wenn auf dem Einkommen einer  
Person keine Sozialversicherungsbeiträge entrichtet wurden. 
www.keine-schwarzarbeit.ch/mediencorner/00136/00145/
index.html?lang=de, 18.06.2010
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88 Siehe dazu das Interview von Serge Gaillard: 
 www.keine-schwarzarbeit.ch/

mediencorner/ 00136/00145/index.html?lang=de 

89 Urteil C-385/2006; Jurius, Demande d’autorisation de  
séjour, in: Jusletter 10. Mai 2010.

90 EDK, Empfehlungen und Beschlüsse, Bern 1995,  
edudoc.ch/record/24416/files/D36A.pdf?ln=frversion=1, 
20.06.2010.

91 Artikel 10 der Verordnung vom 19. Juli 1972 über Aufent-
halt und Niederlassung der Ausländer (BSG 122.21): «Die 
örtliche Fremdenpolizei ist berechtigt, von den Schulbehör-
den periodisch ein Verzeichnis der ihre Schulen besuchen-
den ausländischen Kinder zu verlangen und fordert jeweils 
auf Beginn eines Schulsemesters ein solches an. Kinder, 
deren Aufenthaltsverhältnis nicht geregelt ist, meldet sie 
unverzüglich dem Amt für Migration und Personenstand.» 
VPOD Magazin 128/02, Tobler, R., Ohne Papiere in die 
Schule? Seite 26.

92 Solidarité sans frontières (SOSF), Zugang zu Schule und 
Lehre, www.sosf.ch/cms/front_content.php?client=1&lang=
1&parent=244&subid=244&idcat=636&idart=2660, 
13.07.2010.

93 Idem.

94 Vollzeitlehrgänge 10 Prozent, Teilzeitlehrgänge 2 Prozent. 
Bundesamt für Statistik, www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/
index/themen/15/04/00/blank/uebersicht.html, 15.06.2010.

95 Schweizerisches Parlament, Geschäftsdatenbank, www.
parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_
id=20083616, konsultiert am 01.07.2010.

96 Siehe www.sans-papiers.ch «Politische Vorstösse» für eine 
Übersicht.

97 WOZ, Die Wochenzeitung, Brügger, H., Eine Behörde bricht 
das Gesetz, 04.03.2010.

98 Art. 41 BV gehört zu den Sozialzielen der Bundesverfas-
sung, deren Umsetzung dem Gesetzgeber überlassen ist. 

99 Unité mobile de soins communautaires (UMSCO) der HUG 
in Genf und Unité des Populations Vulnérables (UPV) der 
Policlinique Médicale Universitaire (PMU) des CHUV in  
Lausanne. 

100 NowHereCare, eine international vergleichende Studie im 
Auftrag des BAG, die vom ICMPD in Zusammenarbeit mit 
dem SFM durchgeführt wird.

101 Das heisst nicht in einem kantonalen «Sachabgabezent-
rum» (spezielle Aufnahmeinstitution für Personen in Not- 
hilfe) untergebracht sind.

102 «Patientinnen und Patienten ohne Aufenthaltsrecht und 
ohne Krankenversicherung» (2007) www.migesplus.ch/
publikationen-de.php?thema=26&pub=161, 15.06.2010.

103 Postulat 09.3484 von Bea Heim vom 28.05.2009.

104 Motion 10.3203 von Alex Kuprecht vom 18.03.2010.

105 Die vom BFM in Auftrag gegebene Studie zeigt, dass an 
einem Stichtag im September 2009 rund ein Drittel der 
Nothilfebeziehenden in speziellen Nothilfestrukturen, ein-
schliesslich Notschlafstellen, untergebracht waren.

106 Dies gilt nicht nur für so genannte «Altfälle», deren Asylge-
such vor 2008 rechtskräftig abgelehnt wurde, sondern auch 
für Fälle, in welchen die Abweisung ab dem 01.01.2008 
rechtskräftig wurde. Von letzteren bezogen zwischen dem 
Januar 2008 und Juli 2009 55 Prozent jemals Nothilfe.

107 Interpellation Lustenberger (10.3052) «Sans Papiers mit 
AHV-Ausweis» und Antwort vom Bundesrat vom 19. Mai 
2010: www.parlament.ch/D/Suche/Seiten/geschaefte.
aspx?gesch_id=20103052, 27.06.2010.

108 Siehe Artikel im Der Bund vom 27.Juni 2010: www. 
derbund.ch/schweiz/standard/Auch-SansPapiers-erhalten-
einen-AHVAusweis/story/19919782, 27.06.2010.

109 Die Sozialversicherungsbehörden sind nur dann verpflichtet, 
die Ausländerbehörden zu benachrichtigen, wenn für ein 
bestimmtes Einkommen keine Sozialversicherungsbeiträge 
entrichtet wurden und sich nicht sogleich ergibt, dass der 
Aufenthalt des betreffenden Ausländers rechtmässig ist 
(Art. 12 Abs. 2 BGSA). Hinsichtlich der letztgenannten 
Bestimmung besteht notwendigerweise ein grosser Ermes-
sensspielraum der Behörden.

110 Das de facto Heiratsverbot für Personen ohne geregelten 
Aufenthalt tritt erst 2011 in Kraft.

111 Wir gehen von einer gesellschaftlichen Definition sozialer 
Probleme aus, die nach Blumer (1975) einem fünfstufigen 
Prozess folgt: 1. das Auftauchen des sozialen Problems bzw. 
seine Wahrnehmung; 2. die öffentliche Anerkennung (Legi-
timierung); 3. die Mobilisierung von Handlungsstrategien in 
politischen Auseinandersetzungen; 4. die Erstellung eines 
offiziellen Handlungsplanes; 5. die Transformation dieses 
Handlungsplans in seiner tatsächlichen Ausführung.

112 So sind beispielsweise nur beschränkte Informationen über 
die Organisation der Gesundheitsversorgung von Sans 
Papiers in Bern zugänglich, während in Lausanne die Ver-
sorgungsmodalitäten und neuste Entwicklungen in diesem 
Bereich auf der Website des Universitätsspitals dokumen-
tiert werden. Dies bedeutet nicht notwendigerweise, dass 
die Versorgung in Bern generell schlechter funktioniert als 
in Lausanne.

113 www.bfm.admin.ch/bfm/de/home/themen/rueckkehr/rueck-
kehrfoerderung/sozialversicherungen.html 

114 Dies gilt zumindest für die Gesuche, die an den Bund weiter 
geleitet werden.

115 Gemäss Art. 30 AuG und Art. 13f BVO.

116 Gemäss Art. 14 AsylG.

117 Entsprechende Überlegungen wurden andernorts vertieft 
diskutiert (Achermann und Efionayi-Mäder 2003: 111 ff; 
Cyrus 2004; Vogel und Cyrus 2008).
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